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Unterrichtung
(zu Drs. 17/4965)

Der Prasident Hannover, den 22.01.2016
des Niedersachsischen Landtages
— Landtagsverwaltung —

Antworten auf Mindliche Anfragen gemafl § 47 der Geschéaftsordnung des Niederséachsi-
schen Landtages - Drs. 17/4965

Die Antwort auf die Anfrage 1 - einschlie3lich Zusatzfragen und Antworten darauf - sind im Steno-
grafischen Bericht Giber die 87. Sitzung des Landtages am 22.01.2016 abgedruckt.

2. Gab es auch in Niedersachsen Angriffe auf Frauen wie am Kdélner Hauptbahnhof in der
Silvesternacht?

Abgeordnete Petra Joumaah, Editha Lorberg und Angelika Jahns (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Angriffe junger Méanner wahrscheinlich nordafrikanischer und arabischer Herkunft auf Frauen
am Hauptbahnhof in Kéln am Jahreswechsel 2015/2016 haben zu einer grof3en Verunsicherung in
der Bevolkerung gefihrt. Inzwischen wurde bekannt, dass es zeitgleich auch in Hamburg und
Stuttgart zu solchen Angriffen auf Frauen kam.

Auch in Niedersachsen fragen sich viele Frauen, ob sie sich noch unbesorgt allein im 6ffentlichen
Raum bewegen kénnen und ihre Sicherheit gewahrleistet ist.

Vorbemerkung der Landesregierung

In der Silvesternacht wurde am Bahnhofsvorplatz und an den Treppen zum Kélner Dom zunachst
eine Gruppe von 400 bis 500 Menschen festgestellt, bei denen es sich nach vorliegenden Informa-
tionen in der Mehrzahl um ménnliche Personen mit Migrationshintergrund handelte. Diese Perso-
nen, die von den Einsatzkréften und den Geschadigten Ubereinstimmend als ,nordafrikanisch/ara-
bisch* bezeichnet wurden, waren zum Teil stark alkoholisiert, enthemmt und brannten unkontrolliert
Feuerwerkskorper in der Menge ab. Gegen 23:00 Uhr hatte sich die Gruppe auf etwa 1 000 Perso-
nen vergréRert. Das Abfeuern von Feuerwerkskorpern in der Menge nahm zu, zudem wurde von
der Domplatte aus mit Signalmunition und Raketen in die Menge vor dem Bahnhof geschossen.
Die Stimmung wurde zunehmend aggressiver.

Frauen wurden bedréangt, sexuell belastigt und in Einzelféllen sogar vergewaltigt. Auch wurden vie-
le Frauen ihrer Taschen oder anderer Gegenstande bestohlen. Selbst eine zivil eingesetzte Poli-
zeibeamtin wurde Opfer eines versuchten Trickdiebstahls sowie von sexueller Belastigung.

Entsprechende Ubergriffe gab es etwa in Hamburg, Diisseldorf, Dortmund, Bielefeld und Stuttgart,
allerdings nicht in solchem Ausmal3 wie in K6In. Ob die Taten in Zusammenhang stehen, ist offen.

*) Die Drucksache 17/5030 - ausgegeben am 25.01.2016 - ist durch diese Fassung zu ersetzen.
Die Anlage zur Antwort auf die Frage 57 wurde versehentlich der Antwort auf die Frage 35 zugeord- 1
net.
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1. Sind der Landesregierung Vorfélle in Niedersachsen bekannt, bei denen Gruppen von
Méannern an Bahnhofen oder anderen dffentlichen Platzen gemeinschaftlich Frauen be-
drangten und/oder beklauten, wenn ja, wann und wo?

Vergleichbare Sachverhalte wie in KoIn, in denen es zu sexueller Gewalt durch Gruppen bei GroR3-
veranstaltungen kam, wurden in Niedersachsen bislang nicht registriert. Andere Falle gemein-
schaftlich begangener Kriminalitat, z. B. Eigentumsdelikte, wurden in Einzelféllen bekannt. Bezlig-
lich der Sonderform des ,Antanzens® wird auf die Antwort auf die Kleine Anfrage zur miindlichen
Beantwortung Nr. 21 verwiesen.

2. Sind der Landesregierung Félle von Gruppenbildung von Asylsuchenden zum Zwecke
der Begehung von Straftaten bekannt, wenn ja, wo und wann?

Delinquentes Verhalten von mehr als einer Person ist ein verbreitetes Phdnomen und nicht auf be-
stimmte Orte, Straftaten oder Tatverdachtigengruppen beschrankt.

Als Asylbewerber im Sinne der Polizeilichen Kriminalstatistik sind nur tatverdéchtige Personen an-
zusehen, die einen Asylantrag gestellt haben, Uber den noch nicht rechtskréftig entschieden ist.

Auf Grundlage dieser bundesweiten Erfassungsrichtlinien fir Asylbewerber wurden im Rahmen ei-
ner Auswertung teilweise noch gefuihrter Ermittlungsvorgénge fiir das Jahr 2015 in Niedersachsen
insgesamt 3 747 Falle nicht allein handelnder Asylbewerber registriert. Die Gberwiegende Zahl da-
von (2 585) sind Diebstahldelikte.

Eine detaillierte Auswertung beziiglich der Tatorte und Tatzeiten bedurfte einer aufwendigen ma-
nuellen Recherche. Eine entsprechende Erhebung war in der gegebenen Zeit nicht leistbar.

3.  Wie mochte die Landesregierung solche Vorfélle, wie sie vom Jahreswechsel aus ver-
schiedenen Stadten Deutschlands berichtet werden, in Niedersachsen verhindern?

Die Polizei des Landes Niedersachsen ist professionell ausgebildet und gut ausgestattet. Zur
Grundphilosophie gehort es, eine birgernahe Polizei zu sein. Es gehoért aber auch zu den Aufga-
ben der Polizei, konsequent und entschlossen gegen Straftater vorzugehen und dabei auch vor-
handene Ressourcen zu nutzen, die sich einzelfallbezogen von einem starken Personalansatz bis
hin zur bedarfsgerechten Nutzung vorhandener Fuhrungs- und Einsatzmittel erstrecken kdénnen.
Die Vorfalle zum Jahreswechsel, wie sie beispielsweise in KdIn stattgefunden haben, fuhrten allein
schon durch die enorme Medienprésenz zur Sensibilisierung der niedersachsischen Polizeikréfte.

Vor dem Hintergrund bevorstehender Einsatzlagen im Zusammenhang mit Grof3veranstaltungen
wurden die Polizeibehdrden entsprechend sensibilisiert. Dariiber hinaus wird dieses Phdnomen
sowohl in der Ausbildung, als auch im Zusammenhang mit FortbildungsmafRnahmen thematisiert
werden. Des Weiteren werden die bisher in den anderen Bundesléandern gewonnen Erkenntnisse
zu diesem Phanomen nach einsatztaktischen Gesichtspunkten bewertet und gegebenenfalls in die
Einsatzvorbereitung/-planung der Polizeibehérden einbezogen.

Zudem haben sich die Bundeslander darauf verstandigt, einen bundesweiten Lagebericht zu erstel-
len. Darauf aufbauend werden eine qualifizierte Phdnomenanalyse, Handlungserfordernisse und
geeignete Bekampfungsansatze erarbeitet. Dabei werden auch Aspekte der Pravention berlicksich-
tigt.
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3. ,,Rockerkrieg“ von Hells Angels und Mongols in Hamburg - Auswirkungen auch auf Nieder-
sachsen?

Abgeordneter Marco Brunotte (SPD)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Seit einigen Monaten tobt in Hamburg ein Streit um die Vorherrschaft zwischen den Rockergruppen
Hells Angels und Mongols. Es gab u. a. einen Bombenanschlag auf ein Auto, Messerstechereien
und Schusswechsel.

Mehr als 800 Mitglieder sollen die unterschiedlichen Rockerclubs in Niedersachsen haben. Dabei
werden sie immer wieder mit schweren Straftaten wie Drogenhandel, Erpressungs- und Tétungsde-
likten in Verbindung gebracht. Auch die Bereiche Prostitution und Sicherheitsgewerbe (Tursteher)
scheinen zu den Geschaftsbereichen zu gehéren. Die Rockergruppen werden somit zur Organisier-
ten Kriminalitat gezahlt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung misst der Bekdmpfung der Rockerkriminalitdt einen unveréandert hohen Stel-
lenwert bei.

Sie hat bereits im Zusammenhang mit einer Kleinen Anfrage zur schriftichen Beantwortung aus
dem Jahr 2013 (Drs. 17/1425) und einer gleichlautenden Kleinen Anfrage zur schriftlichen Beant-
wortung aus dem Jahr 2015 (Drs. 17/3413 bzw. 17/3817) sowie in einer Kleinen Anfrage zur miind-
lichen Beantwortung aus dem Jahr 2014 (Drs. 17/1940 Nr. 1) umfassend zu Strukturen, Mitglie-
derentwicklung und Aktivitdten von Rockerbanden, die auch als ,Outlaw Motorcycle Gangs
(OMCGs)“ bezeichnet werden, sowie zu der Bekdmpfung der Rockerkriminalitét in Niedersachsen
unterrichtet.

Die nachfolgenden Antworten erfolgen auf Basis von Berichterstattungen des Landeskriminalamts
Niedersachsen und sind als Ergdnzung bzw. Fortschreibung o. a. Beantwortungen zu betrachten.

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung lber eine Beteiligung von Niedersachsi-
schen Rockergruppen an den Auseinandersetzungen in Hamburg?

In den vergangenen Wochen kam es in Hamburg vermehrt zu Auseinandersetzungen zwischen
den Angehdrigen des dortigen Mongols MC (MMC) Ortsgruppe Hamburg und den drtlichen Mitglie-
dern des Hells Angels MC (HAMC).

Zurzeit liegen weder in Niedersachsen noch in Hamburg Informationen tber eine Beteiligung nie-
dersachsischer Rockergruppierungen oder von einzelnen Angehérigen einer niedersachsischen
Rockergruppierung an den gewalttétigen Auseinandersetzungen in Hamburg vor.

Daruber hinaus ist festzustellen, dass sich der HAMC Southport (Hamburg) am 04.01.2016 offiziell
aufgeldst hat.

In Niedersachsen ist der Mongols MC seit der Aufldsung der Ortsgruppe Stade zum 31.03.2015
nicht mehr vertreten.

2. Wie haben sich die Aktivitdten und Strukturen der unterschiedlichen Rockergruppen in
Niedersachsen in den letzten Jahren entwickelt?

Anknupfend an die Beantwortung der Kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung der Abgeord-
neten Meta Janssen-Kucz und Belit Onay (GRUNE) zur gleichen Thematik am 29.06.2015, Drs.
17/3817 (Nr. 1), werden an dieser Stelle die Entwicklungen der niedersachsischen Rockergruppen
seit dem 01.06.2015 dargestellt:
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Hells Angels MC:

Bei dem HAMC hat es keine strukturellen Veranderungen in Niedersachsen gegeben. Der HAMC
verzeichnet auch weiterhin neun Ortsgruppen - dabei handelt es sich um die in der Drs. 17/3817
aufgefuhrten Ortsvereine. Im Einzelnen:

HAMC Wolfsburg - gegriindet im Januar 2013,

HAMC South Heath im Bereich Celle - gegriindet im Januar 2013 -,

HAMC North Region im Bereich Walsrode - gegriindet im Marz 2013 -,

HAMC Jade Bay in Wilhelmshaven - gegriindet im Dezember 2012 -,

HAMC West Side im Bereich Delmenhorst - gegriindet Januar 2013 -,

HAMC North County im Bereich Stuhr/Bassum - gegriindet im Juli 2013 -,

HAMC West County in Nordhorn - gegriindet im August 2011 -,

HAMC Oldenburg (ehemals HAMC Downtown, gegrindet Juli/August 2013) - gegrindet
01.10.2014 -,

HAMC North Line im Raum Oldenburg/Bremen - gegriindet Juli/August 2013 -.

Der Hells Angels MC verfiigt auch weiterhin in Niedersachsen Uber folgende Unterstiitzer-(Suppor-
ter-)Gruppierungen:

Red Devils MC, verschiedene Gruppierungen, welche sich als ,Street Crews* bezeichnen, Oldiers
Germany, Kartell MC und weitere Gruppierungen, welche sich als typische Motorradclubs struktu-
rieren oder aber auch als sogenannte rockerahnliche Gruppierungen (Streetgangs) organisiert sind.

Bandidos MC:

Aktuell existieren in Niedersachsen drei Ortsgruppen des Bandidos MC (BMC). Dabei handelt es
sich um:

Bandidos MC Aurich - gegrindet im Juni 2011 -,
Bandidos MC Osnabriick - gegriindet im Oktober/November 2001 -,
Bandidos MC Oldenburg - gegriindet November 2007 -.

Der Bandidos MC Oldenburg City (zuvor County) - gegriindet Januar 2015 - hat sich am
17.06.2015 aufgeldst.

Zum Bandidos MC in Niedersachsen werden die Unterstiitzergruppierungen X-Team, Contras MC
und Chicanos MC gerechnet.

Gremium MC:
Der Gremium MC (GMC) verfuigt in Niedersachsen nunmehr tiber zehn Ortsgruppen.

Im Juni 2015 wurde die Auflésung des GMC Stade bekannt. Die zunéchst im Zusammenhang mit
dem Insignienverbot im September 2014 selbstaufgelésten Ortsgruppen des

Gremium MC Aurich - gegriindet im Oktober 2004 - sowie des
Gremium MC Diepholz - gegrindet im August 2004 -

wurden am 07.08. bzw. 14.08.2015 wiedereréffnet (,reopened®).

Auch konnte im Sommer 2015 festgestellt werden, dass der sich im Mai 2015 zuné&chst selbstauf-
geloste

Gremium MC Cloppenburg - gegriindet 2001 -
seine Clubaktivitdten wieder aufnahm.

Bei den weiteren Ortsgruppen handelt es sich um:

Gremium MC Black Port in Wilhelmshaven - gegriindet im April 2006 -,
Gremium MC Brake North District - gegriindet im September 2006 -,
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Gremium MC Cuxhaven - gegriindet im August 2001 -,

Gremium MC Jever - gegriindet im Oktober 2010 -,

Gremium MC Oldenburg - gegriindet im Oktober 2011 -,

Gremium MC Nomads North-West in Schuttorf - gegriindet im April 2001-,

Gremium MC Osnabriick - gegriindet im Januar 2012 -, Clubhaus in Osnabrick.

Dem Gremium MC werden in Niedersachsen folgende Unterstiitzergruppierungen zugerechnet:

Bad Seven MC, die Explosion 7 Support Crew, die Black Hardness Crew, das Schwarze Rudel und
Section Seven.

Outlaws MC:

Weiterhin existiert in Niedersachsen nur eine Ortsgruppe des Outlaws MC (OMC); eine Unterstit-
zungsgruppierung des OMC ist nicht bekannt.

No Surrender MC:

Der No Surrender MC (NSMC) ist mittlerweile mit drei Ortsgruppen in Niedersachsen vertreten.
Dabei handelt es sich neben den schon bekannten

No Surrender MC Death Country im Bereich Leer/Emden - gegriindet im Februar 2014 -,
No Surrender MC North Country - gegriindet im November 2014 -,

und um die am 16.08.2015 gegriindete

No Surrender MC Ortsgruppe in Cloppenburg.

Es sind weiterhin keine Unterstutzergruppierungen des No Surrender MC in Niedersachsen be-
kannt.

Aktivitatsfelder

Die Hauptaktivitaten der polizeilich bedeutsamen OMCGs und ihrer Unterstiitzer in Niedersachsen
finden weiterhin in den Deliktsfeldern des Rauschgift- und Waffenhandels und des Rotlichtmilieus
statt. Daneben begehen sie aber auch weitere Straftaten aus anderen Deliktsfeldern.

Im vergangenen Jahr wurden in Niedersachsen insbesondere wegen Betdubungsmittelschmuggels
und -handels gegen Mitglieder verschiedener HAMC-Ortsgruppen und ihrer Unterstiitzergruppie-
rungen Ermittlungsverfahren gefuhrt.

Ferner waren verschiedene Gewalt- und Erpressungsdelikte zu verzeichnen, wie beispielsweise
der massive Angriff von Mitgliedern des am 13.10.2015 aufgeldsten Conquistadors MC Cuxhaven
(Unterstutzer des Bandidos MC) auf den Anfiihrer des Gremium MC in Cuxhaven oder verschiede-
ne Erpressungsdelikte durch die rockerédhnliche Gruppierung United Tribuns in Osnabrtick.

3. Am 27. Juni 2012 hat sich das Charter Hannover der Hells Angels aufgeldst, und am
23. Juli 2013 wurde der Anfiihrer des Charters, Frank Hanebuth, auf Mallorca verhaftet.
Wer ist nach Erkenntnissen der Landesregierung in die vermeintlich entstandene
Licke in seinen Betatigungsfeldern in Hannover getreten?

Im Bereich des hannoverschen Steintors sind keine Aktivititen anderer Rocker- oder sonstiger
Gruppierungen festgestellt worden. Mitglieder der ehemaligen Ortsgruppen sind teilweise als Tur-
steher an Diskotheken im Stadtgebiet Hannover tétig, ohne dabei als Mitglieder des Hells Angels
MC erkennbar zu sein. Andere ehemalige Mitglieder gehen den Berufen nach, die sie bereits vor
Auflésung der Ortsgruppen ausgeiibt haben.

Die ehemals von Herrn Hanebuth geleiteten zwei Bordellbetriebe sind mittlerweile auf eine ihm per-
sonlich bekannte und nahestehende Person umgemeldet worden.
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4, ,Pegida“in Duderstadt? Organisationsstruktur und Personen des ,,Freundeskreises Nieder-
sachsen/Thuringen® (Teil 1)

Abgeordnete Julia Willie Hamburg, Helge Limburg, Filiz Polat und Belit Onay (Griine)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Seit dem 29. November 2015 veranstaltet eine Gruppe, die 6ffentlich unter dem Namen ,Freundes-
kreis Niedersachsen/Thiringen“ auftritt, in Duderstadt (Landkreis Géttingen) jeden Sonntag regel-
maRig eine Kundgebung, die als ,Freiheitlicher Birgertreff* angekindigt wird. Aufgrund der Stim-
mungsmache gegen Geflichtete und des Schirens der ,Angst vor Masseneinwanderung hat sich
sehr frihzeitig bereits ein Duderstadter Bundnis gegen Rechts gegriindet, um gegen diesen
.Freundeskreis” und dessen Hetze gegen Gefliichtete zu demonstrieren. Die ,Freundeskreis®-
Kundgebungen standen in Duderstadt unter dem Motto ,Ein Licht fuir die Freiheit unserer Kinder*,
unter einem &hnlichen Motto fanden einige Wochen lang gleichzeitig sonntags Kundgebungen im
nicht weit entfernten thuringischen Heiligenstadt statt (Motto hier: ,Ein Licht fir Deutschland®). Die-
se Kundgebungen wurden von der NPD-Eichsfeld angemeldet und durchgefiihrt. In Redebeitrdgen
sollen die Organisatorinnen und Organisatoren in Duderstadt wiederholt auf die Kundgebungen in
Heiligenstadt Bezug genommen und zur spateren Teilnahme dort aufgerufen haben. Angemeldet
hat diese Veranstaltungen ein Mitglied der Jungen Alternative, der Jugendorganisation der AfD. Di-
verse Medienberichte weisen darauf hin, dass an den wochentlichen Kundgebungen in Duderstadt
unter den ca. 60 bis 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch ein wesentlicher Anteil aus der ein-
schlagigen regionalen Neonazi-Szene in Sidniedersachsen und aus dem benachbarten thiringi-
schen Eichsfeld stammt (Géttinger Tageblatt vom 30.12.2015). Auf seiner Facebookseite tritt der
sFreundeskreis® anonym und ohne Impressum auf. Hier wird die Kampagne ,ein.prozent* unter-
stutzt, eine neu-rechte Initiative. Angelehnt an diesen neu-rechten Duktus ist in Werbevideos des
.Freundeskreises” u. a. von einem ,Europa der Vaterlander” die Rede. In Beitragen auf der Face-
bookseite bedient sich der ,Freundeskreis“ wiederholt einer (heu-)rechten Rhetorik.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der niederséchsische Verfassungsschutz beobachtet im Rahmen der ihm nach dem Niedersachsi-
schen Verfassungsschutzgesetz (NVerfSchG) zugewiesenen Aufgaben Bestrebungen gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung. Die Eingriffsschwelle fir eine Beobachtung durch den
Verfassungsschutz ist gesetzlich klar festgelegt und damit verbindlich fir die Arbeit des Verfas-
sungsschutzes. Demnach missen tatsachliche Anhaltspunkte (8 5 Abs. 1 NVerfSchG) flr eine ext-
remistische Bestrebung vorliegen. Dabei ist fur eine entsprechende Zuordnung einer Organisation
das Gesamtbild der Organisation mafigebend, d. h. das Zusammenspiel personeller, institutioneller
und programmatischer Faktoren, die fiir ihre Ausrichtung und ihr Auftreten in der Offentlichkeit pra-
gend sind. Es reicht infolgedessen nicht aus, die Beobachtung einer Organisation nur auf bedenkli-
che Verlautbarungen eines einzelnen (fihrenden) Funktionstragers zu stiitzen. Verhaltensweisen
von Einzelpersonen, die nicht in oder fir einen Personenzusammenschluss handeln, sind nach § 4
Abs. 1 Satz 3 NVerfSchG nur dann Bestrebungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NVerfSchG, wenn
sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet oder aufgrund ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein
Schutzgut des NVerfSchG erheblich zu beschédigen.

Aus diesem Grunde ist der ,Freundeskreis Thiringen/Niedersachsen“ kein Beobachtungsobjekt
des niedersachsischen Verfassungsschutzes.

Gleichwohl ist dem Verfassungsschutz bekannt, dass der ,Freundeskreis Thiringen/Niedersach-
sen“ auf seiner Facebook-Seite sowohl thematisch als auch stilistisch Ahnlichkeiten und Parallelen
zu rechtspopulistischen und neurechten Gruppierungen wie der ,ldentitdren Bewegung“ oder der
Lnitiative EinProzent® sowie der ,PEGIDA-Bewegung“ aufweist. Mit ihrer Agitation gegen Flichtlin-
ge und Asylbewerberunterkiinfte unter dem Deckmantel einer angeblichen Birgerbewegung und
dartiber hinaus mit der starken Betonung nationalistischer, tendenziell volkisch gepragter Slogans
und Forderungen finden sich Parallelen zu den oben genannten Gruppierungen. Diesbezuglich ist
hervorzuheben, dass thematische wie auch organisatorische Uberschneidungen im Graubereich
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zwischen Rechtskonservatismus, Rechtspopulismus und Rechtsextremismus keine Seltenheit sind.
In einem &hnlichen Graubereich bewegt sich nach erster Einschatzung auch der ,Freundeskreis
Thuringen/Niedersachsen®. Der Verfassungsschutz wird auch kinftig prufen, ob die Aktivitdten des
,Freundeskreis” die Grenzen zum Rechtsextremismus Uberschreiten und somit eine Beobachtung
rechtfertigen.

Erstmalig wurde am 24.11.2015 durch den Vorsitzenden der AfD-Jugendorganisation ,Junge Alter-
native“ eine Mahnwache zum Thema ,Fiir den Frieden, ein sicheres Europa und die Zukunft unse-
rer Kinder* fur den 29.11.2015 in Duderstadt angezeigt. Am 28.11.2015 konnte im Zusammenhang
mit der fir den 29.11.2016 angezeigten Mahnwache auf der Facebook-Seite des ,Freundeskreis
Thuringen/Niedersachsen® eine Einladung zum ersten ,Freiheitlichen Birgertreff* in Duderstadt
festgestellt werden. Am 29.11.2015 verdffentlichte der ,Freundeskreis Thiringen/Niedersachsen®
auf seiner Facebook-Seite unter der Uberschrift ,Wir sagen Danke" einen Beitrag zur o. a. Veran-
staltung. Auszugsweise wird ausgefihrt: ,Wir riefen nach euch aufgewachten, kritischen Menschen
und ihr kamt zahlreich!” sowie ,Bei Kerzen- und Fackelschein lauschtet ihr den Worten des Freun-
deskreises und unseres heutigen Gastes Lars S. von den JUNGEN ALTERNATIVEN ... Aus die-
sen Ausfiihrungen wird ersichtlich, dass der Freundeskreis die Veranstaltung als seine darstellt. In
der Folge fanden jeden Sonntag vom o. a. Vorsitzenden der AfD-Jugendorganisation angezeigte
und bestétigte Versammlungen dieser Gruppierung in Duderstadt statt. Bis einschlieRlich Sonntag,
dem 10.01.2016, wurden diese Versammlungen mit aufwachsenden Teilnehmerzahlen (bis ca. 100
Personen) durchgefuhrt, ohne dass aus diesen Versammlungen heraus strafrechtlich relevantes
Verhalten polizeilich festgestellt wurde.

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung Uber Verbindungen des sogenannten
»Freundeskreis Niedersachsen/Thiiringen“ zur Neonaziszene in Siidniedersachsen, im
thuringischen Eichsfeld oder nach Hessen?

Die Neonaziszene Sidniedersachsen umfasst die nur teilweise voneinander abgrenzbaren rechts-
extremistischen Szenen in den Landkreisen Géttingen, Northeim und Osterode. Gewachsene Ver-
bindungen bestehen dartiber hinaus zu den Neonaziszenen in Nordhessen und im westlichen Thi-
ringen. Die gelegentliche Verwendung der Bezeichnung Kameradschaft Dreildndereck unterstreicht
die landerubergreifende Zusammenarbeit. Es ist bekannt, dass Angehorige dieser Szene an Ver-
anstaltungen des ,Freundeskreis Thiringen/Niedersachsen” teilgenommen haben.

2. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung Uber Verbindungen des sogenannten
»Freundeskreis Niedersachsen/Thiiringen“ zu Strukturen der sogenannten ,Neuen
Rechten“ wie etwa der ldentitiren Bewegung oder der Kampagne ein.prozent? (Bitte
aufschlisseln nach Organisationen/Zusammenhé&ngen/Wirkungskreisen)

Siehe Vorbemerkung. Den Sicherheitsbehdrden liegen jedoch keine Erkenntnisse uber tatséchliche
Verbindungen des ,Freundeskreis Thiringen/Niedersachsen“ beispielsweise zur ,ldentitaren Be-
wegung“ oder zu ahnlichen Gruppierungen vor. Der Verweis bei Facebook auf die ,Inititative Ein-
Prozent®, die nach eigenem Bekunden zum Umfeld der ,ldentitdren Bewegung“ zu zahlen ist, lasst
jedoch auf eine gewisse Nahe schlieBen. Dieses Projekt wurde erst kurzlich unter maf3geblicher
Beteiligung des verantwortlichen Redakteurs der Zeitschrift ,Sezession® und zugleich eines der fiih-
renden ideologischen Vordenkers der ,Neuen Rechten®, Gotz Kubitschek, ins Leben gerufen. Ku-
bitschek selbst hat in der Vergangenheit wiederholt sowohl publizistisch als auch auf 6ffentlichen
Veranstaltungen fiir die Ziele der ,Identitdren Bewegung® geworben.

3. Sind Rechtsextreme in die Organisation der Kundgebungen oder anderer Aktionen des
,Freundeskreises“ involviert?

Am 07.01.2016 wurde bei der Stadt Northeim eine Mahnwache unter dem Motto ,Ein Licht fir
Deutschland” fir den 10.01.2016 angezeigt. Diese Veranstaltungen sollen laut Anzeige in einem
wochentlichen Turnus bis zum 18.12.2016 fortgefiihrt werden. Sowohl der Anzeigende, der zu-
gleich auch als Versammlungsleiter tatig geworden ist, als auch der stellvertretende Versamm-
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lungsleiter sind der rechtsextremistischen Szene zuzurechnen. Wahrend der Veranstaltung wurde
ein Transparent mit der Aufschrift ,Freundeskreis Thuringen/Niedersachsen® entfaltet, wodurch die
Verbindung zum Freundeskreis hergestellt werden kann. Gleichlautende Veranstaltungen unter
dem Motto ,Ein Licht fur Deutschland“ wurden ab November 2015 u. a. in Heiligenstadt und Leine-
felde, Landkreis Eichsfeld (TH) durchgefihrt.

Uber einen stellvertretenden Leiter dieser Versammilungen liegen der Polizei Erkenntnisse tber
Verbindungen in die rechtsextremistische Szene und dessen Mitgliedschaft in der NPD-Nieder-
sachsen vor.

5. Wie steht die Landesregierung zur Residenzpflicht?

Abgeordnete Christian Diirr, Dr. Stefan Birkner, J6rg Bode, Sylvia Bruns, Hillgriet Eilers, Bjorn Fors-
terling, Dr. Marco Genthe, Christian Grascha, Hermann Grupe, Dr, Gero Hocker, Gabriela Konig,
Horst Kortlang, Jan-Christoph Oetjen und Almuth von Below-Neufeldt (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Ministerprasident Weil hat sich in der Presse vom 6. Januar dahin gehend geaduRert, dass er die
Wiedereinfuhrung der Residenzpflicht erwage, die Niedersachsen 2011 abgeschafft hat (Hanno-
versche Allgemeine Zeitung vom 6. Januar 2016).

Auch auf Bundesebene wurde dieser Vorschlag bereits von Regierungsvertretern geauf3ert. Laut
dpa-Meldung vom 11. Januar 2016 sagte Kanzleramtschef Peter Altmaier, er sei zuversichtlich,
dass die GrofRe Koalition eine Einschréankung der freien Wahl des Wohnsitzes fur Asylbewerber
vereinbaren werde. ,Wir missen verhindern, dass diejenigen, die Arbeit finden, in die Stadte ge-
hen, und dass diejenigen, die keine finden, auch in die Stadte gehen®, sagte Altmeier im ,ARD-Mor-
genmagazin®“ vom 11. Januar 2016. Auch Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und Vizekanzler Sigmar
Gabriel (SPD) hatten sich zuvor fur eine Wohnsitzauflage ausgesprochen.

Die Wohnsitzpflicht, also die Verpflichtung, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Wohnort zu
nehmen, existiert jedoch bereits.

Vorbemerkung der Landesregierung

Eine Residenzpflicht im rechtlichen Sinne gibt es nicht. Das Asyl- und Aufenthaltsrecht unterschei-
det zwischen - erstens - der raumlichen Beschrankung des Aufenthalts und - zweitens - der Ver-
pflichtung, seinen Wohnsitz in einem bestimmten 6rtlichen Bereich zu nehmen, also der sogenann-
ten Wohnsitzauflage. Zum ersten Punkt: Die rAumliche Aufenthaltsbeschrankung verbietet es Asyl-
bewerberinnen und -bewerbern, einen bestimmten rdumlichen Bereich wie eine Stadt, einen Land-
kreis oder ein Bundesland auch nur voriibergehend zu verlassen. Eine Zuwiderhandlung stellt eine
Ordnungswidrigkeit, im Wiederholungsfall sogar eine Straftat dar. Die Koalition hat sich in ihrer
Koalitionsvereinbarung dafur ausgesprochen, sich auf Bundesebene fir die Aufhebung dieser Re-
gelung einzusetzen. Dabei sind wir mit dem bundesweiten Asylkompromiss von 2014 ein grof3es
Stiick vorangekommen. Mit dem sogenannten ,Rechtsstellungsverbesserungsgesetz“ wurde die
raumliche Aufenthaltsbeschrankung nach dreimonatigem Aufenthalt weitgehend faktisch abge-
schafft. Dies war schon damals eine wichtige Forderung der Landesregierung, und dazu steht die
Landesregierung auch heute. Der zweite Punkt, also die Wohnsitzauflage, ist davon zu unterschei-
den. Danach sind Asylsuchende verpflichtet, ihnren Wohnsitz nach Entlassung aus der Erstaufnah-
meeinrichtung in der ihnen zugewiesenen Kommune zu nehmen. Nach geltendem Recht unterlie-
gen Asylsuchende dieser Wohnsitzverpflichtung, soweit sie ihren Lebensunterhalt nicht selbst ver-
dienen. Grundsatzlich kann es auch sinnvoll sein, Fliichtlinge nicht nur wahrend ihres Asylverfah-
rens, sondern auch nach dessen erfolgreichem Abschluss Vorgaben hinsichtlich ihres Wohnortes
zu machen. Grund dafiir kénnte vor allem auch die folgende vom Ministerprésidenten angespro-
chene Problematik sein: Ballungsrdume haben fiur viele Fliichtlinge erkennbar eine hohe Attraktivi-
tat. Diese Ballungsraume weisen heute schon in vielen Féllen einen angespannten Wohnungs-
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markt auf, auch die Aufnahmesysteme dort stehen erkennbar unter besonderem Druck. Die weitere
Entwicklung ist unibersehbar.

Die Diskussion Uber die konkrete Ausgestaltung einer mdéglichen Wohnsitzauflage steht innerhalb
der Landesregierung noch am Anfang. Die Landesregierung ist selbstverstandlich bereit, ihre Posi-
tion zu gegebener Zeit dem Landtag darzulegen. Im Ubrigen hat auch die Bundesregierung ange-
kiindigt, sich mit dem Thema Wohnsitzzuweisung fiir anerkannte Fliichtlinge naher zu befassen.
Auch diese Entwicklungen werden bei der weiteren Diskussion beriicksichtigt.

1. Wie weit sind die Plane der Landesregierung, bezogen auf eine Wiedereinfuhrung der
Residenzpflicht?

Entfallt, siehe Vorbemerkung.

2. Halt die Landesregierung die Einfihrung einer Wohnsitzauflage fur Personen, die sub-
sidiaren Schutz geniefRen, oder anerkannte Asylbewerber fir rechtlich zuléassig?

Die Landesregierung wartet insoweit zundchst die Entscheidung des Europdischen Gerichtshofs
ab, der in einem Vorabentscheidungsverfahren (verbundene Rechtssachen C-443/14 und
C-444/14) vom Bundesverwaltungsgericht angerufen worden ist.

3. Befurwortet die Landesregierung die Einfihrung von Wohnsitzauflagen fir eine dieser
Gruppen?

Siehe Vorbemerkung.

6. Fluchtlingszustrom - keine Kapazitatsgrenze, aber doch Kontingente - Wie ist die Haltung
der Landesregierung?

Abgeordneter Horst Schiesgeries (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Ministerprasident Weil spricht sich in einem Interview mit der Nordwest-Zeitung vom 30. Novem-
ber 2015 fiir den Vorschlag aus, auf den Zustrom von Fluchtlingen mit Kontingenten zu reagieren.
In dem Interview zitiert er Bundesprasident Gauck, wonach die Mdglichkeiten bei der Aufnahme
von Flichtlingen begrenzt seien. Weiterhin spricht er konkret davon, dass die Aufnahme von
500 000 bis 700 000 Fliichtlingen pro Jahr fiir Deutschland zu bewaltigen sei.

In der Nordwest-Zeitung vom 4. Januar 2016 sagt die Leiterin der Landesaufnahmebehérde Nie-
dersachsen, Frau Graf, hingegen, dass es keine Kapazitatsgrenze fur die Aufnahmen von Flicht-
lingen gebe, weil es diese nicht geben dirfe. Weiterhin sagt sie der Nordwest-Zeitung auf die Fra-
ge, was 2016 besser werden solle, dass 2015 ja nicht schlecht gewesen sei, im Gegenteil habe
man es erreicht, dass trotz der historisch hohen Zusatzzahlen kein Fliichtling auf der Stral3e oder
unter freien Himmel habe schlafen missen

Im Koalitionsvertrag, den die Landesverbénde von SPD und Biindnis 90/Die Grunen zu Anfang der
17. Wahlperiode des Landtages vereinbarten, wird die Sicherstellung von sozialen Standards bei
der Flichtlingsunterbringung versprochen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung steht fir eine humanitare Flichtlingspolitik, zum im Grundgesetz verankerten
Recht auf Asyl und zur sich aus vélkerrechtlichen und europaischen Vertragen ergebenden Ver-
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pflichtung zum Schutz von Menschen auf der Flucht. Das Grundgesetz gibt keine Grenzen fir die
Aufnahme vor. Die Menschen fliichten vor Krieg, Hunger und Terror zu uns nach Europa. Dies darf
aber nicht dazu fiihren, dass Deutschland ein ,européisches Problem allein® 16st. Deshalb sind eu-
ropdische Kontingente, die eine faire Verteilung der Fluchtlinge innerhalb der Europaischen Union
ermdglichen, der ,richtige Ansatz* und kénnen nur in ,einem gemeinsamen europaischen Konzept,
mit einer solidarischen Aufnahmebereitschaft erarbeitet werden (Ministerprasident Stephan Weil in
dem in der Vorbemerkung zitierten Interview in der Nordwest-Zeitung vom 28.11.2015).

1. Sind die Moglichkeiten zur Aufnahme von Flichtlingen in Niedersachsen begrenzt, wie
es der Ministerprasident sagte, oder gibt es keine Grenze fur die Aufnahme von Flicht-
lingen, wie die Leiterin der Landesaufnahmebehdrde sagt, wie ist die Haltung der Lan-
desregierung?

Bekanntlich sind die Aufnahmeeinrichtungen des Landes &uf3erst beansprucht. Gleichwohl ist es
nicht moglich, eine Obergrenze zu benennen. Das Grundrecht auf Asyl bei individueller Verfolgung
ist nicht disponibel. Dieser Schutz vor individueller Verfolgung steht Kontingentldsungen fiir die
Uberwiegende Mehrzahl von Birgerkriegsflichtlingen jedoch nicht entgegen.

2.  Welche Form der Kontingentierung der Fluchtlingsaufnahme, mit beispielsweise
750 000 Fluchtlingen pro Jahr, sieht die Landesregierung als realistisch durchfuhrbar
an?

Siehe Vorbemerkung.

3. Ist es fur die Sicherstellung sozialer Standards bei der Flichtlingsunterbringung fur die
Landesregierung ausreichend, dass diese nicht auf der StralRe oder unter freiem Him-
mel schlafen missen?

Bei der Bewaltigung des Fluchtlingsstroms der letzten Jahre, insbesondere seit dem Sommer 2015,
hat die Landesregierung mit Unterstitzung des Landtags ein Vielfaches des bei Abschluss der
Koalitionsvereinbarung im Januar 2013 Vorstellbaren leisten missen. Auch die Perspektive ist eine
andere. Es geht inzwischen um die Bewadltigung sehr hoher und zu Beginn des Jahres 2013 nicht
vorhersehbarer Fliichtlingszahlen sowie die Planung und Gestaltung einer vor uns liegenden, sehr
komplexen Integrationsaufgabe.

In dieser historischen Fluchtlingssituation stehen die Léander und die Kommunen vor einer gro3en
Herausforderung. Oberstes Ziel bleibt zunachst, den bei uns Zuflucht suchenden Menschen
Schutz, Unterkunft und Verpflegung zu gewédhren. Dank des hervorragenden Engagements der
Hilfsorganisationen, der vielen ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer und der Verantwortlichen in
den Kommunen und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gesamten Landesregierung wird diese
Herausforderung taglich gemeistert und es gelingt, die taglich in Niedersachsen eintreffenden
Flichtlinge zu versorgen. Dariiber hinaus wird an allen Standorten der LAB NI im Rahmen der
Mdglichkeiten nach einem Betreuungsansatz gearbeitet, der rechtliche, soziale, medizinische und
padagogische Aspekte gleichermaf3en berlicksichtigt und die wesentlichen Bereiche der sozialen
Betreuung (allgemeiner Sozialdienst, Gesundheitsdienst und Kinderbetreuung) eng miteinander
verknupft. Hinsichtlich der besonders schutzbedurftigen Fliichtlinge wird auf die Beantwortung der
kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung Nr. 60 aus dem Dezember-Plenum (Drs. 17/4865,
S. 60) verwiesen.

10



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/5030

7. ,ldentitdre Bewegung* in Niedersachsen - Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung?
Abgeordneter Markus Bosse (SPD)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In den vergangenen Wochen wurden im Landkreis Wolfenbittel in unmittelbarer Nahe zu Flicht-
lingserstaufnahmeeinrichtungen vermehrt Flugblatter der ,Identitdren Bewegung® verteilt. Die Inhal-
te, die auf den Flugblattern abgedruckt wurden, lassen einen klar rechtsnationalen Hintergrund er-
kennen. Die Bevolkerung vor Ort reagierte mit groRem Unverstandnis, dass solch klare rechte Bot-
schaften unbehelligt verteilt werden konnten. Die Verteiler richteten sich vor allem an Jugendliche
und junge Erwachsene.

Uber 21 000 ,Follower* folgen dem Facebook-Auftritt der ,Identitaren Bewegung Deutschland® be-
reits, auf dem offen Hetze gegen den Islam und Fremdenfeindlichkeit betrieben werden. Die Wur-
zeln dieser Bewegung liegen in Frankreich. Seit 2012 gibt es sie in Deutschland. In Sachsen-Anhalt
wurden Anhéngern der ,ldentitdren Bewegung“ bereits Verbindungen in die rechtsextreme Szene
nachgewiesen.

1. Istdie ,ldentitdre Bewegung“ als rechtsextremistische Vereinigung bekannt?
2. Stehtdie ,ldentitdre Bewegung“ unter Beobachtung des Verfassungsschutzes?
Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet:

Die als rechtsextremistisch bewertete Identitare Bewegung Deutschland (IBD) wird seit Anfang
2014 vom niederséchsischen Verfassungsschutz beobachtet. Die Positionen der IBD sind vor allem
von einer zum antimuslimischen Rassismus tendierenden Islamfeindlichkeit gepragt. Die IBD be-
hauptet eine Unvereinbarkeit und Feindschaft der Muslime mit der einheimischen Bevélkerung und
schreibt ihnen unabanderliche Wesensmerkmale (frauenfeindlich, unehrlich, machtbesessen usw.)
pauschal zu. Ethnische Zugehorigkeiten werden auf diese Weise kulturalisiert und religits Uber-
hoht, auch um an bestehende fremden- und islamfeindliche Ressentiments in der Bevolkerung an-
knupfen zu kdnnen.

Im Fokus der IBD und ihrer aktuellen Kampagne ,Der Grof3e Austausch” stehen daher insbesonde-
re muslimische Migrantinnen und Migranten, aber auch die etablierten demokratischen Parteien
bzw. Politikerinnen und Politiker, die von der IBD als Verantwortliche fiir die angebliche Islamisie-
rung der Gesellschaft und die sogenannte Masseneinwanderung nach Deutschland und Europa
gesehen werden. Hauptursache sei hier eine (links-)liberale Ideologie im Geiste der 68er-Bewe-
gung, die seit geraumer Zeit in Politik und Gesellschaft vorherrsche und die eine Bedrohung fiir die
eigene ,ethnokulturelle Identitat® darstelle. In ihren Veréffentlichungen spricht die Identitire Bewe-
gung dabei vom ,,Gro3en Austausch®, der thematisch wie inhaltlich der ,Volkstod-Kampagne* neo-
nazistischer Gruppierungen ahnelt. Dieser Sichtweise entsprechend befiirchten die IBD den Unter-
gang von ,Heimat, Freiheit, Tradition sowie von ,Religion, Kultur, Staat und Volk".

Seit September 2014 ist mit der Ausweitung der Kampagnenfelder auf Asylsuchende eine weitere
Radikalisierung der IBD festzustellen, auch wenn die Organisation bemuht ist, sich nach auf3en hin
als eine gemaRigte, islamkritische, lediglich um das Wohlergehen des deutschen Volkes und des-
sen Fortbestand besorgte Bewegung zu inszenieren. Ziel ist die Anschlussfahigkeit der IBD an brei-
tete gesellschaftliche Kreise. Dass es hierfir durchaus ein Potenzial in der Bevdlkerung gibt, haben
nicht zuletzt sowohl die Teilnehmerzahlen bei den Pegida-Demonstrationen als auch die wiederhol-
ten Proteste gegen Fliichtlingsunterkiinfte gezeigt.

In Niedersachsen verfugt die IBD Uber etwa 50 Aktivisten, die in unterschiedlicher Zusammenset-
zung an Aktivitaten teilnehmen. Lokale Strukturen bestehen vor allem im Raum Liineburg sowie im
Raum Hannover. Bundesweit liegt das Mitgliederpotenzial der IBD bei ungeféahr 300 Personen,
hauptséachlich im Alter zwischen 16 und 30 Jahren. Zu einzelnen Aktivisten gibt es auRerdem Er-
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kenntnisse Uber Kontakte oder friihere Mitgliedschaften in anderen rechtsextremistischen Organi-
sationen, vor allem NPD/JN und Nationaler Widerstand.

3. Sieht die Landesregierung eine Haufung von staatsfeindlichen Organisationen in Nie-
dersachsen?

Aus dem Kontext der Fragestellung erfolgt die Beantwortung aus dem Blickwinkel des Rechtsext-
remismus. In Niedersachsen hat das rechtsextremistische Potenzial in den letzten Jahren leicht
abgenommen. Die seit langerem zu beobachtenden strukturellen Veranderungen des Rechtsext-
remismus setzen sich weiter fort. An die Stelle von festen Organisationsstrukturen treten mehr und
mehr aktions- und kampagnenorientierte Zusammenschliisse von zumeist nur temporarer Bedeu-
tung.

8. ,Pegida“in Duderstadt? Organisationsstruktur und Personen des ,,Freundeskreises Nieder-
sachsen/Thuringen® (Teil 2)

Abgeordnete Julia Willie Hamburg, Helge Limburg, Filiz Polat und Belit Onay (Griine)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Seit dem 29. November 2015 veranstaltet eine Gruppe, die 6ffentlich unter dem Namen ,Freundes-
kreis Niedersachsen/Thiringen“ auftritt, in Duderstadt (Landkreis Géttingen) jeden Sonntag regel-
maRig eine Kundgebung, die als ,Freiheitlicher Burgertreff angekundigt wird. Aufgrund der Stim-
mungsmache gegen Gefliichtete und des Schirens der ,Angst vor Masseneinwanderung® hat sich
sehr frihzeitig bereits ein Duderstadter Bindnis gegen Rechts gegrindet, um gegen diesen
sFreundeskreis® und dessen Hetze gegen Geflichtete zu demonstrieren. Die ,Freundeskreis®-
Kundgebungen standen in Duderstadt unter dem Motto ,Ein Licht fiir die Freiheit unserer Kinder,
unter einem &hnlichen Motto fanden einige Wochen lang gleichzeitig sonntags Kundgebungen im
nicht weit entfernten thuringischen Heiligenstadt statt (Motto hier: ,Ein Licht fir Deutschland®). Die-
se Kundgebungen wurden von der NPD-Eichsfeld angemeldet und durchgefiihrt. In Redebeitrdgen
sollen die Organisatorinnen und Organisatoren in Duderstadt wiederholt auf die Kundgebungen in
Heiligenstadt Bezug genommen und zur spateren Teilnahme dort aufgerufen haben. Angemeldet
hat diese Veranstaltungen ein Mitglied der Jungen Alternative, der Jugendorganisation der AfD. Di-
verse Medienberichte weisen darauf hin, dass an den wochentlichen Kundgebungen in Duderstadt
unter den ca. 60 bis 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch ein wesentlicher Anteil aus der ein-
schlagigen regionalen Neonazi-Szene in Sidniedersachsen und aus dem benachbarten thiringi-
schen Eichsfeld stammt (Géttinger Tageblatt vom 30.12.2015). Auf ihrer Facebookseite tritt der
~Freundeskreis“ anonym und ohne Impressum auf. Hier wird die Kampagne ,ein.prozent” unter-
stutzt, eine neu-rechte Initiative. Angelehnt an diesen neu-rechten Duktus ist in Werbevideos des
.Freundeskreises” u. a. von einem ,Europa der Vaterlander” die Rede. In Beitrdgen auf der Face-
bookseite bedient sich der ,Freundeskreis“ wiederholt einer (neu-)rechten Rhetorik.

1. Arbeiten die Organisatorinnen und Organisatoren dieses Freundeskreises mit den Or-
ganisatorinnen und Organisatoren anderer Freundeskreisveranstaltungen (wie in Nort-
heim oder Heiligenstadt) zusammen bzw. sind sie personalidentisch?

Uber die personelle Zusammensetzung des Freundeskreises Thiiringen/Niedersachsen sowie tiber
eine mogliche Zusammenarbeit mit den Organisatorinnen und Organisatoren anderer Freundes-
kreisveranstaltungen liegen den Sicherheitsbehérden keine Erkenntnisse vor. Festzustellen ist al-
lerdings, dass laut Facebook-Veroffentlichungen die Teilnehmer der Veranstaltungen in Northeim,
Duderstadt und Heilbad Heiligenstadt (TH) zumindest teilweise identisch sein dirften. So wurde
durch den Anzeigenden der Versammlungen in Duderstadt und Vorsitzenden der Junge Alternati-
ve-Hochschulgruppe Goéttingen am 08.01.2016 bei der Gemeinde Katlenburg-Lindau eine Mahn-
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wache fur den 23.01.2016 auf dem Marktplatz Lindau unter dem Motto ,Freiheitlicher Burgertreff -
Fir die Zukunft unseres Landes” angezeigt. Zudem war am 10.01.2016 in Duderstadt fur die Ver-
anstaltung in Lindau geworben worden. Darliber hinaus sind Kontakte des stellvertretenden Leiters
der Mahnwachen in Leinefede (TH) zur rechtsextremistischen Szene Sudniedersachsens bekannt.

2.  Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung tUber das Gewaltpotenzial des ,,Freun-
deskreises?

Anlasslich einer Personenkontrolle wurden am 03.01.2016 bei zwei Personen, die sich auf dem
Weg zu einer Versammlung in Duderstadt befanden, Reizgas, ein Teleskop-Schlagstock sowie
Schlagschutzhandschuhe festgestellt. Eine dieser Personen ist als ,Straftater rechtsmotiviert in
den polizeilichen Auskunftssystemen erfasst.

3.  Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung uber die Teilnahme von Personen aus
der Hooligan- und Rocker-Szene an den Veranstaltungen auch und gerade vor dem
Hintergrund, dass die Rednerinnen und Redner auf den Freundeskreis-Veranstaltungen
Uber ihre Kampfsporterfahrungen und die Notwendigkeit zur Wehrhaftigkeit sprechen?

Hierzu liegen den Sicherheitsbehdrden keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

9. Werden Asylbewerber aus Staaten des Westbalkans an die Kommunen weitergeleitet?
Abgeordneter Bernd-Carsten Hiebing (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

1. Wie viele Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten nach der Anlage 2 des Asylge-
setzes kamen im Dezember 2015 nach Niedersachsen (aufgeschlisselt nach Herkunfts-
landern)?

Der nachstehenden Auflistung ist zu enthehmen, wie viele Personen aus sicheren Herkunftsstaaten
im Dezember 2015 nach Niedersachsen gekommen sind:

Albanien 33
Bosnien und Herzegowina 35
Kosovo 29
Mazedonien 8
Montenegro 33
Serbien 52
Senegal 0
Ghana 0
Gesamt 190

2. Wie viele Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten nach der Anlage 2 des Asylge-
setzes wurden im Dezember 2015 auf Kommunen verteilt (aufgeschlisselt nach Her-
kunftslandern)?

Der nachstehenden Auflistung ist zu enthehmen, wie viele Personen aus sicheren Herkunftsstaaten
im Dezember 2015 auf die Kommunen verteilt wurden:

Albanien 187
Bosnien und Herzegowina 19
Kosovo 23
Mazedonien 66
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Montenegro 24
Serbien 74
Senegal 0
Ghana 0
Gesamt 393

3. Wie viele Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten nach der Anlage 2 des Asylge-
setzes wurden im Jahr 2015 abgeschoben, und wie viele sind freiwillig ausgereist?

Der nachstehenden Auflistung ist zu entnehmen, wie viele Personen im Jahr 2015 in den jeweiligen
sicheren Herkunftsstaat abgeschoben wurden:

Albanien 139
Bosnien und Herzegowina 30
Kosovo 219
Mazedonien 78
Montenegro 92
Serbien 202
Senegal 0
Ghana 0
Gesamt 760

Mit Unterstiitzung aus dem REAG/GARP-Programm sind nach der vorlaufigen IOM-Statistik im
Jahr 2015 insgesamt 3 795 Personen aus Niedersachsen freiwillig ausgereist. In die sicheren Her-

kunftsstaaten erfolgten freiwillige Ausreisen in folgender Héhe:

Staatsangehdorigkeit Ausreisen
Niedersachsen

Albanien 837
Bosnien und Herzegowina 208
Ghana 2
Kosovo 655
Mazedonien 288
Montenegro 677
Senegal 0
Serbien 728
Gesamt 3395

10. Wie viele Asylsuchende sind im Dezember 2015 nach Niedersachsen gekommen?

Abgeordneter Horst Schiesgeries (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-

rung

1. Wie viele Asylsuchende sind im Dezember 2015 nach Niedersachsen gekommen (ein-

schlielllich Schétzung der nicht registrierten Personen)?

Im Dezember 2015 sind in Niedersachsen 14 081 Asylsuchende nach Niedersachsen gekommen.

2. Wie viele Asylantrage wurden in Niedersachsen im Dezember 2015 gestellt?

Im Dezember 2015 wurden in Niedersachsen insgesamt 3 015 Asylantrage gestellt, hiervon 2 877
Erstantrage und 138 Folgeantrage.
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3.  Wie viele Asylantrage von in Niedersachsen untergebrachten Asylbewerbern wurden
im Dezember 2015 wie entschieden?

Im Dezember 2015 wurde Uber 4 022 Asylantrdge von in Niedersachsen untergebrachten Asylbe-
werbern entschieden.

Anerkennungen als Asylberechtigte (Artikel 16 a und Familienasyl) 22
S % Anerkennung als Fliichtling gemaf § 3 | AsylG 2102
(@] :‘_
é % Gewahrung von subsidiarem Schutz gemaR § 4 | AsylG 32
T
S Feststellung eines Abschiebungsverbotes gemaf § 60 V/VIII AufenthG 12
N =
c 3
Ww:s | Ablehnungen 1300
formelle Verfahrenserledigungen (z. B. Ricknahmen) 325
Anerkennungen als Asylberechtigte (Artikel 16 a und Familienasyl) 0
© Anerkennung als Flichtling geméaR 8 3 | AsylG 81
c o
Gg)fg Gewahrung von subsididrem Schutz gemaR § 4 | AsylG 0
=R
% 5 Feststellung eines Abschiebungsverbotes gemaf § 60 V/VIII AufenthG 14
S
g 5 | Ablehnungen 29
WS
kein weiteres Verfahren 82
formelle Verfahrenserledigungen (z. B. Ricknahmen) 23

Woher kommen die Asylsuchenden?

Abgeordneter Ansgar Focke (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

1. Aus welchen Staaten stammen die im Dezember 2015 in Niedersachsen angekomme-
nen Asylsuchenden (bitte nach den zehn haufigsten Landern, jeweilige Anzahl und An-
teil aufschlisseln)?

Insgesamt sind im Dezember 2015 14 081 Asylsuchende nach Niedersachsen gekommen. Die
zehn haufigsten Herkunftslander der im EASY-System erfassten Asylsuchenden sowie deren Anteil
an der Gesamtzahl der im EASY-System erfassten Asylsuchenden sind der nachfolgenden Tabelle
Zu entnehmen:

Herkunftsland Personenzahl | Anteil

Irak 4 056 34,97 %
Syrien 3476 29,97 %
Afghanistan 2 037 17,56 %
Iran 560 4,83 %
Libanon 221 1,90 %
Marokko 117 1,00 %
Sudan 116 1,00 %
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Herkunftsland Personenzahl | Anteil

Pakistan 95 0,81 %
Algerien 79 0,68 %
Somalia 53 0,45 %

2. Wie hoch sind die Zahl und der Anteil von minderjahrigen unbegleiteten Flichtlingen
an der Gesamtzahl?

Hinzuweisen ist darauf, dass nicht fur alle unbegleiteten minderjahrigen Fliichtlinge ein Asylantrag
gestellt wird.

Zahlen nur fir den Monat Dezember kénnen nicht mitgeteilt werden, da die statistische Erfassung
der von den Jugendamtern gemeldeten unbegleiteten minderjéhrigen Flichtlinge im Wochenrhyth-
mus erfolgt. Fir die Woche zwischen dem 28. und 30.12.2015 wurde vom Bundesverwaltungsamt
keine aktualisierte Wochenmeldung Gibersandt.

Am 26.11.2015 waren 2 593 unbegleitete minderjahrige Fluchtlinge fur Niedersachsen gemeldet,
am 03.12.2015 3 643, am 22.12.2015 4 330 und am 07.01.2016 4 503.

3. Wie hoch ist die Gesamtzahl der im Jahr 2015 nach Niedersachsen eingereisten Asyl-
suchenden?

Im Jahr 2015 sind insgesamt 102 231 Asylsuchende nach Niedersachsen gekommen.

Was kosteten die gescheiterten Abschiebungen im Jahre 20157
Abgeordneter Martin Baumer (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Die Landesregierung fuhrte in einer Antwort auf eine schriftliche Anfrage (Drs. 17/3033) aus, dass
dem Land Niedersachsen in der Zeit vom 14. Méarz 2013 bis zum 31. Oktober 2014 Kosten in Hohe
von insgesamt rund 236 750 Euro fur nicht durchgefuihrte Abschiebungen entstanden seien.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung hatte im sogenannten Rickfuhrungserlass vom 23.09.2014 unter Ziffer 4.2
den Auslanderbehdrden Vorgaben zur Ankiindigung des Abschiebungstermins gemacht, wonach
entsprechend der Familiensituation (Einzelpersonen/Familien mit minderjahrigen Kindern), der Uhr-
zeit (Tag-/Nachtzeit) sowie der Anzahl der vorhergehenden gescheiterten Abschiebungsversuche
zu differenzieren war. Eine Verpflichtung, den Termin in jedem Fall zu benennen, bestand bereits
nach dieser Erlasslage nicht. Diese Vorgaben wurden mit Erlass vom 29.09.2015 dahin gehend
modifiziert, dass auch bei vollziehbar ausreisepflichtigen Einzelpersonen mit einem maximalen In-
landsaufenthalt von 18 Monaten von der Bekanntgabe des Abschiebungstermins abgesehen wer-
den konnte. Bei der Bewertung der Antworten zu den Fragen 2 und 3 ist Uberdies zu beachten,
dass Anderungen in der Ankiindigungspraxis sich in der Regel friihestens 14 Tage nach Kenntnis-
nahme durch die niedersachsischen Auslanderbehdrden auswirken, da die Ankiindigung des Ab-
schiebungstermins mit einer entsprechenden Vorlauffrist gegeniiber den Betreffenden erfolgt. Dar-
Uber hinaus wird darauf hingewiesen, dass mit Wirkung vom 24.10.2015 die neue bundesgesetzli-
che Regelung mit dem Verbot, den Termin einer Abschiebung dem Auslander bekannt zu geben, in
Kraft getreten ist.

Drucksache 17/5030
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1. Wie hoch waren die Kosten des Landes und der Kommunen fiir gescheiterte Abschie-
bungen im Jahr 2015 (z. B. Stornokosten und Personalkosten)?

Die reinen Stornokosten flr Flugabschiebungen betrugen im Jahr 2015 insgesamt 161 816,42 Eu-
ro.

Die dariiber hinaus beim Land unmittelbar durch die Stornierung entstandenen Kosten kdnnen der-
zeitig nicht beziffert werden.

Bei den niedersachsischen Auslanderbehdérden, bei denen zu dieser Fragestellung eine gesonderte
Abfrage durchgefuhrt worden ist, sind die Kosten, die den Kommunen durch nicht durchgefiihrte
Abschiebungen entstanden sind, nicht ermittelbar.

2. Wie viele Abschiebungen sind gescheitert, bevor und seitdem die Landesregierung die
Ankiindigung der Abschiebung nicht mehr fiir alle Falle vorschreibt (Aufstellung nach
Monaten seit 1. Oktober 2014)?

Die Landesregierung hat zu keiner Zeit vorgegeben, jeden Abschiebungstermin bekannt zu geben.

Insoweit wird auf die Vorbemerkungen verwiesen.

Anzahl der Anzahl .der

Jahr Abschiebungsersuchen gescheiterten
Abschiebungen

2010 1661 1129 | 67,97%
2011 1 556 967 | 62,14%
2012 1501 938 | 62,49%
2013 1862 1213 | 65,14%
2014 2929 2074 | 70,80%
2015 3705 2572 | 69,41%
2014 Jan | Feb | Mrz | Apr | Mai | Jun [ Juli | Aug | Sep | Okt | Nov | Dez
Anzahl der

gescheiterten 101 | 111 | 217 | 178 | 153 | 209 | 223 | 191 | 156 | 200 | 189 | 146
Abschiebungen

2015 Jan | Feb | Mrz | Apr | Mai | Jun [ Juli | Aug | Sep | Okt | Nov | Dez
Anzahl der
gescheiterten 168 | 387 | 221 | 214 | 146 | 292 | 239 | 173 | 245 | 184 | 240 | 230
Abschiebungen

3. Wie viele Abschiebungen sind durch Dritte verhindert worden, bevor und seitdem die
Landesregierung die Ankiindigung der Abschiebung nicht mehr fir alle Falle vor-
schreibt (Aufstellung nach Monaten seit 1. Oktober 2014)?

Die Landesregierung hat zu keiner Zeit vorgegeben, jeden Abschiebungstermin bekannt zu geben.
Insoweit wird auf die Vorbemerkungen verwiesen.

Die nachfolgende Aufstellung umfasst ausschlie3lich die durch Dritte wahrend der laufenden MaR3-
nahme verhinderten Abschiebungen.

Anzahl der durch
Monat Dritte verhinderten
Abschiebungen
Oktober 2014 11
November 2014
Dezember 2014
Januar 2015
Februar 2015

Wk [(hlw
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Anzahl der durch
Monat Dritte verhinderten
Abschiebungen

Marz 2015

April 2015

Mai 2015

Juni 2015

Juli 2015
August 2015
September 2015
Oktober 2015
November 2015
Dezember 2015

OIOIN]O(FRP|OININ|F(N

13. Welche Sonderrechte im Stral3enverkehr haben freiwillige Feuerwehrleute?
Abgeordnete Heidemarie Mundlos, Rainer Fredermann und Gabriele Kohlenberg (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

GemalR § 35 der StralRenverkehrsordnung (StVO) ist die Feuerwehr von den Stral3enverkehrsre-
geln befreit, soweit es zur Erfullung ihrer hoheitlichen Aufgaben dringend geboten ist. Dies gilt auch
fur die Fahrzeuge des Rettungsdienstes.

Soweit dabei Einsatzfahrzeuge mit entsprechenden Signalmitteln und Kennzeichnungen verwendet
werden, gibt es grundsatzlich keine rechtlichen Probleme. Unklarheiten gibt es jedoch, inwieweit
Angehdrige der freiwilligen Feuerwehren auf dem Weg zum Einsatz in Privatfahrzeugen Sonder-
rechte nach § 35 StVO in Anspruch nehmen dirfen.

Gerade fur freiwillige Feuerwehren ist die Frage, wie die Mitglieder méglichst schnell zunéchst zu
ihren Einsatzfahrzeugen gelangen, von erheblicher Bedeutung. Freiwillige Feuerwehrleute bekla-
gen, dass insbesondere durch den stetigen Ausbau von Tempo-30-Zonen und Einbahnstra3en die
Reaktionszeit der freiwilligen Feuerwehren verlangert werde. Dies geféhrde letztlich Leben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Bund-/Landerfachausschuss fur den StraBenverkehr (BLFA-StVO) hat sich bereits im Jahr
1993 daflir ausgesprochen, dass Angehdrigen freiwilliger Feuerwehren im Alarmfall auf der Fahrt
zum Einsatzort bzw. zum Feuerwehrhaus die Sonderrechte des § 35 Abs. 1 der StralRenverkehrs-
Ordnung (StVO) im StralRenverkehr zustehen. Diese Auffassung wurde letztmalig auf der Sitzung
des BLFA-StVO am 30.11./01.12.2004 in Bonn bestéatigt. Danach hat sich der BLFA-StVO mehr-
fach mit dieser Problematik, bezogen auf Fahrten von Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren,
befasst mit dem Ergebnis, dass den Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren im Alarmfall auf der
Fahrt von der Wohnung oder Arbeitsstatte zum Einsatzort bzw. zum Feuerwehrstiitzpunkt Sonder-
rechte des 8 35 Abs. 1 StVO im StralRenverkehr zustehen.

Ein ,Wegerecht” im Sinne des § 38 Abs. 1 StVO (andere Verkehrsteilnehmer mussen sofort freie
Bahn schaffen) steht Mitgliedern Freiwilliger Feuerwehren auf diesen Fahrten allerdings nicht zu;
dieses setzt Blaulicht und Einsatzhorn voraus, welches auf den Privatfahrzeugen im Regelfall nicht
zur Verfligung steht.

In der Rechtsprechung werden allerdings zum Teil unterschiedliche und gegensatzliche Auffassun-
gen vertreten, ob die Inanspruchnahme von Sonderrechten bei Benutzung von Privatfahrzeugen
zulassig ist. Daraus resultieren inshesondere Auswirkungen auf die zivilrechtlichen Haftungsfragen.
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Uberwiegend wird von den Gerichten ein Sonderrecht bejaht. Dies wird dann aber mit sehr hohen
Sorgfaltspflichten verbunden. Es wird dabei ausdriicklich auf § 35 Abs. 8 StVO verwiesen, wonach
Sonderrechte nur unter gebihrender Berlcksichtigung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
ausgeliibt werden dirfen. Eine Gefédhrdung anderer muss ausgeschlossen sein, sonst wirde der
»Sonderrechtsfahrer” strafrechtlich und zivilrechtlich in vollem Umfang haften.

Es gibt auch Urteile, in denen die Auffassung vertreten wird, dass die Erfillung hoheitlicher Aufga-
ben erst ab dem Feuerwehrhaus beginne. Nur der Feuerwehreinsatz im engeren Sinne gelte als
hoheitliche Tatigkeit, und die Fahrt zum Feuerwehrhaus sei nur als eine vorbereitende Tatigkeit an-
zusehen. Sonderrechte im Privatfahrzeug auf dem Weg zum Feuerwehrhaus wirden damit ganz-
lich abgelehnt.

Niedersachsen schlief3t sich im Ergebnis der bereits vom BLFA-StVO beschlossenen Auffassung
an. Eine konkrete Regelung hinsichtlich der Nutzung der Sonderrechte von Angehdrigen freiwilliger
Feuerwehren mit privaten Fahrzeugen gibt es fur Niedersachsen aufgrund der angesprochenen un-
terschiedlichen Rechtsprechung nicht. Eine solche Regelung kdnnte auch nur vom Bund getroffen
werden (Gesetzgebungskompetenz des Bundes).

Nicht abschlieRend beurteilt werden kann die Frage, wie im Schadensfall zivilrechtlich tber eine
etwaige Haftung entschieden wirde. Daher ist nach Abwagung der Sach- und Rechtslage die Inan-
spruchnahme der Sonderrechte durch Fahrzeuge ohne Blaulicht und Einsatzhorn nicht zu empfeh-
len, da das hohe personliche Risiko (gegebenenfalls zivil- und strafrechtliche Haftung, Ausschluss
der Versicherungsleistungen bei grob verkehrswidrigen Verhalten) den Zeitgewinn vermutlich nicht
rechtfertigen kann.

1. Wie stellt sich die aktuelle Rechtslage fur Mitglieder der freiwilligen Feuerwehren oder
Rettungsdienste bei der in Inanspruchnahme von Sonderrechten nach 8§ 35 StVO dar?

Siehe Vorbemerkung.

2. Gibt es Plane der Landesregierung, sich unter Berlicksichtigung der zahlreichen Tem-
po-30-Zonen und EinbahnstralRen fir neue Regelungen einzusetzen?

Sonderrechtsfahrten sind grundsatzlich immer Fahrten, von denen eine deutlich erhdhte Gefahr-
dung der Sicherheit einerseits fur die anderen Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer und ande-
rerseits fur die Sonderrechtsfahrerin/den Sonderrechtsfahrer selbst ausgeht. Dies gilt selbst dann,
wenn diese Fahrzeuge mit Blaulicht und Einsatzhorn ausgestattet sind. Es wird daher nicht ange-
strebt, den Kreis derer, die zu Sonderrechtsfahrten berechtigt sind, starker auszuweiten. Um insbe-
sondere fur eine Personengruppe, die mit den Privatfahrzeugen haufig sogar direkt zum Einsatzort
fahrt, eine hdhere (Rechts-)Sicherheit zu gewahrleisten, ist zum 01.09.2015 der neue Gemeinsame
Runderlass des Ml und des MW vom 05.08.2015 Uber ,Akustische Warneinrichtungen (Einsatz-
horn) und Kennleuchten fir blaues Blinklicht an Privatfahrzeugen von Fihrungskréaften der Feuer-
wehr und des Rettungsdienstes” in Kraft getreten (Nds. MBI. 2015, S. 1238). Dieser Erlass regelt,
dass fur besondere Fihrungskréfte der Feuerwehren und des Rettungsdienstes im Einzelfall auf
Antrag ein privates Kraftfahrzeug als Einsatz- und Kommandokraftfahrzeug anerkannt und entspre-
chend mit Blaulicht und Eisatzhorn ausgestattet werden kann. Damit wirden fir Einsatzfahrten mit
diesen Fahrzeugen nicht nur Sonderrechte (s. Frage 1), sondern auch Wegerechte nach § 38 StVO
gelten. Weitergehende Regelungen sind nicht erforderlich.

3. Welche Unterschiede gibt es bei der Rechtslage zwischen den Bundeslandern?

Die StVO ist eine Bundesverordnung, die von den Bundeslandern als eigene Angelegenheit ausge-
fuhrt wird. Grundsétzlich hat zwischen den Landern eine Verstandigung Uber die Auslegung des
§ 35 StVO stattgefunden (s. Vorbemerkung). Ob es in den einzelnen L&ndern abweichende Rege-
lungen gibt, ist nicht bekannt.
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14. Was sind der Landesregierung die zusatzlichen Gleichstellungsbeauftragten wert?
Abgeordnete Bernd-Carsten Hiebing und Angelika Jahns (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Landesregierung kiindigte in einer Pressemitteilung vom 5. Januar 2016 an, einen Gesetzent-
wurf zur Anderung des Niederséchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in die Ver-
bandsanhérung zu geben.

Unter anderem soll laut der Pressemitteilung fir Kommunen mit Gber 20 000 Einwohnern die Be-
stellung einer hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten verpflichtend werden. Die Zahl der
Gleichstellungsbeauftragten soll sich damit von 50 auf 130 erh6éhen. Das Land méchte die damit
verbundenen Konnexitétskosten tibernehmen und den Kommunen pro Jahr einen Betrag in Héhe
von 1,6 Millionen Euro fiir die Personalkosten erstatten.

Dies bedeutete, dass das Land pro Gleichstellungsbeauftragter Personalkosten in Héhe von
12 308 Euro tbernimmt, wenn der Betrag auf alle Gleichstellungsbeauftragte umgelegt werden soll,
und 20 000 Euro, wenn nur die Kosten der zusétzlichen Gleichstellungsbeauftragten tbernommen
werden sollen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung verfolgt mit der Novelle des NKomVG u. a. das Ziel, die Arbeit der kommuna-
len Gleichstellungsbeauftragten zu starken. Hierzu zahlt richtigerweise auch die Verpflichtung von
Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnern, eine hauptberufliche Gleichstel-
lungsbeauftragte zu bestellen und somit die Anzahl kommunaler Gleichstellungsbeauftragte signifi-
kant zu erh6éhen. Die damit einhergehenden konnexitétsrelevanten Kosten werden den neu ver-
pflichteten Kommunen dabei erstattet.

1. Mit welcher Besoldungs- oder Entgeltgruppe ist die hauptamtliche Tatigkeit einer
Gleichstellungsbeauftragten in einer Kommune mit beispielsweise 21 000 Einwohnern
typischerweise zu bewerten?

Erfahrungen aus der kommunalen Praxis zeigen, dass die hauptberufliche Tatigkeit der kommuna-
len Gleichstellungsbeauftragten in der Regel mit der Entgeltgruppe 10 TV6D bewertet ist.

2. Wie hoch sind die durchschnittlichen Personal- und Sachkosten im Jahr fur eine
hauptamtliche Beschéftigte in der angemessenen Besoldungs- oder Entgeltgruppe ei-
ner Gleichstellungsbeauftragten nach Antwort auf Frage 1 oder hilfsweise A 10 oder
E 10 in Niedersachsen?

Entsprechend der Tabelle der standardisierten Personalkostenséatze fir die Durchfiihrung von Ge-
setzesfolgenabschatzungen und Wirtschaftlichkeitsberechnungen des Finanzministeriums vom
08.06.2015 ergeben sich fir eine EG 10 TVOD-Stelle jahrliche Personalkosten zuziglich Arbeits-
platzkosten in Héhe von 81 007 Euro.

3.  Wie hat die Landesregierung den Betrag zur Erstattung der Konnexitatskosten der
Kommunen fir die geplante Anderung des NKomVG kalkuliert?

Gemal Artikel 3 Abs. 2 Satz 3 NV handelt es sich bei der Verwirklichung der Gleichstellung zwar
um eine kommunale Aufgabe. Durch Festlegung von zusatzlichen Standards oder Vorgaben fir die
Erflllung einer bestehenden Aufgabe hat das Land mit Blick auf das Konnexitatsprinzip des Arti-
kel 57 Abs. 4 NV die erheblichen und notwendigen Kosten auszugleichen.
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Die Art und Weise der Aufgabenerfillung wird nunmehr durch die vorgesehene Verpflichtung,
hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen, verbindlich naher bestimmt. Aus einer
freiwilligen Option fur die Gestaltung der Aufgabenwahrnehmung wird fir die Gemeinden und
Samtgemeinden ab einer Einwohnerzahl von 20 000 zukiinftig voraussichtlich ein pflichtiger Aufga-
benstandard geschaffen. Die Tatsache, dass das Land durch diese Verpflichtung eine unmittelbar
bindende neue Vorgabe fur die Art und Weise der Aufgabenerfiillung der Kommunen begriindet,
I6st daher Konnexitatsfolgen aus.

Voraussetzung fur einen Kostenausgleich ist jedoch, dass die hauptberufliche Gleichstellungsbe-
auftragte nicht nur allgemeine interne Verwaltungstatigkeit der Kommunen wahrnimmt, sondern
daruiber hinaus im Rahmen ihrer Aufgabenerledigung nach au3en wirksam gegeniber den Blrge-
rinnen und Birgern oder fiir diese tatig wird, sodass sich eine Ausgleichspflicht mit Blick auf den
Aufgabenbegriff des Artikel 57 Abs. 4 NV lediglich auf diesen Bereich erstreckt. Daher kdnnen kon-
nexitatsbedingte Kosten nur fiir diesen Teil der Tatigkeit anerkannt werden, welcher mit dem Faktor
0,5 angesetzt wird.

Die Hohe der Ausgleichsleistung errechnet sich daher wie folgt:
0,25 * EG 10 * 80 Kommunen = 0,25 * 81 007 Euro * 80 = 1 620 140,00 Euro.

Der Wert 0,25 resultiert aus der Multiplikation des gesetzlich festgeschriebenen Mindestbeschafti-
gungsvolumens von 0,5 mit dem angesetzten Faktor in Hohe von 0,5 fiir die nach auRen gerichtete
Tatigkeit der Gleichstellungsbeauftragten. Multipliziert man diesen Wert 0,25 nun mit dem der
EG 10 TVOD zugehdrigen Betrag der standardisierten Personalkostensatze (81 007 Euro) sowie
der Anzahl der neu verpflichteten Kommunen (80) ergibt sich der entsprechende Ausgleichsbetrag.

Kommunen, die bereits nach der bisherigen Rechtslage verpflichtet sind, eine hauptberufliche
Gleichstellungsbeauftragte zu beschéftigen, erhalten gemaR Artikel 57 Abs. 4 Satz 4 NV keinen fi-
nanziellen Ausgleich und werden demnach auch nicht in die Berechnung des Ausgleichsbetrages
mit einbezogen.

Kdnnen Mitglieder der gleichen Partei in kommunalen Vertretungen in unterschiedlichen
Fraktionen Mitglieder sein?

Abgeordneter Dr. Hans-Joachim Deneke-J6hrens (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Nach § 57 NKomVG kénnen sich Abgeordnete in kommunalen Vertretungen zu einer Gruppe zu-
sammenschlieen. In der Regel sind damit zuséatzliche Zuwendungen verbunden.

Vereinzelt wird berichtet, dass infolge von Parteiwechseln Mitglieder der gleichen Partei in unter-
schiedlichen Fraktionen der gleichen Kommunalvertretung sind.

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entscheidung (BVerfGE 70, 382) festgehalten, dass
Fraktionen parlamentarische Aktionseinheiten jeweiliger Gruppen von Abgeordneten sind, die
durch gleiche politische Zielvorstellungen und - in aller Regel - Parteizugehérigkeit verbunden sind.

Vorbemerkung der Landesregierung

Zwei oder mehr Abgeordnete kénnen sich in einer kommunalen Vertretung zu einer Fraktion oder
Gruppe zusammenschlief3en (§ 57 Abs. 1 NKomVG). Diese Regelung soll alle in der kommunalen
Praxis denkbaren Zusammenschlisse von kommunalen Abgeordneten ermdglichen: Fraktion mit
Fraktion, Fraktion mit einzelnen Abgeordneten, einzelne Abgeordnete untereinander. Dabei kénnen
auch Abgeordnete, die aufgrund unterschiedlicher Wahlvorschlage gewahlt wurden, eine Zusam-
menarbeit vereinbaren, immer vorausgesetzt, dass der Zusammenschluss der dauerhaften Verfol-
gung gemeinsamer politischer Ziele dient (Nds. OVG, Beschluss vom 4. Februar 2005 - 10 ME
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104/04 -). Erforderlich ist eine ,lbereinstimmende politische Grundvorstellung (Nds.OVG, a.a.O.)
keine vollkommene Ubereinstimmung in allen zu entscheidenden Fragen.

1. Wie definiert die Landesregierung Fraktionen in kommunalen Hauptvertretungen?

Der Begriff ,Fraktion“ wird im NKomVG nicht definiert. In Anlehnung an das Parlamentsrecht wird
unter einer Fraktion im Allgemeinen ein Zusammenschluss von Abgeordneten verstanden, die ihre
Sitze in der Vertretung aufgrund des gleichen Wahlvorschlags erworben haben. Diesem grundsatz-
lichen Verstandnis schlief3t sich die Landesregierung an.

2. Welche Probleme sieht die Landesregierung, wenn Mitglieder der gleichen Partei in un-
terschiedlichen Fraktionen der gleichen kommunalen Vertretung Mitglieder sind?

Abgeordnete kdnnen aufgrund ihres freien Mandats eine Fraktion verlassen und eine neue Grup-
pierung bilden oder sich einer anderen Gruppierung anschlie3en. Sie sind insoweit weder gegen-
Uber ihren Wahlern - im Sinne eines imperativen Mandats - noch gegenuber ihrer Partei oder Frak-
tion gebunden. Die Landesregierung sieht es aus kommunalverfassungsrechtlicher Sicht nicht als
problematisch an, wenn Abgeordnete im Laufe einer Wahlperiode zu der Uberzeugung kommen,
sie kénnten ihre politischen Zielsetzungen in einer anderen Gruppierung effektiver umsetzen. Be-
hélt eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter beim Wechsel der Fraktion oder Gruppe aber ihre
oder seine bisherige Parteizugehdrigkeit bei, kann dies Zweifel daran wecken, ob er oder sie - so
wie kommunalverfassungsrechtlich erforderlich, s. hierzu die Vorbemerkung - politisch mit der neu-
en Gruppierung im Wesentlichen Ubereinstimmt.

Inwieweit ein solches Verhalten von Abgeordneten parteirechtliche Konsequenzen nach sich zie-
hen kann, richtet sich nach der Satzung der jeweiligen Partei (vgl. 8 10 des Gesetzes uber die Par-
teien).

Sollte die Fragestellung auch beinhalten, ob Abgeordnete zugleich Mitglied von mehreren Fraktio-
nen sein dirfen, so ist dies zu verneinen; derartige Doppelmitgliedschaften sind unzuléssig. Dies
zeigt bereits die Vorschrift des § 71 Abs. 2 NKomVG uber die Verteilung der Sitze in den Aus-
schiissen der Vertretung. Die Regelung setzt voraus, dass die Mitgliederzahl aller Fraktionen in ei-
ner Vertretung nicht groR3er als die Zahl der Abgeordneten der Vertretung ist.

3.  Wie ist der Fall zu beurteilen, wenn eine Fraktion aus Mitgliedern der Parteien X und Y
gebildet wird und es zugleich eine Fraktion nur mit Mitglieder der Partei X gibt? Sind
dann noch die gleichen politischen Zielvorstellungen zur Bildung einer Fraktion anzu-
nehmen?

Wie in der Vorbemerkung der Landesregierung ausgefiihrt, missen die Mitglieder von Fraktionen
und Gruppen in der Vertretung grundsatzlich politisch Ubereinstimmen. Gehdren sie unterschiedli-
chen Parteien an, kann dies hieran Zweifel wecken (s. auch Antwort zu Frage 2).

Wird die Landesregierung Anfang Februar 2016 die neue Vereinbarung mit der freien Wohl-
fahrtspflege veroffentlichen?

Abgeordnete Gudrun Pieper, Dr. Max Matthiesen, Burkhard Jasper, Petra Joumaah, Volker Meyer
und Annette Schwarz (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung
Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Plenarsitzung am 18. September 2015 duRerte Frau Sozialministerin Rundt zum Sachstand
der Verhandlungen mit der freien Wohlfahrtspflege tber eine neue Vereinbarung, die den Anforde-
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rungen des § 3 Abs. 2 NWohlfF6G entspricht, dass die Landesregierung nun einen Vertragsab-
schluss bis Ende 2015 anstrebe: ,Es gibt eine gemeinsame Basis. Insofern gehe ich davon aus,
dass es leistbar ist, das bis zum Jahresende hinzukriegen (Plenarprotokoll S. 7276 und 7293).

Da die Vereinbarung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 NWohlfF6G innerhalb von vier Wochen nach ihrer Un-
terzeichnung im Niedersachsischen Ministerialblatt und im Internet zu veréffentlichen ist, misste
die Verdffentlichung somit spatestens in der ersten Februarwoche 2016 erfolgen, sollte der Vertrag
- wie von der Ministerin erwartet - bis Ende 2015 abgeschlossen worden sein.

Vorbemerkung der Landesregierung

Das Ministerium fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) und die in der Landesarbeits-
gemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen zusammengeschlossenen Spitzenver-
b&nde haben sich am 22. Dezember 2015 einvernehmlich tUber den Inhalt einer Vereinbarung nach
§3 Abs.2 des Niedersachsischen Gesetzes zur Forderung der Freien Wohlfahrtspflege
(NWohIfF6G) verstandigt. Es ist beabsichtigt, diese Vereinbarung am 8. Februar 2016 anlasslich
des nachsten gemeinsamen Besprechungstermins im MS zu unterzeichnen.

1. Wird die neue Vereinbarung mit der freien Wohlfahrtspflege bis spatestens Anfang Feb-
ruar 2016 veroffentlicht, oder gibt es konkrete Hinderungsgrinde, die den Inhalt der
Vereinbarung betreffen?

Die Vereinbarung nach § 3 Abs. 2 NWohlfF6G wird der Regelung in 8§ 3 Abs. 2 Satz 2 NWohlfF6G
folgend innerhalb von vier Wochen nach ihrer Unterzeichnung im Niedersachsischen Ministerial-
blatt und im Internet verdffentlicht werden.

2. Falls es konkrete Hinderungsgrinde gibt, die den Inhalt der Vereinbarung betreffen,
welche sind das im Einzelnen?

Wie der Vorbemerkung zu entnehmen ist, sind Hinderungsgrunde beziglich des Inhalts der Ver-
einbarung nicht ersichtlich.

3. Falls es entgegen der Erwartung der Ministerin nicht leistbar war, ,,das bis zum Jahres-
ende hinzukriegen” und eine Vereinbarung somit nicht zustande gekommen ist: Wann
(genaues Datum) wird das Sozialministerium von seiner Verordnungserméachtigung
nach 8§ 3 Abs. 3 NWohlfF6G Gebrauch machen, um nun die auch vom Landesrech-
nungshof fiir notwendig erachtete Rechtssicherheit bei der Férderung der freien Wohl-
fahrtspflege herzustellen?

Da der Abschluss der Vereinbarung unmittelbar bevorsteht, wird keine Veranlassung gesehen, von
der Verordnungserméachtigung Gebrauch zu machen.

Hat sich die Situation bei der Versorgung mit Impfstoffen fur Kinder inzwischen entspannt?
Abgeordneter Burkhard Jasper (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Auf die Kleine Anfrage zur mindlichen Beantwortung ,Wird die Landesregierung sicherstellen, dass
alle Kinder rechtzeitig geimpft werden kdnnen?“ (Drs. 17/4595, Frage 36) hat die Landesregierung
u. a. geantwortet, dass mit einer Entspannung der Situation innerhalb der nachsten Wochen ge-
rechnet werde. Die Nordwest-Zeitung berichtet in ihrer Ausgabe vom 31. Dezember 2015 dagegen,
dass Impfstoffe immer noch Mangelware seien.
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1. Wie beurteilt die Landesregierung die aktuelle Situation bei der Versorgung mit Impf-
stoffen?

Wie im November 2015 ausfiihrlich dargestellt, stitzt sich die Beurteilung auf die Angaben des
Paul-Ehrlich-Institutes (PEI), die seit Oktober 2015 im Internet veroffentlicht werden. Im Vergleich
zum November sind zwar inzwischen einige Impfstoffe wieder lieferbar, aber nach wie vor werden
Lieferengpasse fiir einzelne Impfstoffpraparate aufgefihrt. In der Spalte ,Verfligbarkeit“ waren be-
reits im November die Zeitraume entsprechend ausgewiesen. Die Situation war daher zu erwarten.

Vor dem Hintergrund vermutlich verschobener Impfungen, die nun nachgeholt werden, ist mit ei-
nem zeitweise héheren Bedarf zu rechnen Dies kann dazu fiihren, dass Arztinnen und Arzte wei-
terhin noch nicht nach gewiinschtem Impfschema Kinder impfen kénnen. In der Liste des PEI wer-
den aber Alternativen und Handlungsempfehlungen fir jeden Impfstoff aufgefiihrt.

2. Was sind neben der Strategiednderung zum Erreichen der globalen Eradikation der Po-
liomyelitis die Ursachen flr die Engpéasse?

In Bezug auf Kinderimpfstoffe sind der Landesregierung dartiber hinaus keine Ursachen bekannt,
die auf konkreten und belastbaren Hinweisen beruhen.

Wie bereits in der Antwort aus November 2015 dargestellt, unterliegt die Herstellung von Impfstof-
fen einem aufwendigen und langwierigen Prozess. Produktionserhthungen sind nicht kurzfristig
umsetzbar. Produktionsausfalle kdnnen verschiedene Ursachen haben und sind zur Gewabhrleis-
tung der Arzneimittelsicherheit und Qualitéat des Impfstoffs im Einzelfall auch erforderlich. Das be-
deutet, dass im Einzelfall Chargen aufgrund von Sicherheitsbedenken nicht in den Vertrieb gege-
ben werden diirfen oder eine Ricknahme von Chargen erforderlich ist. In der aktuellen Liste des
PEI betrifft dies z. B. Typhim Vi.

Auch im Rahmen groRerer Ausbriiche steigt kurzfristig die Impfbereitschaft bzw. der Bedarf, sodass
es in der Vergangenheit aufgrund der oben genannten, nicht zu steigernden Produktionskapazita-
ten zwischenzeitlich zu Lieferengpassen kommen kann.

3. Sieht sich die Landesregierung in der Verantwortung, MalBnahmen fir mehr Transpa-
renz zu initiieren, damit beispielsweise auf den Internetseiten des Robert Koch und
Paul-Ehrlich-Instituts auch die Ursachen von Engpassen dargestellt werden und die
Kinderarzte somit in die Lage versetzt werden, besorgte Eltern ausreichend zu infor-
mieren?

Es liegt zunéchst in der Verantwortung der pharmazeutischen Unternehmen, entsprechend trans-
parent zu Lieferfahigkeit und, soweit durch sie zu erklaren, auch zu den Griinden Stellung zu neh-
men. Mit der Vereinbarung, die nun aktuell zur o. g. Liste des PEI gefuhrt hat, wurde hier ein guter
Beitrag geleistet. Insbesondere mit der Angabe zur voraussichtlichen Verfugbarkeit, aber auch mit
den dargestellten Alternativen haben die Arztinnen und Arzte mehr Planungssicherheit als vor Ok-
tober 2015. Der Grund fiir einen Lieferengpass hilft der Arzteschaft oder den zu impfenden Perso-
nen zunéchst nicht weiter.

Die Landesregierung wird das Thema Verfugbarkeit von Impfstoffen innerhalb der Gesundheitsmi-
nisterkonferenz und deren Fachgremien mit den Bundesbehdrden erértern. Eventuell kénnten sich
durch eine Analyse der Ursachen Hinweise flr Verbesserungsbedarf ergeben und falschen Speku-
lationen kdnnte entgegengetreten werden. Vor diesem Hintergrund wird die Landesregierung dies
in den Erérterungen einbringen und sich fur die Darstellung der Griinde eines Lieferengpasses ein-
setzen.
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Wie viele Personen sind in Niedersachsen ausreisepflichtig?
Abgeordneter Ansgar Bernhard Focke (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Im Jahr 2015 sind tber 100 000 Asylsuchende nach Niedersachsen gekommen. Ein wichtiges Mit-
tel zum Aufrechterhalten der Funktionsfahigkeit des Asylsystems ist nach Aussage des Innenminis-
ters die konsequente Ruckfuhrung von ausreispflichtigen Asylbewerbern.

1. Wie viele ausreisepflichtige Personen halten sich in Niedersachsen aktuell auf (bitte
aufschlisseln nach abgelehnten Asylbewerbern und gegebenenfalls anderen Grup-
pen)?

Der Aufenthaltsstatus einer Auslanderin oder eines Auslanders wird im Auslanderzentralregister
(AZR) des Bundesamtes fur Migration und Fluchtlinge (BAMF) gespeichert. Das BAMF Ubernimmt
auch die statistische Aufbereitung der Daten aus dem AZR und stellt den Landern Auswertungen
zur Verfligung. Zum Stichtag 30.11.2015 (die Zahlen zum Stichtag 31.12.2015 wurden noch nicht
verdffentlicht) lebten in Niedersachsen insgesamt 18 641 ausreisepflichtige Personen, dabei war al-
lerdings bei 14 924 Personen der Vollzug der Abschiebung aus rechtlichen oder tatséchlichen
Griuinden vorubergehend ausgesetzt (Duldung). Der Anteil der Personen, deren Asylantrag abge-
lehnt wurde, wird in der Statistik nicht abgebildet.

2. Wie viele abgelehnte Asylbewerber wurden im Dezember 2015 in ihre Herkunftslander
bzw. in Umsetzung der Dublin-llI-VO in einen anderen EU-Staat zurtiickgefuhrt?

Im Monat Dezember 2015 wurden in Niedersachsen 181 vollziehbar ausreisepflichtige Auslande-
rinnen und Auslander in ihre Herkunftslander abgeschoben. Zwdlf weitere Personen wurden in Um-
setzung der Dublin-111-VO in einen anderen EU-Staat zuriickgefihrt.

3. Wie viele Personen wurden insgesamt im Jahre 2015 aus Niedersachsen abgescho-
ben?

Im Jahr 2015 wurden insgesamt 1 133 Personen aus Niedersachsen abgeschoben. Davon wurden
262 Personen in Umsetzung der Dublin-IlI-VO in einen anderen EU-Staat zurtickgefuhrt. Im Zeit-
raum 01.01.2015 bis 30.11.2015 (die Zahlen fur den Monat Dezember 2015 liegen noch nicht vor)
sind dariber hinaus 3 327 Personen mithilfe des REAG/GARP-Programms freiwillig ausgereist.

Aktueller Ermittlungsstand zum Gammelfleischskandal
Abgeordneter Helmut Dammann-Tamke (CDU)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Am 17. Dezember 2015 war dem Landtag die flinfte Tranche der Akten zu den Vorwiirfen gegen
einen Fleisch verarbeitenden Betrieb im Landkreis Grafschaft Bentheim vorgelegt worden. Daraus
geht hervor, dass die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen noch immer nicht abgeschlossen sind.
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1. Welcher Ermittlungsaufwand wurde mit welchem Stundeneinsatz bisher betrieben?

Die Landwirtschaftszentralstelle bei der Staatsanwaltschaft Oldenburg erfasst den Verfahrensauf-
wand erst seit dem 01.08.2014. Die letzte Erfassung des Arbeitsaufwandes datiert bislang vom
02.11.2015. Zahlenmaterial liegt daher nur fir den Zeitraum vom 01.08.2014 bis zum 02.11.2015
vor. Danach wandte der zustandige Dezernent der Staatsanwaltschaft Oldenburg fiir das Verfahren
1100 Js 29505/13, das am 11.05.2015 durch Anklage zur Wirtschaftsstrafkammer abgeschlossen
wurde, 12 660 Minuten auf.

In einem weiteren, am 13.04.2015 durch Einstellung gemaf 8§ 170 Abs. 2 StPO erledigten Verfah-
ren (1100 Js 53666/14) bendtigte der genannte Dezernent der Staatsanwaltschaft Oldenburg
35 Minuten. In einem dritten Verfahren (1100 Js 18259/14), das noch nicht abgeschlossen werden
konnte, wurden von ihm bisher 270 Minuten aufgewandt.

2. Welcher Ermittlungsaufwand muss absehbar mit welchem Stundeneinsatz noch betrie-
ben werden?

In dem noch offenen Verfahren (1100 Js 18259/14) wurde im Rahmen einer Durchsuchung eine
Festplatte beschlagnahmt, die durch das Landeskriminalamt ausgewertet werden muss. Erst nach
Auswertung kann eingeschatzt werden, welche weiteren Ermittlungen mit welchem zeitlichen Auf-
wand noch erforderlich sind.

3. Wann ist mit einem Abschluss des Ermittlungsverfahrens zu rechnen?

Der Zeitpunkt des Abschlusses kann aus den zu Frage 2 dargelegten Griinden nicht vorausgesagt
werden.

20. Was tut die Landesregierung, um in diesem Quartal mehr abgelehnte Asylbewerber ab-
schieben zu kbnnen?

Abgeordnete Editha Lorberg (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Ministerprasident Weil und Innenminister Pistorius bekennen sich 6ffentlich zur Beendigung des
unerlaubten Aufenthaltes von Auslandern in Deutschland, dies gelte auch fir abgelehnte Asylbe-
werber. In der Plenardebatte vom 16. Dezember 2015 urteilte Innenminister Pistorius Uber eine am
gleichen Tage durchgefiihrte Sammelabschiebung von 125 Personen mittels eines Charterflugzeu-
ges, dass dies ein ganz normaler Vorgang sei. In den letzten Monaten ist die Zahl der ausreise-
pflichtigen Personen deutlich gestiegen. Bundes- und Landespolitiker nahezu aller Parteien fordern
die konsequentere Beendigung des Aufenthaltes, im Zweifel im Wege der Abschiebung.

Die Zahl der Abschiebungen ist im letzten Jahr in Niedersachsen im Vergleich mit anderen Bundes-
landern unterdurchschnittlich stark angestiegen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Ruckfuhrungspolitik der Landesregierung folgt weiterhin dem humanitaren Grundgedanken und
priorisiert auch zukinftig die Forderung der freiwilligen Ausreise. Wenn der gesetzlichen Ausreise-
verpflichtung nicht nachgekommen wird, sind die Auslanderbehdrden jedoch gesetzlich verpflichtet,
den Aufenthalt zwangsweise durch Abschiebung zu beenden. Die Abschiebung ist also die zwin-
gende Rechtsfolge, die in Niedersachsen auch konsequent umgesetzt wird.

Der zu erwartende Anstieg der Anzahl der vollziehbar ausreisepflichtigen Personen hangt insbe-
sondere von der Anzahl der Asylentscheidungen des Bundesamtes fliir Migration und Fluchtlinge
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ab. Aufgrund der weiteren personellen Aufstockung des Bundesamtes - vor allem in den Entschei-
dungszentren - ist mit einer Zunahme der Asylentscheidungen, insbesondere auch ablehnender, zu
rechnen.

Es ist davon auszugehen, dass dariber hinaus die seit November 2015 bestehende Mdéglichkeit
von Rickfihrungen mittels EU-Laissez Passer in die Westbalkan-Staaten zu einem weiteren An-
stieg der Abschiebungszahlen fuihren wird, da die grundsatzlich erforderliche Passersatzpapierbe-
schaffung in diesen Fallen entfallt.

1. Wieviele Abschiebungen erwartet die Landesregierung fur das erste Quartal 20167

Im ersten Quartal 2015 wurden insgesamt 145 Personen abgeschoben und 83 Personen im Rah-
men des Verfahrens nach der Dublin-lll-Verordnung in den EU-Staat Uberstellt, der fir die Durch-
fuhrung des Asylverfahrens zustandig ist. Insgesamt ist also der Aufenthalt von 228 Personen
zwangsweise beendet worden. Daruber hinaus sind 560 Personen mit Hilfe des REAG/GARP-Pro-
gramms freiwillig ausgereist.

Die Landesregierung geht von einer Steigerung der Zahlen im Vergleich zum Vorjahr sowohl bei
der freiwilligen Ausreise als auch bei Abschiebungen im ersten Quartal aus. Valide konkretere
Prognosen dariiber, wie viele Abschiebungsersuchen die Auslanderbehérden an das Land richten
werden, sind nicht moglich. Wie viele Abschiebungen durchgefiihrt werden kdnnen, hangt auch
entscheidend von den Asylentscheidungen des BAMF ab.

2. Welche zuséatzlichen sachlichen und personellen Mittel hat die Landesregierung bereit-
gestellt und/oder Absprachen mit den kommunalen Auslanderamtern getroffen, um
vermehrt Abschiebungen im ersten Quartal 2016 durchfuhren zu kénnen?

Gleichzeitig werden vonseiten der Landesregierung verschiedene MalRnahmen getroffen, um lan-
desseitig einen konsequenten Rickfuhrungsvollzug gewéhrleisten zu kénnen.

So wird das Personal in der Landesaufnahmebehdrde Niedersachsen deutlich aufgestockt. Bisher
waren hier 92 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Aufenthaltsbeendigung (einschlie3-
lich ldentitatsklarung, Passersatzpapierbeschaffung, etc.) eingesetzt, davon 41 Verwaltungsvoll-
zugsbeamte. Mit dem Haushalt 2016 werden weitere 46 VZE bewilligt, sodass das Personal in die-
sem Aufgabenbereich um 50 % verstarkt wird.

Die Landesregierung wird den Ruckfuhrungsvollzug eng mit den zustandigen Auslanderbehdrden
abstimmen. So wurden u. a. die Kommunen zu diesem Zweck gebeten, Daten Uber ausreisepflich-
tige Personen aus den sicheren Herkunftslandern quartalsweise zu Ubermitteln. Gleichzeitig wer-
den die Kommunen gebeten, gegebenenfalls bestehende Problemstellungen aus dem Ruckfuh-
rungsbereich zu melden. Es ist beabsichtigt, auf Basis der Ruickmeldungen regelmafige zuséatzli-
che Dienstbesprechungen durchzufiihren, um - auch bei steigenden Ruckfiihrungszahlen - rei-
bungslose Ablaufe zu gewéahrleisten.

3.  Wie viele Sammelabschiebungen mittels selbst gecharterter Flugzeuge oder anderer
Verkehrsmittel wird die Landesregierung wahrscheinlich im ersten Quartal 2016 orga-
nisieren?

Das Land wird, wie voraussichtlich die anderen Bundeslander auch, weiterhin bedarfsorientiert
Chartermalinahmen in enger Abstimmung mit den kommunalen Ausl&nderbehérden initiieren. Fur
die Planung solcher MalRnahmen ist eine enge Abstimmung mit der Bundespolizei notwendig. Da-
bei wird kinftig die Kooperation mit anderen Bundeslandern - Hamburg, Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern - angestrebt.

Niedersachsen wird sich daneben auch weiterhin je nach Bedarf - wie es seit Jahren géngige Pra-
xis im niederséchsischen Ruckfihrungsvollzug ist - an von anderen Bundeslandern bzw. der euro-
paischen Grenzschutzagentur Frontex initiierten Chartermaf3hahmen beteiligen.
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Mit Blick auf die nicht valide prognostizierbare Anzahl der Abschiebungsersuchen und die erforder-
liche Abstimmung mit der Bundespolizei kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht hinreichend sicher
eingeschétzt werden, wie viele Sammelabschiebungen mittels selbst gecharterter Flugzeuge wahr-
scheinlich im ersten Quartal 2016 organisiert werden.

Welches Ausmaf hat das Phanomen der ,,Antanzer“ in Niedersachsen?
Abgeordnete Editha Lorberg (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung (HAZ) berichtet in ihrer Ausgabe vom 7. Januar 2016, dass
es auch in Hannover Taschendiebe gebe, die angetrunkenen Gaste von Diskotheken oder Kneipen
sehr nahe kdmen, um diesen dann Geldbeutel oder Handy zu stehlen. Auch in der letzten Silves-
ternacht habe es 25 Anzeigen wegen solcher Diebstéhle in Hannover gegeben. Der Grof3teil sei
laut dem Polizeisprecher durch ,Antéanzer“ veribt worden. Laut HAZ in diesem Artikel seien die
meisten dieser Téater Nordafrikaner.

Weiterhin zitiert der Artikel Polizeikreise, wonach kaum noch Kréfte fiir den Kampf gegen Stral3en-
kriminalitat zur Verfiigung stiinden, weil die Beamten u. a. Demonstrationen begleiten oder Fliicht-
lingsheime bewachen miissten.

Vorbemerkung der Landesregierung

Das Phanomen des sogenannten Antanzens ist eine Form des Taschendiebstahls und seit einigen
Jahren in Niedersachsen bekannt. Bei den Tatern handelt es sich vorwiegend um ménnliche Per-
sonen, die weit uberwiegend nordafrikanischer Herkunft sind. Die allein handelnden oder in Klein-
gruppen organisierten Tater ,tanzen“ hierbei vorwiegend nachts und am Wochenende Uberwiegend
alkoholisierte méannliche oder weibliche Geschéadigte an, um diesen beispielsweise Geldbdrsen
oder Mobiltelefone zu entwenden. Die Téater geben zum Teil selber vor, alkoholisiert zu sein und
umarmen oder rempeln die Geschadigten an. Der entstehende Kdrperkontakt dient dabei der Ab-
lenkung von der eigentlichen Entwendungshandlung.

1. Welches Ausmal hat die Kriminalitat der sogenannten Antanzer in Niedersachsen?

Valide, Uber Jahre miteinander vergleichbare Fallzahlverlaufe des ,Antanzens® kénnen mithilfe der
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) nicht abgebildet werden und liegen insoweit nicht vor.

Durch das Landeskriminalamt Niedersachasen wurden mittels manueller NIVADIS-Auswertung fiir
das Jahr 2015 insgesamt 375 Antanzdelikte mit Tatort Niedersachsen recherchiert. Diese Fallzahl
wurde auf der Grundlage der Eingangsmeldungen und im Rahmen noch laufender polizeilicher Er-
mittlungsverfahren generiert, insoweit kdnnen sich die Daten in Abhangigkeit spaterer Ermittlungs-
ergebnisse noch geringfligig &ndern. Fur die Taten sind 388 Geschéadigte identifiziert, die Mehrzahl
(240) ist mannlichen Geschlechts.

Im Jahr 2014 wurden in Niedersachsen 7 436 Taschendiebstéhle polizeilich registriert. Im Vergleich
dazu wird offensichtlich, dass die 375 fur das Jahr 2015 recherchierten Antanzdelikte einen ver-
gleichsweise kleinen Anteil am Phanomenbereich des Taschendiebstahls haben.

2. Stimmt die Behauptung im Artikel der HAZ, dass es sich hierbei zumeist um Personen
aus Nordafrika handelt?

Zu den im Rahmen einer manuellen NIVADIS-Auswertung fiir das Jahr 2015 recherchierten 375
Antanzdelikte wurden insgesamt 501 Tatverdachtige ermittelt. Im Rahmen der polizeilichen Erst-
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eingabe wurde bisher erst bei 160 Tatverdachtigen eine Nationalitat erfasst. Am haufigsten wurden
folgende Nationalitaten erfasst:

Algerien 76
Marokko 35
Deutschland 13
Tunesien 9
Syrien 6

Zu den 160 Tatverdachtigen war bei 101 Personen der Status ,Asylbewerber” erfasst.

3.  Wie viele Personen, die zu den sogenannten Antadnzern gehéren, wurden im letzten
Jahr aus Niedersachsen abgeschoben?

Nach den vorliegenden Rickmeldungen der kommunalen Ausléanderbehdrden ist nicht bekannt,
dass im Jahr 2015 Personen abgeschoben wurden, die zu dem Personenkreis der sogenannten
Antanzer gehorten. In der Kiurze der Zeit konnten keine belastbaren Zahlen genannt werden. Die
Ermittlung der Zahlen wirde erfordern, dass in jedem Abschiebefall aufgrund Straffélligkeit das je-
weilige Gerichtsurteil hatte einzeln Gberprift werden missen.

22. Weshalb méchte die Landesregierung das Bestattungsgesetz éndern?

Abgeordnete Annette Schwarz, Burkhard Jasper, Dr. Max Matthiesen, Petra Joumaah, Volker
Meyer und Gudrun Pieper (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der am 17. Dezember 2015 veréffentlichten Antwort auf die Kleine Anfrage zur mindlichen Be-
antwortung von Abgeordneten der FDP ,Welche Gesetze plant die Landesregierung?“ (Drs.
17/4865, Frage 53) ist eine Anderung des Gesetzes (iber das Leichen-, Bestattungs- und Fried-
hofswesen als derzeit in Vorbereitung befindliches Gesetz aufgefiihrt. Es werde derzeit der Refe-
rentenentwurf erarbeitet.

Anlasslich der Liberalisierung des Bremer Bestattungsrechts, das inzwischen erlaubt, Urnen auf
privatem Grund zu bewahren oder Totenasche auf privatem Grund zu verstreuen, wurde in der
HAZ vom 12. November 2014 Uber die in Niedersachsen geltende Friedhofs-, Sarg- und Urnen-
pflicht berichtet, von der aus traditionellen oder religiésen Griinden aber auch abgewichen werden
dirfe. In dem Bericht wird der SPD-Abgeordnete Uwe Schwarz MdL mit den Worten zitiert: ,Von
der Vorstellung, dass eine Debatte um eine neue Bestattungsordnung eine schlanke, kurze Veran-
staltung werden wirde, kann ich nur warnen.“ Und weiter: ,Wenn wir die groRen Themen wie
Haushalt, Schule, Inklusion hinter uns haben, kann man gewiss dariber reden.*

Vorbemerkung der Landesregierung

Das Gesetz Uber das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen ist in der Antwort auf die o. g.
Kleine Anfrage zur mindlichen Beantwortung als eine derjenigen Gesetzesinitiativen genannt, die
,hach derzeitigem Stand bereits soweit vorstrukturiert sind, dass sie - vorbehaltlich einer Entschei-
dung der Landesregierung - als Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht werden kénnten®.

Diese Nennung steht im Zusammenhang mit der Antwort der Landesregierung vom 15.07.2015 im
Rahmen der Unterrichtung lber den Beschluss des Landtages zum Thema ,Konsequenzen aus
den Krankenhausmorden ziehen - Sonderausschuss zur Starkung der Patientensicherheit einset-
zen“ (Drs. 17/2964 vom 18.02.2015). In dieser Antwort hat die Landesregierung Folgendes ausge-
fuhrt: ,Die Umsetzung der Vorschldge 3 und 4, zu der es einer Anderung der gesetzlichen Rege-
lungen bedarf, ist eingeleitet worden® (Drs. 17/3943 vom 15.07.2015, S. 7). Bei diesen Vorschlagen
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handelt es sich um die ,Einfihrung arztlicher Meldepflichten bei bestimmten Auffindesituationen der
Leiche* (3.) und die ,Einfiihrung einer Leichennachschau durch die rechtsmedizinischen Institute in
noch zu definierenden Fallen® (4.), deren Umsetzung eine Anderung der gesetzlichen Regelungen
im Bestattungsgesetz erfordern wiirde.

1. Weshalb moéchte die Landesregierung das Bestattungsgesetz andern?

Die Anderung des Bestattungsgesetzes soll als eine Konsequenz aus den in der Drs. 17/2964 an-
gesprochenen Krankenhausmorden der Starkung der Patientensicherheit dienen, insbesondere im
Krankenhaus.

2. Welche Anderungen sind im Einzelnen geplant?

Geplant sind die in der Vorbemerkung der Landesregierung angesprochenen Meldepflichten bei
der Leichenschau und eine Leichennachschau in Form einer erweiterten Leichenschau. Das bein-
haltet die Einfuhrung arztlicher Meldepflichten bei bestimmten Auffindesituationen der Leiche und
die Einflhrung einer Leichennachschau durch die rechtsmedizinischen Institute in noch zu definie-
renden Fallen.

3.  Wie beurteilt die Landesregierung die im Bremer Bestattungsrecht bereits umgesetzten
Anderungen?

Im Bundesland Bremen besteht seit dem 1. Januar 2015 gemaf § 4 Abs. 1 a des dortigen Geset-
zes Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen die Moglichkeit, als Ausnahme von der Friedhofs-
pflicht auch ein Ausbringen der Asche auf dem Gebiet der Freien Hansestadt Bremen auf3erhalb
von Friedhdfen durch Ortsgesetz zuzulassen. Voraussetzung ist, dass die verstorbene Person ih-
ren letzten Hauptwohnsitz im Lande Bremen hatte, in einer schriftlichen Verfiigung einen Verstreu-
ungsort zur Ausbringung bestimmt und fur diese Beisetzungsform eine Person fiir die Totenfirsor-
ge bestimmt und damit beauftragt hat und dass der Ausbringungsort den im Gesetz néher be-
schriebenen Anforderungen entspricht.

Soweit der Landesregierung bekannt ist, hat die Stadtgemeinde Bremerhaven von dieser Méglich-
keit keinen Gebrauch gemacht. Inwieweit in der Stadtgemeinde Bremen bereits Erfahrungswerte
Uber die neuen Mdoglichkeiten im Umgang mit der Asche Verstorbener vorliegen, ist der Landesre-
gierung nicht bekannt.

23. Was tut die Landesregierung zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Motorradstre-
cken?

Abgeordneter Rudolf G6tz (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur hat im Juni 2013 die obersten Stra-
Renbaubehdrden der Lander auf das ,Merkblatt zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Mo-
torradstrecken® und auf die Notwendigkeit des Einsatzes von Fahrzeug-Riickhaltesystemen mit Un-
terfahrschutz unter bestimmten Voraussetzungen hingewiesen.

Den Einsatz von Fahrzeug-Ruckhaltesystemen hat der Bund in den ,Richtlinien fiir passiven Schutz
an StraBen durch Fahrzeug-Rickhaltesysteme (RPS 2009)“ geregelt. Die RPS 2009 ist bei Neu-,
Um- und Ausbauvorhaben an Bundesfernstral3en verbindlich anzuwenden.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Vorausgeschickt werden muss, dass sich Niedersachsen bei den Motorradunféllen im mittleren Be-
reich der Bundeslander befindet. Das heil3t, dass die Bemiihungen der Landesregierung mit ihren
Partnern Friichte tragen.

In der Anfrage wird auf das Schreiben des Bundes vom 03.06.2013, Verkehrssicherheit auf Bun-
desfernstral3en - Motorradsicherheit verwiesen. Darin ist die Bedeutung des sogenannten Unter-
fahrschutzes fiir die Sicherheit der Motorradfahrer hervorgehoben, um im Falle eines Sturzes das
Durchrutschen und den Anprall an scharfkantige Stahlteile der Rickhaltesysteme zu verhindern.
Empfohlen ist die Nachrustung vorhandener Schutzeinrichtungen auf Strecken mit einer uber-
durchschnittlich hohen Belastung von Motorradern und/oder einem auffélligen Unfallgeschehen. In-
sofern sind die Unfalldaten die unverzichtbare Grundlage fir eine sachgerechte Beurteilung der
Verkehrs- und Unfalllage. Auf dieser Grundlage werden in Niedersachsen Entscheidungen ber die
Notwendigkeit von MaRnahmen zum Schutz von Motorradfahrern im Rahmen der Unfallkommissi-
onen getroffen.

1. Welchen Stellenwert hat das Thema Motorradsicherheit fir die Landesregierung (bitte
gegebenenfalls die seit 2013 eingeleiteten MaRnahmen auffiihren)?

Das Thema Motorradsicherheit hat fir die Landesregierung einen hohen Stellenwert. Aufgrund des
bauartbedingt eingeschrankten Schutzraumes und ihres mitunter gezeigten erhéhten Risikoverhal-
tens im StralRenverkehr werden motorisierte Zweiradfahrerinnen und -fahrer grundsétzlich einer Ri-
sikogruppe zugeordnet, bei der im Rahmen der Verkehrssicherheitsarbeit ein besonderer Fokus
liegt. Dazu sind ebenso die MaRhahmen der Unfallkommissionen in Niedersachsen zu z&hlen, die
stets die fur Motorradfahrer verkehrsunfalltrachtigen Straf3en (Regionen) identifizieren und geeigne-
te GegenmalRnahmen einleiten.

2. Wurden in Niedersachsen entsprechend den Empfehlungen des Bundes Regelungen
zur Anwendung der RPS 2009 auf Landes- oder kommunalen Stra3en getroffen? Wenn
ja, welche? Wenn nein, warum nicht?

Die RPS 2009 wurde in Niedersachsen auch flr Landesstral3en entsprechend den Regelungen des
Bundes, Allgemeines Rundschreiben Nr. 28/2010, eingefiihrt und werden seitdem auf dieser
Grundlage angewendet. Fur Kreisstraen entscheiden die kommunalen Baulasttrdger in eigener
Zustandigkeit. Soll ein kommunales Vorhaben auf Grundlage des NGVFG gefordert werden, ist der
aktuelle Stand der Technik als Fordervoraussetzung zugrunde zu legen.

3. Gibt es spezifische MaRnahmen zur Identifizierung und Beseitigung von Unfallschwer-
punkten an bekannten Motorradstrecken in Niedersachsen? Wenn ja, welche? Wenn
nein, warum nicht?

Ja. Im Rahmen der zwischen den Bundeslandern Sachsen-Anhalt, Thiringen und Niedersachsen
vereinbarten Kooperation ,Sicher durch den Harz“ werden seit 2008 die Probleme des sténdig stei-
genden Motorradverkehrs im Harz gemeinsam angegangen. Hauptzielrichtung ist dabei die Sen-
kung der Unfallzahlen unter Beteiligung von Motorradfahrern.

Seit der ersten Veranstaltung am 26. April 2009 auf dem GroRRparkplatz Torfhaus, als die Polizei
Niedersachsen erster Gastgeber unter der Federfiihrung der Polizeiinspektion Goslar war, fand die
jeweilige Jahrsauftaktveranstaltung abwechselnd in den drei fiir die Regionen Harz und Kyffhauser
zustandigen Landerpolizeien Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen statt. In diesem Pro-
jekt arbeitet die Polizei der Bundeslander Thiringen, Sachsen-Anhalt und Niedersachsen gemein-
sam mit den zustandigen Landes- und Ortsverkehrswachten sowie zahlreichen Netzwerkpartnern
an dem Ziel, die Verkehrsunfélle unter Beteiligung von Motorradfahrern und deren oft dramatische
Folgen im Harz und Kyffhauser zu senken. Diese Aktion stellt sich dabei als ein eng verzahntes
Projekt mit einem praventiven und repressiven Anteil dar, welche in enger Abstimmung zwischen
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den Kooperationspartnern in der Motorradsaison im Harz kontinuierlich durchgefiihrt wird. Zu Be-
ginn der Motorradsaison wird als deutlich erkennbarer Start der Kradaktion von einem der Koopera-
tionspartnern eine gemeinsame Auftaktveranstaltung geplant und durchgefihrt.

Die regionalen Verkehrswachten unterstiitzen die Auftaktveranstaltungen mit Praventionsaktionen,
Infostdnden und Vorfiihrungen. Die Landesverkehrswacht Niedersachsen e. V. finanziert die mit
dem MW und MI abgestimmte Plakataktion. An 16 Standorten - gewahlt wurden die am starksten
frequentierten Zubringer in den Harz - stehen 32 grof3flachige Plakate. Die Plakatmotive sollen ne-
ben vielfaltigen anderen préaventiven und repressiven Aktionen rund um das Motorradfahren dazu
beitragen, dass die Motorradfahrer immer wieder an eine verantwortungsvolle Fahrweise erinnert
werden.

Weitere Partner sind die jeweiligen Landkreise.

Als weiteres Beispiel dienen die MaBnahmen an einigen Strecken im Gebiet des Sollings: Plakatak-
tionen, Geschwindigkeitsreduzierungen und Verkehrssicherheitstage.

Nachstehend sind beispielhaft einige Strecken genannten, wo Schutzplankensysteme mit Unter-
fahrschutz ausgeristet sind; zusatzlich wurden teilweise auch verkehrsrechtliche Mal3nahmen er-
griffen. Schwerpunkte liegen im Harz und im Solling:

Im Bereich Harz:

— B 4 unterhalb Torfhaus, ein Bereich, ca. 300 m,

— B 4 von der Einmlndung der B 242 - HohegeilR (Kesselberg), vier Bereiche, ca. 1 800 m und
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h fir Motorrader, Geschwindigkeitsiiberwachung,

— B 241 Goslar - Kreuzeck CLZ, vier Bereiche, ca. 1 600 m,
— B 241 Goslar Kreuzeck - CLZ, zwei Bereiche, ca. 128 m,
— B 242 CLZ - K 37, drei Bereiche, ca. 320 m,

— B 242 CLZ K 37 - Bad Grund, ein Bereich, ca. 160 m,

— B 498 Oker - Altenau, vier Bereiche, ca. 240 m,

— B 498 Altenau - B 242, drei Bereiche, ca. 124 m, Geschwindigkeit generell auf 60 km/h be-
grenzt, Geschwindigkeitsuberwachung,

— L 504 v. B4 - Altenau, funf Bereiche, ca. 1 400 m,

— L 600 Braunlage - Zorge, zwei Bereiche, ca. 200 m,

— L 519 v. B 242 - Sankt Andreasberg, vier Bereiche, ca. 600 m,

— L 519 Sankt Andreasberg - B 27, zwei Bereiche, ca. 400 m,

— L 521 Sankt Andreasberg - Herzberg, ein Bereich, ca. 60 m,

— K 35 Lautenthal - Wolfshagen, zwei Bereiche, ca. 220 m; des Weiteren wurden in diesen Berei-
chen die Kurven mit VZ 625 verdeutlicht.

Im Bereich Weserbergland (L 426, L 30) und Solling (L 484, L 549, B 241):

— B 241, insgesamt ca. 900 m,

— L 426, ca. 200 m,

— L 430, ca. 200 m,

— L 484, ca. 500 m,

— L549,ca. 1300m,

— L 580 zwischen Bodenwerder und Golmbach, ca. 600 m,
— K61 (Deister), ca. 200 m.

Eine weitere, pilothafte MaRnahme zur Erhéhung der Verkehrssicherheit flir Motorradfahrer gibt es
im Raum Osnabriick. Dort wurde eine Strecke mit Rittelstreifen ausgestattet.
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Zeitplan fir die Umsetzung des Generalplans Wesermarsch
Abgeordneter Bjorn Thiimler (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Im Kampf gegen die Versalzung der Marschgraben und fiir die Versorgung der nérdlichen Weser-
marsch mit weniger salzhaltigem Trankewasser hat die Landesregierung im Dezember 2015 durch
die Staatssekretéarin im Umweltministerium Almut Kottwitz (u. a. NWZ vom 2. Dezember 2015
.Neuer Generalplan fir Wesermarsch®) bekannt gegeben, dass der Generalplan Wesermarsch
umgesetzt werden soll. Die Landwirte leiden seit Jahren unter der schlechten Qualitat des Tréanke-
wassers in den Zuwasserungsgraben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung hat ein erhebliches Interesse an einer zukunftssicheren Zu- und Entwéasse-
rung der Wesermarsch. Allerdings missen - so die Sicht der Landesregierung - die mit dem ab-
schlieBenden Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) zu erwartenden MaR3stabe einer re-
levanten Verschlechterung des Gewasserzustandes abgewartet werden, bevor Planungen zur Ver-
besserung der Zuwésserungssysteme umgesetzt werden kénnen. Die bislang mit den Haushalts-
ansatzen bis 2015 vorgesehene weitere Umsetzung eines Generalplans wurde aus den vorgenann-
ten Griinden ausgesetzt.

Die Zeit bis zu einem Urteil sollte jedoch genutzt werden, um die von den Deichverbédnden neu vor-
geschlagene ,kleine Losung“ abschlieRend auf Machbarkeit zu priifen. Eine solche Lésung unter-
scheidet sich erheblich von dem bisherigen ,Generalplan® und ist auch in der Umsetzung als we-
sentlich realistischer zu bewerten.

Zu diesem Plan hat der Niedersachsische Landesbetrieb fir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Natur-
schutz in enger Abstimmung mit dem Planungsverband Wesermarsch ein alternatives Konzept mit
einer konkreten Trassenfiihrung fur die Zuwasserung ausgearbeitet unter weitestgehender Nutzung
des vorhandenen Gewassersystems.

Die derart entwickelte Zuwasserungslésung wurde mit einer instationdren hydraulischen Berech-
nung Uberprift. Die Machbarkeit der ausgearbeiteten Vorzugsvariante wurde bestétigt. Zusatzlich
wurde eine grobe Kostenschéatzung erstellt. Danach belaufen sich die Kosten der GesamtmaRnah-
me auf rund 30 Millionen Euro.

Die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie wurden dem Ministerium fur Umwelt, Energie und Klima-
schutz am 01.12.2015 in Gegenwart von Frau MdL Logemann vorgestellt. Zum weiteren Vorgehen
wurde mit der Geschaftsfiihrung des Planungsverbandes vereinbart, dass zunachst am 14.12.2015
der Vorstand des Planungsverbands informiert werden sollte. Die Information der Offentlichkeit
Uber die Machbarkeitsstudie ist fir den 11.02.2016 vorgesehen.

Nach dieser Veranstaltung sollen in einem weiteren Schritt auch potenzielle Mitfinanzierer wie der
Bund und das Land Bremen informiert werden.

1. Wann wird das Land Niedersachsen Mittel freigeben, damit die weitere Planung des
Generalplans Wesermarsch vorangetrieben wird und der Bau noch in dieser Legisla-
turperiode beginnen kann?

Siehe Vorbemerkung.

2. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass die bisherigen Weservertiefungen und
-korrekturen seit dem Jahr 1887 dazu gefiihrt haben, dass der Salzgehalt des Weser-
wassers zu hoch ist und der Generalplan Wesermarsch deshalb unabhéangig von weite-
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25.

ren Weservertiefungen dringlichst umgesetzt werden muss, um die bereits entstanden
Méangel zu beseitigen?

Es dirfte unstrittig sein, dass die kontinuierliche Vertiefung der Weser Uber viele Jahrzehnte zu ei-
nem Zustand gefuhrt hat, der die Trankefunktion nicht mehr ausreichend sicherstellt. Eine zu-
kunftssichere kleine Losung des Zuwasserungsproblems in der Wesermarsch soll bis zu einem Ur-
teil des BVerwG weiter konkretisiert werden.

3. Welchen Zeitplan sieht die Landesregierung fir die Planung und Umsetzung des Gene-
ralplans Wesermarsch vor?

Die bisherige auch gegenliber dem Planungsverband vertretene Position der Landesregierung ist,
dass die Umsetzung eines ,Wasserwirtschaftsplanes Wesermarsch® - abweichend von der Position
der Vorgangerregierung - vom weiteren Fortgang der Verhandlungen Uber die aktuelle Weseran-
passung abhangt. Diese Verhandlungen kénnen sicherlich erst nach dem Urteil des BVerwG abge-
schlossen werden und werden sich voraussichtlich noch bis 2017 hinziehen.

Welche Plane hat die Landesregierung mit den NL6ffVZG?

Abgeordnete Burkhard Jasper, Dr. Max Matthiesen, Petra Joumaah, Volker Meyer, Gudrun Pieper,
Annette Schwarz und Karl-Heinz-Bley (CDU

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der am 17. Dezember 2015 veréffentlichten Antwort auf die Kleine Anfrage zur mindlichen Be-
antwortung von Abgeordneten der FDP ,Welche Gesetze plant die Landesregierung?“ (Drs.
17/4865, Frage 53) ist eine Anderung des Niedersichsischen Gesetzes iiber Ladendéffnungs- und
Verkaufszeiten (NLOff'VZG) weder als ,,Gesetz in Vorbereitung“ noch als ,geplantes Vorhaben* auf-
gefiihrt. Unter der Uberschrift ,Rot-Griin will strengere Regeln firr verkaufsoffene Sonntage* berich-
tete die HAZ am 30. Dezember 2015 allerdings tiber konkrete Plane der Landesregierung zur An-
derung des NLo6ffVZG, das nach Auffassung der Landesregierung aufgrund des Urteils des Verwal-
tungsgerichts Hannover vom 15. Oktober 2015 Uberarbeitet werden musse.

Vorbemerkung der Landesregierung

Das Niedersachsische Gesetz tiber Ladenéffnungs- und Verkaufszeiten (NL6ffVZG) aus dem Jahr
2007 wurde aufgrund der intensiven Diskussion im Gesetzgebungsverfahren nicht wie damals b-
lich nach fiinf Jahren, sondern bereits nach drei Jahren einer Uberpriifung unterzogen. Als Ergeb-
nis wurde festgestellt (verdffentlicht als Drs. 16/2550), dass mit den Gesetz ein gelungener Kom-
promiss zwischen allen Interessenten und Interessenlagen geschaffen wurde. So stand der Sonn-
und Feiertagsschutz und die damit verbundene Arbeitsruhe an diesen Tagen im Vordergrund,
gleichwohl wurde den Interessen des Einzelhandels, der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie
den veranderten Lebens- und Arbeitsbedingungen Rechnung getragen. Aktuell kommt das Thema
LArbeitsruhe an Sonn- und Feiertagen® verstarkt in die 6ffentliche Diskussion. Die Landesregierung
hat sich der Thematik angenommen, allerdings sind die Uberlegungen fiir eine Anpassung der ge-
setzlichen Vorgaben aufgrund der Vielzahl und Vielfaltigkeit der Interessenlagen noch nicht abge-
schlossen.

Insoweit ist es korrekt, dass in der Beantwortung der o. g. Kleinen Anfrage auch noch keine Aussa-
ge zu einer Gesetzesanderung des NL6ffVZG enthalten ist (Drs. 17/4865, Frage 53).
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1. Wie beurteilt die Landesregierung die in dem HAZ-Bericht geduRerten Uberlegungen
der Abgeordneten Uwe Schwarz und Thomas Schremmer, die bisherige Liste der kirch-
lichen Feiertage, an denen keine Ladenéffnung zugelassen werden darf, um nichtkirch-
liche Feiertage wie den 1. Mai oder den 3. Oktober zu erweitern oder mit dem 27. De-
zember, sofern dieser auf einen Sonntag falle, sogar einen Tag, der Gberhaupt kein Fei-
ertag ist, in die bisherige Liste der besonders geschiitzten kirchlichen Feiertage aufzu-
nehmen?

Die Landesregierung steht den Uberlegungen, den Ausschluss von sogenannten verkaufsoffenen
Sonntagen zu erweitern, aufgeschlossen gegenuber.

2.  Méochte die Landesregierung etwas daran &ndern, dass derzeit eine Sonntagsoffnung
fiir einen Ortsbereich den ,Verbrauch“ der Offnungsméglichkeiten fiir den gesamten
Ort nach sich zieht?

Bisher wurde 8 5 Abs. 1 NL6ffVZG allgemein so verstanden und praktiziert, dass sich die Hochst-
zahl von zulassigen Offnungen auf die einzelne Verkaufsstelle bezieht. Das Verwaltungsgericht
Hannover hat mit Urteil vom 15.10.2015 Az.: 11 A 2676/15 entschieden, dass die Anzahl auf die
politische Gemeinde zu beziehen ist. Eine Klarstellung des Gesetzes an dieser Stelle wird zurzeit
gepruft.

3.  Soll mit der Anderung des NL6ffVZG insgesamt ein starkerer oder eher ein schwache-
rer Sonntagsschutz erreicht werden?

Die Frage kann erst abschlieRend beantwortet werden, wenn nach Abschluss der aktuellen Diskus-
sion entschieden wurde, ob und gegebenenfalls wie Gesetzesdnderungen erfolgen sollen. Die
Landesregierung beabsichtigt insgesamt keine Schwachung des Sonn- und Feiertagsschutzes.

26. Wie hoch ist die Zahl gewaltbereiter Islamisten in Niedersachsen?
Abgeordnete Angelika Jahns (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Antwort der Landesregierung vom 17. Dezember 2015 auf meine Kleine Anfrage zur mindli-
chen Beantwortung zu islamistischen Syrien-Riickkehrern und gewaltbereiten Islamisten hiel3 es:
,Eine einheitliche definierte Zahl der gewaltbereiten Islamisten wird weder im Verfassungsschutz-
verbund noch durch das Landeskriminalamt Niedersachsen erhoben, zumal eine konkrete Tren-
nung insbesondere zwischen dem politischen und dem gewaltbereiten Salafismus nicht trennscharf
mdglich ist.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Islamismus ist eine politische Ideologie, deren Anhénger sich auf religivse Normen des Islams
berufen und diese politisch ausdeuten. Auch wenn der Begriff des Islamismus auf den Islam hin-
deutet, so ist doch diese politische Ideologie deutlich von der durch das Grundgesetz geschitzten
Religion des Islams zu trennen. Islamisten sehen in der Religion des Islams n&mlich nicht nur eine
Religion, sondern auch ein rechtliches Rahmenprogramm fiir die Gestaltung aller Lebensbereiche:
von der Staatsorganisation Uber die Beziehungen zwischen den Menschen bis ins Privatleben des
Einzelnen. Islamismus beginnt dort, wo religidse islamische Normen als fiir alle verbindliche Hand-
lungsanweisungen gedeutet und - bisweilen unter Zuhilfenahme von Gewalt - durchgesetzt werden
sollen.

Der Salafismus ist eine besonders radikale und die derzeit dynamischste islamistische Bewegung
in Deutschland, aber auch auf internationaler Ebene. Salafisten weltweit glorifizieren einen ideali-
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sierten Ur-Islam des 7./8. Jahrhunderts und orientieren sich, um diesem mdoglichst nahe zu kom-
men, an der Lebensweise der ersten Muslime in der islamischen Frithzeit. Sie versuchen ihre reli-
gibse Praxis und Lebensfuhrung ausschlie3lich an den von ihnen wortlich verstandenen Prinzipien
des Korans und dem Vorbild des Propheten Muhammad und der friihen Muslime, der rechtschaffe-
nen Altvorderen (arab. al-salaf al-salih, daher der Begriff Salafismus), auszurichten.

Der Salafismus lasst sich in eine politische, der die Uberwiegende Mehrheit der Salafisten in
Deutschland zuzurechnen sind, und eine jihadistisch-terroristische Auspragung aufschliisseln. Alle
Salafisten streben die gleichen Ziele an, doch unterscheiden sich politische und jihadistische Sa-
lafisten in der Wahl ihrer Mittel, um diese Ziele zu erreichen. Vertreter des politischen Salafismus
stiitzen sich auf intensive Propagandatatigkeit, die sie als Dawa-Arbeit bezeichnen, um fur ihre Vi-
sion einer gottgewollten Staats- und Gesellschaftsform zu werben und gesellschaftlichen Einfluss
zu gewinnen. Jihadistische Salafisten setzen dartber hinaus und vor allem auf das Mittel der Ge-
walt, um ihre Ziele zu erreichen. Die Ubergénge zwischen beiden Salafismusformen sind flieRend.

Wie bereits in der Beantwortung der Kleinen Anfrage zur muindlichen Beantwortung vom
17.12.2015 (Drs. 17/4775) dargelegt, wird die Anzahl des gewaltbereiten Personenpotenzials im Is-
lamismus nicht erfasst. Die entscheidende Grundlage fiir eine verlassliche Erhebung der Zahl der
gewaltbereiten Islamisten wére eine einheitliche Definition des Begriffs der Gewaltbereitschaft. Da-
bei besteht insbesondere die Schwierigkeit einer trennscharfen Unterscheidung zwischen der politi-
schen und der jihadistischen Auspragung des Salafismus, der aktuell bedeutendsten Strémung in-
nerhalb des Islamismus. Deshalb werden nicht nur in Niedersachsen, sondern bundesweit im Ver-
fassungsschutzverbund sowie bei der niederséchsischen Polizei keine Zahlen zu dem gewaltberei-
ten Personenpotenzial im Islamismus erhoben.

Den Erkenntnissen des Niederséchsischen Verfassungsschutzes zur Folge ist davon auszugehen,
dass die jihadistische Ideologie durch ein Personenpotenzial im hohen zweistelligen Bereich in
Niedersachsen vertreten wird.

1. Warum ist die Differenzierung nach gewaltbereiten Personen im Bereich des Links- und
des Rechtsextremismus maglich (vgl. Seiten 39 und 116 des niederséchsischen Lan-
desverfassungsschutzberichts 2014), nicht jedoch beim Islamismus?

Siehe Vorbemerkung.

2. Wie hoch ist nach Kenntnis der Landesregierung derzeit die Zahl gewaltbereiter Is-
lamisten in Niedersachsen (bitte nach Alter, Gruppen, und Regionen aufschliusseln)?

Siehe Vorbemerkung.

3. Wird der Begriff des Salafismus von der Landesregierung als Synonym fur den Is-
lamismus genutzt, oder handelt es sich beim Salafismus vielmehr um eine Strémung
innerhalb des Islamismus?

Siehe Vorbemerkung.

27. Wird in Delmenhorst Antisemitismus auf GroRplakaten an stadtischen Gebauden beworben?
Abgeordnete Annette Schwarz (CDU)
Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung
Vorbemerkung der Abgeordneten
Am Gebaude des Biirgerbiros der Stadt Delmenhorst hangt seit Kurzem laut Delmenhorster Kreis-

blatt vom 5. Januar 2016 (,Staatsschutz l&sst Iran-Plakat hangen®) ein Grof3plakat mit dem Bild des

36



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/5030

politischen und religidsen Fihrers des Iran, des schiitischen GroRRajatollahs Ali Chamenei. Mit die-
sem Plakat wird fir das Delmenhorster Internetportal www.offenkundiges.de im Allgemeinen und
einen zweiten Brief des Ajatollahs Chamenei an die Jugend in Europa und Nordamerika im Beson-
deren geworben.

In diesem Brief befasst sich Chamenei zunachst mit den Terroranschlagen von Paris und driickt
sein Bedauern aus. Spater im Text schreibt er jedoch Uber den Staat Israel: ,Diese Widerspriich-
lichkeit zeigt sich auch in der Unterstiitzung fir den Staatsterrorismus Israels. Das unterdriickte pa-
lastinensische Volk erlebt seit mehr als 60 Jahren die schlimmste Art von Terrorismus. Die Blrger
in Europa suchen nun fir einige Tage in ihren Hausern Schutz und meiden Versammlungen und
Uberfillte Platze, wohingegen eine palastinensische Familie seit Jahrzehnten nicht einmal im eige-
nen Haus vor der Tétungs- und Zerstérungsmaschinerie des zionistischen Regimes sicher ist. Gibt
es heute eine Gewalttat, die sich hinsichtlich ihrer Kaltbliitigkeit mit dem Siedlungsbau des zionisti-
schen Regimes vergleichen lie3e?*

»Ist es kein Terrorismus, wenn eine Frau mitten auf der Stral3e von einem bis zu den Zahnen be-
waffneten Soldaten erschossen wird, nur weil sie protestiert? Wenn es kein Terrorismus ist, was ist
es dann? Ist diese Barbarei etwa nicht als Extremismus zu bezeichnen, nur weil sie von militari-
schen Kréaften eines Besatzerregimes begangen wird? Oder sollen wir beim Anblick dieser Bilder
etwa kein schlechtes Gewissen mehr bekommen, nur weil sie tGber 60 Jahre lang fortlaufend auf
den Fernsehbildschirmen zu sehen waren?*

Laut Delmenhorster Kreisblatt sei der Inhalt des Plakates nach Auskunft der Polizei strafrechtlich
nicht relevant und polizeiliches Handeln somit nicht erforderlich.

1. Was ist uber die Umsténde der Plakatierung und den Auftraggeber bekannt, und warum
hélt die Polizei ein Eingreifen nicht fur erforderlich?

Der in der Vorbemerkung erwéhnte Brief wurde am 23.12.2015 in der Ful3gdngerzone Delmenhorst
an einem bei der Stadt Delmenhorst angemeldeten und genehmigten Infostand verteilt. Der Anmel-
der fur den Infostand ist den Sicherheitsbehérden namentlich bekannt. Dieser hatte bei der Stan-
danmeldung den zu verteilenden Brief beigefuigt. Der Infostand wurde in der Zeit von 09.30 Uhr bis
19.00 Uhr betrieben. Besondere Vorkommnisse wurden nicht festgestellt. Der Brief wurde noch vor
der Verteilung am Infostand der Staatsanwaltschaft Oldenburg zur Bewertung vorgelegt. Die
Staatsanwaltschaft Oldenburg sah keine zureichenden Anhaltspunkte flr eine Straftat gegeben. Im
Weiteren wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Am 05.01.2016 wurde durch die Berichterstat-
tung in der oOrtlichen Presse bekannt, dass eine Reklameflache an einem von der Stadt Delmen-
horst genutzten Blrogebaude mit dem Bild des iranischen schiitischen Religionsfliihrers Chamenei
und einem Zitat beklebt worden war. Die Werbeflache wird nicht von der Stadt Delmenhorst vermie-
tet. Das Bild und Zitat auf dem Plakat stammten aus dem oben erwéhnten, von der Staatsanwalt-
schaft Oldenburg zuvor bereits gepruften Brief. Am 06.01.2016 wurde festgestellt, dass die Plakat-
flache mit einer neuen Werbung Uberklebt worden war. Welche Umstande zum vorzeitigen Wech-
sel des Werbeinhaltes gefiihrt haben, ist nicht bekannt.

2. Stimmt die Landesregierung zu, dass die AuRerungen des Ajatollah antisemitisch sind?
Wenn nein, warum nicht?

Die Aussage ,Das Leid jedes einzelnen Menschen, wo immer auf der Welt, stimmt von Natur aus
die Mitmenschen traurig., die auf dem zur Rede stehenden Plakat publiziert wird, beinhaltet nach
Ansicht der Landesregierung keinen politischen Extremismus. Diese Aussage ist ein Zitat aus dem
sogenannten ,Zweiten Brief Imam Chameneis an die Jugend im Westen®. In diesem ,Zweiten Brief*
finden sich jedoch Formulierungen, die von der Landesregierung als antiisraelisch und antizionis-
tisch angesehen werden. Die Ubergdnge vom Antizionismus zum Antisemitismus sind flieRend.
Nach Bewertung des niedersdchsischen Verfassungsschutzes richten sich die zitierten antiisraeli-
schen Aussagen des ,Zweiten Briefes” nicht explizit gegen Menschen jldischer Religionszugeh6-
rigkeit und sind somit auch noch nicht als antisemitisch zu bewerten.
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3. Scheidet nach Ansicht der Landesregierung hier ein Anfangsverdacht des Straftatbe-
standes der Volksverhetzung nach § 130 StGB insbesondere in Hinblick des ,,Bewer-
bens“ aus? Wenn nein, warum nicht?

Die Staatsanwaltschaft Oldenburg hat den Inhalt des Plakates und des darauf in Bezug genomme-
nen sogenannten Zweiten Briefes des Imad Sayyid Ali Chamenei rechtlich geprift und ist zu dem
Ergebnis gekommen, dass der jeweilige Inhalt keine zureichenden tatsachlichen Anhaltspunkte fir
das Vorliegen von Straftaten bietet. Diese rechtliche Wiirdigung ist nicht zu beanstanden.

Nach § 130 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs ist strafbar, wer Schriften verbreitet, 6ffentlich ausstellt,
anschlagt, vorfihrt oder sonst zuganglich macht oder bestimmte andere Vorbereitungshandlungen
zur Verbreitung unternimmt, die zum Hass gegen eine nationale, rassische, religiése oder durch ih-
re ethnische Herkunft bestimmte Gruppe, gegen Teile der Bevolkerung oder gegen einen Einzelnen
wegen seiner Zugehdorigkeit zu dieser Gruppe aufstacheln, zu Gewalt oder WillkirmaRnahmen ge-
gen sie auffordern oder ihre Menschenwiirde durch Beschimpfung, béswilliges Veréachtlichmachen
oder Verleumdung angreifen. Zureichende tatsachliche Anhaltspunkte fur entsprechende Tathand-
lungen ergeben sich bereits aus dem Inhalt des Briefes nicht. Die Darstellungen in dem genannten
Brief sind polemisch und mdglicherweise im Einzelfall auch herabwirdigend, sie Uberschreiten je-
doch noch nicht die Grenze des straflosen, von der Meinungsfreiheit des Artikels 5 GG gedeckten
Verhaltens. Die AuRerungen iiber den ,Staatsterrorismus Israels* sowie die Darstellung des israeli-
schen Staates als terroristisches und nicht rechtsstaatliches System greifen den Staat Israel in sei-
ner Gesamtheit an, betreffen in der Art ihrer Darstellung jedoch keine der o. g. Gruppen, Bevdlke-
rungsteile oder Personen. Hierdurch wird der Tatbestand der Volksverhetzung nicht erfillt. Auch
ein Angriff auf die Menschenwirde im Sinne des § 130 Abs. 2 Strafgesetzbuch liegt noch nicht vor.
Die weiteren Teile des Briefes lassen zwar die Herkunft und Intention des Verfassers klar erken-
nen, strafrechtlich relevantes Verhalten ist ihnen jedoch nicht zu entnehmen. Da bereits der Inhalt
des Briefes strafrechtlich nicht relevant ist, gilt dies auch fir ein etwaiges ,Bewerben® des Briefes
durch das Plakat.

28. Wie lange missen Unternehmen Daten fiir Statistiken liefern?
Abgeordneter Bjorn Thimler (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Die Erhebung von Statistiken ist nach allgemeiner Ansicht eine wichtige Voraussetzung zur Wirt-
schaftssteuerung. Darum gibt es zahlreiche unions- und bundesrechtliche Vorschriften, die Perso-
nen und Unternehmen zu Auskilnften zur Erhebung von Statistiken verpflichten. Es werden dabei
jedoch nicht alle Betriebe und Unternehmen zu Informationsmitteilungen verpflichtet. Stattdessen
werden grundsatzlich nur Stichproben erhoben. So sieht das Gesetz Uber die Statistik im produzie-
renden Gewerbe beispielsweise vor, dass héchstens 20 000 Unternehmen des Bauhauptgewerbes
Daten an die Statistikbehdrden senden.

Unternehmen beklagen, dass sie zwar grundséatzlich bereit wéaren, fir einen begrenzten Zeitraum
Informationen zu liefern, sie dies jedoch inzwischen tber Jahre hinweg tun missten. Sie empfinden
das als erhebliche Belastung und wiinschen sich, nach einer gewissen Zeit von der Informations-
pflicht entbunden zu werden.

Vorbemerkung der Landesregierung

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes ist nur rund 1 % der Birokratiekosten der deut-
schen Unternehmen auf das Ausfullen einer amtlichen Statistik zurlickzufiihren. Festzustellen ist
zudem, dass es keine statistischen Berichtspflichten fir Unternehmen mehr gibt, die auf Landesge-
setzgebung beruhen. Sie werden vielmehr durch Bundes- oder européische Gesetzgebung be-
stimmt. Die Landesregierung ist weiterhin bestrebt, den statistischen Aufwand fir Birgerinnen und
Birger sowie fiir die Wirtschaft im Rahmen ihrer Méglichkeiten, z. B. in Bundesratsverfahren, auf
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das Notwendige zu beschranken. Allerdings muss auch das o6ffentliche Informationsbedurfnis ge-
gen den Aufwand der Erhebung abgewogen werden. Qualitativ hochwertige statistische Daten sind
eine wertvolle Informationsquelle fur politische Entscheidungen. Eine aussagekréaftige Erhebung
von wirtschaftsstatistischen Daten ermdglicht, volkswirtschaftliche Vorgange transparent zu ma-
chen, den Ist-Zustand des Wirtschaftsstandortes zu beschreiben und hieraus wirtschaftspolitische
MaRnahmen abzuleiten.

1. Welche Statistikpflichten bestehen in Niedersachsen fur Unternehmen und Betriebe?

Unternehmen (und ihre Betriebe) werden nach Angaben des Landesamtes fiir Statistik Nieder-
sachsen (LSN) in rund 90 Erhebungen befragt. Die Erhebungen werden mit unterschiedlicher Peri-
odizitat (monatlich bis mehrjahrig) vom LSN oder vom Statistischen Bundesamt durchgefihrt. Ent-
halten sind sowohl reprasentative Stichprobenerhebungen als auch Vollerhebungen bzw. Erhebun-
gen mit ,Abschneidegrenze®, bei der nur gréRere Unternehmen bzw. Betriebe befragt werden.

2. Wie viele Betriebe werden in Niedersachsen von der Erhebung von Informationen fiir
statistische Zwecke erfasst?

In Niedersachsen wurden 2014 insgesamt rund 20 800 Betriebe in Betriebserhebungen bzw.
29 300 Unternehmen in Unternehmenserhebungen einbezogen, die im Unternehmensregister ab-
gebildet sind.

3. Welche Mdglichkeiten bestehen fur Unternehmen und Betriebe, nach einer gewissen
Zeit von der Erhebung von Daten befreit zu werden, damit keine GiberméafRige Belastung
entsteht?

Bei Vollerhebungen gibt es - mit Ausnahme der Einstellung oder wesentlichen Anderung der Unter-
nehmenstatigkeit - keine Mdglichkeiten, aus der Erhebung auszuscheiden. Bei Erhebungen mit
»+Abschneidegrenze® entfallt die Berichtspflicht, wenn Unternehmen unter die ,Abschneidegrenze®
fallen. Bei Stichprobenerhebungen gibt es regelméRige Neuauswahlen und, zwischen den Neu-
auswabhlen, in vielen Fallen Rotationen. Dies heif3t, dass ein Unternehmen, das in der Stichprobe
mit seinen Daten auch andere ,gleichartige® Unternehmen représentiert, regelméafig gegen ein an-
deres ,gleichartiges® Unternehmen in der Erhebung ausgetauscht wird. GrofRe und fur ihren Wirt-
schaftsbereich oder ihre Region wichtige Unternehmen werden nahezu immer in die Erhebungen
einbezogen, da ohne ihre Daten die Ergebnisse der Statistik nicht aussagekraftig waren.

Wie verteilt das Land Asylsuchende bei der Amtshilfe auf die Kommunen?
Abgeordneter Axel Miesner (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Die Landesregierung verpflichtet seit Mitte Oktober die Kommunen zur Amtshilfe bei der Erstauf-
nahme von Asylsuchenden. Wie lange dies andauern soll, ist gegenwartig noch offen. Zunachst
war von lediglich vier Wochen seitens des Landes die Rede. Innenminister Pistorius teilte in der
Plenarsitzung vom 12. November 2015 mit, dass etwas uber 8 000 Personen im Wege der Amtshil-
fe untergebracht seien.

Vorbemerkung der Landesregierung

Angesichts der historischen Fliichtlingssituation und der damit verbundenen hohen Zugangszahlen
nimmt das Land Niedersachsen seit dem 16. Oktober 2015 die Kommunen (Landkreise, kreisfreie
Stadte und die Region Hannover) im Wege der Amtshilfe zur Unterbringung von Fluchtlingen und
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Asylbegehrenden in Anspruch. Die Kommunen sind mit den Amtshilfeersuchen gebeten worden,
derzeit insgesamt 13 600 Platze zur Unterbringung von Fliichtlingen und Asylbegehrenden bereit-
zustellen (Soll-Kapazitat; Stand: 15. Januar 2015). Die Amtshilfeersuchen wurden zuletzt im De-
zember 2015 bis zum 15. Februar 2016 verlangert.

Das Land Niedersachsen ist sich dabei der angespannten Situation vor Ort in den Kommunen be-
wusst. Ziel ist es daher, diese Amtshilfeplatze so schnell wie méglich abzubauen, idealerweise im
Laufe des ersten Halbjahres 2016. Bis zum 31. Marz 2016 soll die Halfte aller Amtshilfeplatze redu-
ziert werden. Darlber hinaus ist den Kommunen angeboten worden, die Amtshilfe durch eine Ver-
waltungsvereinbarung zu ersetzen.

1. Wieviele Asylsuchende sind im Wege der Amtshilfe welchen Kommunen zugewiesen?

Das Land Niedersachsen hat die Landkreise, kreisfreien Stéddte und die Region Hannover um
Amtshilfe zur Unterbringung von Flichtlingen und Asylbegehrenden ersucht. Im Einzelnen sind

dies:

Kommune Soll-Kapazitét
LK Ammerland 500
LK Aurich 400
LK Cloppenburg 500
LK Cuxhaven 300
Stadt Delmenhorst 300
LK Diepholz 150
Stadt Emden 300
LK Emsland 1 000
LK Friesland 650
LK Gifhorn 100
LK Géttingen 100
Stadt Géttingen 200
Grafschaft Bentheim 500
Region Hannover 400
Stadt Hannover 400
LK Harburg 600
LK Helmstedt 300
LK Holzminden 200
LK Leer 500
LK Luneburg 100
LK Nienburg (Weser) 200
LK Northeim 200
LK Oldenburg 500
Stadt Oldenburg 100
Stadt Osnabriick 100
LK Osterholz 150
LK Osterode am Harz 200
LK Peine 500
LK Rotenburg (Wimme) 500
Stadt Salzgitter 400
LK Schaumburg 100
LK Stade 750
LK Vechta 500
LK Verden 450
LK Wesermarsch 300
Stadt Wilhelmshaven 200
LK Wittmund 100
LK Wolfenbiittel 350
Stadt Wolfsburg 500
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2.  Welche Kosten der Kommunen fiir die Durchfihrung der Amtshilfe werden vom Land
erstattet?

Die Amtshilfe ist gemal § 8 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG)i. V.m. § 1
des Niedersachsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes grundsétzlich unentgeltlich zu leisten. Das
bedeutet, dass die durch die Amtshilfe bei der ersuchten Kommune entstehenden allgemeinen
Verwaltungskosten von dieser selbst zu tragen sind. Darunter fallen die eigenen Personal- und
Sachkosten (z. B. Einsatz des Bauhofs).

Die um Amtshilfe ersuchende Behdérde hat der ersuchten Kommune nach § 8 Abs. 1 Satz 2 VwVfG
auf Anforderung die Auslagen zu erstatten, wenn diese 35 Euro ubersteigen. Der Begriff der Ausla-
gen in 8 8 VwVfG umfasst die im Einzelnen nachweisbaren Baraufwendungen im Rahmen einer
Verwaltungsleistung, die tber den allgemeinen Verwaltungsaufwand hinausgehen und den Rechts-
trager der handelnden Behorde haushaltsméRig besonders belasten. Hierzu zahlen auch Ausga-
ben fiir das Personal von Dritten (z. B. Hilfsorganisationen, Sicherheitsdienst, Catering), die von der
Kommune zur Wahrnehmung der Aufgabe beauftragt werden, und notwendige Kosten der Unter-
bringung fur die Dauer der Amtshilfe (z. B. Anmietung von Unterklnften).

Selbstverstandlich ersetzt das Land Niedersachsen den Kommunen alle notwendigen Auslagen.

Dariiber hinaus haben die Kommunen die Méglichkeit, riickwirkend eine Verwaltungsvereinbarung
mit dem Land Niedersachsen abzuschlief3en.

3. Bis wann soll die Amtshilfe noch andauern?

Siehe Vorbemerkung.

30. Was hat die Landesregierung getan, um die datenschutzrechtlichen Mangel bei TKU-MaR-
nahmen abzustellen? (Teil 1)

Abgeordnete Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph Oetjen, Dr. Marco Genthe und J6rg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage zur mindlichen Beantwortung von
Abgeordneten der FDP-Fraktion (Nr. 56 des Dezember-Plenums) ist ersichtlich, dass die Tele-
kommunikationsiiberwachungsanlage, die das LKA Niedersachsen betreibt, erhebliche daten-
schutzrechtliche Méngel aufweist, die sich nach Einschatzung der Landesregierung teilweise auch
nicht abstellen lassen. Uber die Anlage werden auch Félle der Telekommunikationsiiberwachung
des Nachbarlandes Bremen abgewickelt.

Dies sind ausweislich der Statistik des Bundesamtes der Justiz, Ubersicht Telekommunikations-
Uberwachung fur 2014, 27 MaRnahmen nach § 100 a StPO, 250 Erstanordnungen und 60 Erstan-
ordnungen gewesen. Die datenschutzrechtlichen Méngel betreffen damit nicht nur niederséchsi-
sche TKU-MaRRnahmen, sondern auch solche des Nachbarlandes Bremen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Es besteht weiterhin das dringende Erfordernis, die Instrumente fir die Erkenntnisgewinnung der
Sicherheitsbehérden den veranderten Gegebenheiten anzupassen. Dabei sind auch zukinftig die
Aspekte des Datenschutzes mit hoher Prioritat zu berlicksichtigen. Dies gilt unverandert auch fur
die Telekommunikationsiiberwachung.

Das Landeskriminalamt Niedersachsen betrachtet und bearbeitet weiterhin priorisiert und in einem
kontinuierlichen Dialog zur Landesheauftragten flir den Datenschutz die von dort beschriebenen
Mangelpunkte.
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Im Ubrigen wird auf die Vorbemerkungen der Beantwortung der Kleinen Anfrage zur miindlichen
Beantwortung (Drs. 17/4865, Nr. 56) ,Datenschutz in der Praxis der polizeilichen Telekommunikati-
onsuberwachung“ der Abgeordneten Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph Oetjen, J6rg Bode und Dr.
Marco Genthe (FDP) verwiesen.

1. In welcher Form ist die Freie Hansestadt Bremen eingebunden bzw. beteiligt worden,
um die datenschutzrechtlichen Mangel abzustellen?

Die Freie Hansestadt Bremen wurde bereits zu Beginn der eigentlichen Projektierungsphase per-
sonell bei der Erstellung der Leistungsverzeichnisse, Vergabeunterlagen und Konzepte eingebun-
den.

Auch nach Zuschlagserteilung erfolgte die weitere Einbindung der Polizei Bremen auf Basis durch-
gefuhrter Arbeits- und Expertentreffen durch Fachexperten aus den Bereichen Polizei, IT-Sicherheit
und Datenschutz.

2. Welche MalRnahmen hat der Innenminister ergriffen, um die datenschutzrechtlichen
Mangel abzustellen, nachdem er ausweislich des 22. Tatigkeitsberichts der LfD (Sei-
te 29) personlich am 17. September 2013 vom damaligen Landesbeauftragten fiir den
Datenschutz tiber die Mangelliste informiert wurde?

Mit Schreiben vom 15.08.2013 informiert der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz Herrn Minis-
ter Pistorius Uber dortige datenschutzrechtliche Bedenken bzw. mdgliche RechtsverstoRe im Zu-
sammenhang mit dem eingeschrénkten Echtbetrieb des IT-Verfahrens des Landes Niedersachsen
mit der Freien Hansestadt Bremen. In der Folge und auf Grundlage dieser Informationen fand, auf
Einladung von Herrn Minister Pistorius, am 17.09.2013 ein personliches Gesprach mit dem Lan-
desbeauftragten fur den Datenschutz statt. Dieses Gesprach diente Uberwiegend dem Informati-
onsaustausch und der Vorbereitung weiterer, fachspezifischer Gespréche zwischen dem Landes-
beauftragten fiir den Datenschutz mit dem Landeskriminalamt Niedersachsen. Im Anschluss an
dieses Gesprach wurde das Landeskriminalamt Niedersachsen beauftragt, auf Fachebene zeitnah
erneut Kontakt mit dem Landesbeauftragten fir den Datenschutz aufzunehmen, um die daten-
schutzrechtlichen Fragen dezidiert zu erdrtern und mdglichst einer fur alle Beteiligten zufriedenstel-
lenden Lésung zuzufihren.

3. Welche Rechtsgrundlage gibt es fur die Kooperation des Landes Niedersachsen mit
dem Land Bremen, damit das LKA Niedersachsen TKU-MaRnahmen fir das Land Bre-
men durchfiihren kann?

Grundlage fiir die Kooperation des Landes Niedersachsen mit der Freien und Hansestadt Bremen
ist ein am 01.01.2008 in Kraft getretenes bilaterales Verwaltungsabkommen.

31. Was hat die Landesregierung getan, um die datenschutzrechtlichen Mangel bei TKU-MaR-
nahmen abzustellen? (Teil 2)

Abgeordnete Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph Oetjen, Dr. Marco Genthe und J6rg Bode (FDP)
Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage zur miindlichen Beantwortung von
Abgeordneten der FDP-Fraktion (Nr. 56 des Dezember-Plenums) wird ausgefiihrt, dass zahlreiche
datenschutzrechtlichen Mangel noch immer nicht behoben sind, obwohl der beauftragte Dienstleis-
ter darauf hingewiesen und mit der Mangelbeseitigung beauftragt wurde.
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32.

Vorbemerkung der Landesregierung

Bei dem vom Landeskriminalamt Niedersachsen beschafften TKU-System handelt sich um eine
VS(Verschlusssache)-Auftragserteilung fir einen sicherheitsempfindlichen Bereich nach § 1 Abs. 4
Nr. 1 des Niedersachsischen Sicherheitsiiberprifungsgesetzes.

Sowohl die Systemtechnik zur Telekommunikationsiiberwachung als auch die damit im Zusam-
menhang stehenden Unterlagen bzw. die vergabe- und vertragsrechtliche Ausgestaltung sind ge-
maR § 3 Abs. 2 Nr. 3 als ,VS-Vertraulich” eingestuft.

Aus diesen Griinden ist eine in die Tiefe gehende Beantwortung der aufgeworfenen Fragestellun-
gen nicht moglich.

Gleichwohl kénnte die Beantwortung, soweit gewtinscht, in vertraulicher Sitzung erfolgen.

1. Was hat das LKA Niedersachsen konkret gegeniiber dem Dienstleistungsunternehmen
unternommen, damit die Mangel abgestellt werden?

Mit Ausnahme der Vertragsaufkiindigung wurden samtliche vertragsrechtlich zugestandenen Ein-
wirkungsmaoglichkeiten ausgeschdopft.

2. Welche Konsequenzen hatte die Schlecht- bzw. Nichtleistung fiir das Dienstleistungs-
unternehmen?

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

Die im Zusammenhang mit den in Anspruch genommenen Einwirkungsmdglichkeiten stehenden
unternehmerischen Folgen fur das beauftragte Dienstleistungsunternehmen sind nicht bekannt.

3. Wurden Zahlungen an das Dienstleistungsunternehmen einbehalten? Wurde Scha-
densersatz gefordert? Wenn ja, in welchem Umfang?

Es wurden Zahlungen einbehalten und es wurde Schadensersatz gefordert.

Eine weitere Beantwortung der Fragestellung ist aufgrund der Gesamteinstufung als ,VS - vertrau-
lich (siehe Vorbemerkung) nicht méglich.

Gleichwohl kénnte die Beantwortung, soweit gewtinscht, in vertraulicher Sitzung erfolgen.

Wie wurden die Mittel zur Férderung und dem Erwerb von KatS-Fahrzeugen verteilt?
Abgeordnete Bjorn Forsterling, Jan-Christoph Oetjen und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In Niedersachsen organisieren sich viele Burgerinnen und Burger im Ehrenamt, darunter viele Nie-
dersachsinnen und Niedersachsen in verschiedenen Hilfsorganisationen im Bereich des Katastro-
phenschutzes (KatS). Ohne die vielen Ehrenamtlichen in diesem Bereich wéare die Bewaltigung von
Katastrophen, beispielsweise Hochwasserlagen, nicht méglich. Viele KatS-Einheiten sind auch in
die Medical-Task-Forces des Bundes eingebunden. Hier kritisiert die Landesregierung die unzu-
reichende Ausstattung mit den vorgesehenen Fahrzeugen durch den Bund. Das Land selbst hat in
den vergangenen Jahren die Zuschiisse zur Fahrzeugbeschaffung erhoht.
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33.

1. Wie hoch war die Forderung der Hilfsorganisationen im Bereich des KatS im Jahr
2015?

Die Foérderung im KatS zum Erwerb von Fahrzeugen hatte 2015 die H6he von 2 687 161 Euro.

2. Wie wurden die Mittel auf die einzelnen Hilfsorganisationen verteilt (bitte aufschlisseln
nach Organisation und Polizeidirektionen)?

Die Verteilung der Mittel aufgeschlusselt nach den Hilfsorganisationen und den Polizeidirektionen
ergibt sich aus den nachfolgenden Tabellen.

Hilfsorganisation/Landkreis Betrag in Euro

Arbeiter Samariter Bund 180 300
Deutsches Rotes Kreuz 945 629
DLRG 753 212
Johanniter Unfall Hilfe 440 000
Malteser Hilfsdienst 111 020
Lk Liichow-Dannenberg 257 000
Summe 2687 161
Polizeidirektion Betrag in Euro

PD Luneburg 572 421
PD Oldenburg 314 000
PD Géttingen 398 520
PD Osnabriick 270 821
PD Braunschweig 297 800
PD Hannover 833599
Summe 2 687 161

3. Welche mittelfristige und langfristige Strategie verfolgt die Landesregierung bei der
Ausstattung der KatS-Einheiten, und ist daran gedacht, die Aufstellung der Einsatzein-
heiten zu verandern?

Ziel der Landesregierung ist es, die Einheiten an die sich stetig &ndernden Anforderungen des Ka-
tastrophenschutzes anzupassen. In der Nachbetrachtung von stattgefundenen Katastrophenlagen
werden die Erfahrungen aus der Einsatzbewaltigung zusammengestellt. Der Bericht der gemein-
samen Arbeitsgruppe von Bund und Léandern zu den Hochwasserereignissen 2013 wird zurzeit in
verschiedenen Arbeitsgruppen ausgewertet. Sich daraus ergebender Anderungsbedarf flieRt in die
Aufstellung von Einsatzeinheiten ein.

Wie sind die Voraussetzungen fir die Errichtung von weiterfuhrenden Schulen?
Abgeordnete Christian Durr, Bjorn Forsterling, Sylvia Bruns und Almuth von Below-Neufeldt (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Schultréger beabsichtigen oftmals den Fortbetrieb von Schulstandorten trotz zuriickgehender Schu-
lerzahlen. Vor Ort werden haufig auch Lésungen mit Aufl3enstellen an bisher eigenstandigen Schul-
standorten vorgeschlagen. Zu diesen Losungen z&hlen u. a. der Betrieb von Oberschulen oder Ge-
samtschulen mit je zwei Schulziigen an einem Standort, bzw. in den Konstellationen dreiziigig
(zweiziigig und einziigig Auenstelle) oder fiinfziigig (dreizligig und zweiziigig). Haufig wird vor Ort
auch diskutiert, an einem Standort die Jahrgénge 5 bis 7 und am Standort der AuRBenstelle die
Jahrgéange 8 bis 10 oder umgekehrt beschulen zu lassen, um dann an dem jeweiligen Standort fur
die dortigen Jahrgdnge mindestens eine Zweizugigkeit (Oberschule) oder mindestens eine Dreizi-
gigkeit (Gesamtschule) vorweisen zu kénnen.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Niedersachsens Schullandschaft steht mit den Auswirkungen des allgemeinen Geburtenriickgangs
einerseits und dem Zuzug von Flichtlingskindern andererseits vor groRen Herausforderungen. Die
Entwicklung wird voraussichtlich in Niedersachsen regional unterschiedlich verlaufen, d. h., in eini-
gen Regionen wird es weiterhin einen Rickgang der Schilerzahlen geben, der deutlich starker
ausfallen wird als in anderen Landesteilen, in anderen Gebieten hingegen sind sogar Zuwachse bei
der Schilerzahl denkbar.

Bereits heute bestehen zwischen den einzelnen Landesteilen Niedersachsens zum Teil erhebliche
strukturelle Disparitaten, die sehr unterschiedliche Handlungsanséatze erfordern. Daher ist die An-
passung der Bildungsinfrastruktur eine stetige und stéandige Aufgabe der Schultréger. Die kommu-
nalen Schultrager sind infolge der demografischen Entwicklung veranlasst, ihre 6rtliche Schulland-
schaft auf den Prifstand zu stellen, um auch in Zukunft ein regional abgestimmtes, sachgerechtes
Bildungsangebot vorzuhalten. Jede Schulregion braucht ihre spezifische Lésung, jede Schulregion
muss ausloten, was notwendig und zweckmaRig ist, jede Schulregion muss ihre eigene Antwort auf
ihre konkrete schulische Problemlage entwickeln. Nur dann kann das Schulangebot passgenau und
nachhaltig sein.

Ziel der Landesregierung ist es, Chancengleichheit zu sichern. Es gilt, ein qualitativ hochwertiges,
regional ausgeglichenes und vielféltiges, aber dennoch méglichst wohnortnahes Bildungsangebot
vorzuhalten.

Nach § 106 NSchG sind die kommunalen Schultrager einerseits verpflichtet (Absatz 1) und ande-
rerseits berechtigt (Absatze 2 und 3), Schulen zu errichten, zu erweitern, einzuschranken, zusam-
menzulegen, zu teilen oder aufzuheben, wenn die Entwicklung der Schilerzahlen dies erfordert
bzw. rechtfertigt. Ob die Entwicklung der Schulerzahlen ein bestimmtes Schulangebot erfordert
oder rechtfertigt, ist an bestimmten Steuerungskriterien (Zugigkeit, Klassenstéarke, Nachhaltigkeit
usw.) festzumachen. Die wesentlichen Steuerungskriterien legt die Verordnung fir die Schulorgani-
sation (SchOrgVO) fest. Die in § 106 NSchG aufgefiihrten schulorganisatorischen MaRhahmen
machen deutlich, dass die Landesregierung fiir den schulischen Bereich bereits eine Vielzahl von
Steuerungsinstrumenten konzipiert und zur Verfugung gestellt hat. Diese Instrumente ermdglichen
es, frihzeitig auf verschiedenste Problemlagen fur die Schultréger reagieren zu kénnen, Verwer-
fungen zu verhindern oder auszugleichen.

Sofern der kommunale Schultrdger eine der o. a. schulorganisatorischen Mal3nahmen fur erforder-
lich halt, hat er vor deren Umsetzung eine Genehmigung bei der Niederséchsischen Landesschul-
behodrde einzuholen. Die Landesschulbehdrde prift sodann, ob gegen die MaRnahme schulfachli-
che und schulrechtliche Bedenken bestehen.

Die Landesregierung kommt im Rahmen der rechtlichen Méglichkeiten dem Wunsch vieler Schul-
trager entgegen, Standorte zu erhalten. Vielfach soll auch durch eine Genehmigung von Aul3enstel-
len ein entsprechendes wohnortnahes Schulangebot gesichert werden.

Nach 8 3 SchOrgVO kann mit Genehmigung der Landesschulbehdrde eine Schule eine AuRenstel-
le fuhren; fuBRlaufig zu erreichende Nebengebaude einer Schule gelten nicht als Au3enstelle. Die
Genehmigung wird erteilt, wenn die Schulleitung, der Schulvorstand und die Konferenzen trotz der
raumlichen Trennung ihre Aufgaben ordnungsgemalf erfiillen kénnen, ein ausreichend differenzier-
tes Unterrichtsangebot gewahrleistet ist, ausreichend grofl3e Klassen und Lerngruppen gewéhrleis-
tet bleiben und die AulRenstelle fir Schulerinnen und Schiler unter zumutbaren Bedingungen er-
reichbar ist. Das NSchG geht aber nach wie vor von dem Grundsatz als Regelfall aus, dass Schu-
len als einheitliche Organisationseinheiten raumlich gebiindelt an einem Schulstandort errichtet und
fortgefuhrt werden. Eine AuRenstelle wird daher im Regelfall als befristete ,Interimslésung” geneh-
migt, um z. B. einen Ubergang in die Stammschule zu erméglichen, wenn Schulstandorte aufgrund
von Schilerriickgéngen auslaufend aufgehoben werden. In Ausnahmeféallen werden auf Antrag des
Schultragers aber auch ohne Befristung Auf3enstellen genehmigt, z. B. im Primarbereich, wenn
dadurch das wohnortnahe Schulangebot gesichert werden soll.

§ 106 Abs. 6 Satz 1 NSchG ermdglicht den Schultrégern dariiber hinaus u. a. die organisatorische
Zusammenfassung von Grundschulen mit Oberschulen und seit dem 01.08.2015 auch von Grund-
schulen mit Gesamtschulen, sodass bei diesen Mdglichkeiten auch Konstellationen denkbar sind,
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bei denen der Grundschulzweig in einer Aul3enstelle einer Oberschule oder Gesamtschule gefiihrt
wird. Ebenso sind vergleichbare Konstellationen im Zuge der organisatorischen Zusammenfassung
mit Forderschulen denkbar.

Schultrager von Gesamtschulen diskutieren in Einzelféllen auch, die Oberstufe der Gesamtschule
in einer AuRenstelle unterzubringen oder die jahrgangsweise Beschulung der Schilerinnen und
Schiler auf Stammschule und AuRenstelle aufzuteilen. Eine Genehmigung wird erteilt, wenn an
beiden Standorten jeweils jahrgangsbezogen ein ausreichendes Unterrichtsangebot gewahrleistet
(vierzuigig bzw. dreizuigig als Ausnahmefall) ist.

1. Sind die o. g. Konstellationen genehmigungsfahig (bitte die einzelnen Konstellationen
bewerten), und welche Schulen arbeiten bereits nach einem solchen Modell?

Zur Beantwortung der Frage wird zwischen den Schulformen Oberschule und Gesamtschule unter-
schieden, weil fiir die jeweiligen Schulformen auch unterschiedliche rechtliche Voraussetzungen
gelten.

Nach § 4 der SchOrgVO ist fur Oberschulen ohne gymnasiales Angebot die Zweizligigkeit als Min-
destvoraussetzung vorgeschrieben, mit der Mdoglichkeit der Unterschreitung aus 8 4 Abs. 2
SchOrgVO. Bis zum 31.07.2015 bestand auch die Mdglichkeit der Unterschreitung der Mindest-
schiilerzahl, wenn bei Errichtung der Oberschule gleichzeitig eine organisatorisch zusammenge-
fasste Haupt- und Realschule aufgehoben wurde. Von diesen Mdglichkeiten wurde vielfach Ge-
brauch gemacht.

Fir die Schulform Oberschule bedeutet das, dass zweiziigige Oberschulen in Niedersachsen der
Regelfall sind. Da Oberschulen seit dem 01.08.2011 im Gegensatz zur Errichtung von Gesamt-
schulen durch den besonderen Fall in Form einer ,Umwandlung“ entstehen kénnen, wenn beste-
hende Hauptschulen, Realschulen, Haupt- und Realschulen sowie Gesamtschulen nicht aufstei-
gend, sondern alle Schuljahrgdnge umfassend ,umgewandelt* werden, ist damals in vielen Fallen
keine explizite Genehmigung von AuRRenstellen erfolgt. Die bestehenden Schulen wurden unter den
damals tatsachlich vor Ort vorhandenen Verhéaltnissen ,umgewandelt‘. In den Hinweisen fur die
kommunalen Schultréger zur Errichtung von Oberschulen im Land Niedersachsen wird aber darauf
verwiesen, dass die Errichtung einer AuRenstelle zu einer Stammschule insbesondere nur dann zu-
lassig ist, wenn ein vorhandener Gebaudebestand genutzt werden kann und sich an den jeweiligen
Standorten die Mindestziigigkeit jahrgangsweise - auch in der Mindestschulerzahl - widerspiegelt.
Dabei ist anzustreben, geeignete Doppeljahrgénge (z. B. Jahrgénge 5 und 6 in der AuRenstelle und
Jahrgéange 7 bis 10 in der Hauptstelle) an den jeweiligen Standorten zu fiihren. Eine Auflistung von
Oberschulen mit AuBenstellen in der Vielzahl mdglicher Konstellationen (siehe auch Vorbemerkung
der Landesregierung) ist daher in der Kirze der fir die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur
mindlichen Beantwortung zur Verfugung stehenden Zeit nicht erstellbar, weil in vielen Féllen erst
eine Nachfrage bei den einzelnen Schultragern Aufschluss Uber die derzeit tatséchlichen Verhalt-
nisse bringen kann.

Bei Gesamtschulen stellt die Vierzuigigkeit auf den Jahrgang bezogen den auf padagogischen
Uberlegungen und Notwendigkeiten basierenden ,Normalfall“ bei der Mindestziigigkeit dar. Daher
ist eine dreiziigige Stammschule mit einer dreiziigigen Aulenstelle nicht genehmigungsféhig.
Ebenfalls ist eine héchstens zweiziigige Aul3enstelle fiir eine vier- oder héherziigige Stammschule
nicht genehmigungsfahig. Zweizligige Gesamtschulen an einem Standort oder dreizligige Gesamt-
schulen mit zwei Zigen an der Stammschule und einem Zug an einer Auf3enstelle bzw. eine funf-
zlgige Gesamtschule, bestehend aus einer dreizligigen Stammschule und einer zweizligigen Au-
Renstelle, wie in der Anfrage als Konstellation angegeben, sind dementsprechend nicht genehmi-
gungsfahig.

Maoglich wére dagegen der Betrieb einer vierziigigen Stammschule mit einer dreiziigigen Auf3en-
stelle, weil die SchOrgVO im Ausnahmefall auch eigenstandige dreizligige Gesamtschulen zul&sst.

Im Ausnahmefall kann auch die jahrgangsweise Aufteilung von Schiilerinnen und Schiilern auf zwei
Standorte genehmigt werden, wenn damit die Vierzligigkeit bzw. die Dreiztgigkeit im Ausnahmefall
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an jedem Standort und damit ein ausreichendes Unterrichtsangebot gewahrleistet ist (z. B. Schul-
jahrgénge 5 bis 7 in der Stammschule, 8 bis 10 in der Aul3enstelle).

Die jahrgangsweise Aufteilung der Schilerinnen und Schiler in Stammschule und Auf3enstelle ist
bei Gesamtschulen nicht der Regelfall, eine solche organisatorische MaRnahme ist allerdings nicht
ganzlich uniblich. Es sind verschiedene Konstellationen mdglich, immer vorausgesetzt, Stamm-
schule und AuRRenstelle erfiillen die Mindestvoraussetzungen bei den Schilerzahlen.

Beispielsweise wurde bereits zum 01.08.2012 die IGS Lilienthal (fiinfzligig) genehmigt mit einer
Stammschule in Lilienthal und einer AuBenstelle in Grasberg. In der AuRenstelle Grasberg werden
die Schilerinnen und Schiiler der Jahrgange 5 bis 7, in der Stammschule in Lilienthal die Jahrgan-
ge 8 bis 10 beschult.

Der Schultrager Landkreis Northeim betreibt die KGS Moringen mit einer drei- bis vierziigigen Au-
Renstelle in Noérten-Hardenberg.

Die KGS Hage (Schultrager Samtgemeinde Hage) hat eine vierziigige Stammschule in der Samt-
gemeinde Hage und eine vierziigige AuRenstelle in der Stadt Norden.

Der Stadt Braunschweig wurde fur die IGS Braunschweig-Querum eine Auf3enstelle genehmigt.
Dort werden die Schulerinnen und Schiler des Sekundarbereiches Il beschult.

Fir die IGS Lehrte wurde zum 01.08.2015 die Genehmigung fiir eine Oberstufe erteilt, die in der
gleichzeitig genehmigten AuRenstelle in Lehrte-Siid errichtet wurde. Zusétzlich hat der Schultréger
die Jahrgange 9 und 10 dorthin verlagert.

Fur die IGS Krummhorn wurde zum 01.08.2015 eine Aul3enstelle in der Gemeinde Hinte geneh-
migt, in der die Schiilerinnen und Schiiler ab dem 9. Schuljahrgang aufwérts beschult werden sol-
len. Die Genehmigung flr eine Oberstufe wurde zusétzlich zum 01.08.2017 erteilt.

Fir die IGS Marienhafe in der Samtgemeinde Brookmerland ist ab 01.08.2016 die Erweiterung um
den Sekundarbereich Il genehmigt. Die Schilerinnen und Schuler der Jahrgéange 5 bis 8 sollen
dann in einer AulRenstelle in Moorhusen der Nachbargemeinde Sudbrookmerland beschult werden.

2. Wurden seit 2013 Antrage auf Einrichtung solcher Schulen mit AufZenstellen abgelehnt
(bitte einzeln angeben)?

Nein.

3.  Welche Antrage mit 0. g. Konstellationen liegen derzeit vor bzw. in welchen Fallen wird
bereits durch die Landesschulbehdrde zu diesen Konstellationen beraten?

Da das NSchG nach wie vor von dem Grundsatz als Regelfall ausgeht, dass Schulen als einheitli-
che Organisationseinheiten raumlich gebiindelt an einem Schulstandort errichtet und fortgefuhrt
werden, berat die Landesschulbehérde Schultrdger nicht vorrangig mit dem Ziel, Oberschulen oder
Gesamtschulen mit einer Auf3enstelle zu errichten. Allerdings wird dieser Wunsch in Einzelfallen
von Schultrdgern aufgrund der Verhaltnisse vor Ort (Sicherung von Standorten, Nutzung des be-
stehenden Gebaudebestandes) an diese Schulbehdrde herangetragen. Derzeit liegt aber kein ak-
tueller Antrag auf Genehmigung einer Oberschule mit Au3enstelle oder einer Gesamtschule mit
Auf3enstelle vor.

Eine Diskussion uber ein solches Modell mit Beratung durch die Landesschulbehtrde wird derzeit
im Landkreis Wolfenbuttel beziiglich der Errichtung einer Gesamtschule in der Samtgemeinde Elm-
Asse gefuhrt. Zunachst will dort der Schultrdger aber das Interesse der Erziehungsberechtigten
ermitteln. Erst danach ist gegebenenfalls mit einem Antrag zu rechnen.
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34. ,Pflegekammern I6sen die Probleme nicht!*

Abgeordnete Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Bjoérn Foérsterling, Christian Duirr, Horst
Kortlang, Gabriela Kénig und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Ministeriums fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

.Pflegekammern lésen die Probleme nicht!”, lautet der Titel einer gemeinsamen Veroffentlichung
von ver.di und DGB. Die Veroffentlichung (weitere Informationen zur Studie und zum Thema unter
https://gesundheit-soziales.verdi.de/berufe/pflegeberufe/pflegekammer) wirft eine Reihe von Fragen
auf, die sich auch uns stellen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der demografische Wandel verleiht der Sicherung der pflegerischen Versorgung eine zunehmende
Dringlichkeit. Im internationalen Vergleich ist festzustellen, dass die Pflege in Deutschland nicht die
Stellung im Gesundheitswesen hat, die ihr von ihrer Bedeutung fur die Patientenversorgung zu-
kommt. In vielen Staaten der Europédischen Union gibt es bereits Pflegekammern. In Deutschland
steht diese Entwicklung ganz am Anfang. In Rheinland-Pfalz hat die erste Pflegekammer zum
01.01.2016 ihre Arbeit aufgenommen. In Schleswig-Holstein ist das Gesetz zur Errichtung einer
Pflegekammer am 16.07.2015 vom Landtag beschlossen worden. Der Errichtungsausschuss hat
dort am 09.12.2015 seine Arbeit aufgenommen.

Die Pflege erfahrt durch die Griindung der Pflegekammer Niedersachsen eine deutliche Aufwer-
tung. Diese Starkung des Berufsstandes erfolgt auch im Interesse der Sicherung des Fachkraf-
tebedarfs und der Qualitat in den Pflegefachberufen sowie mit der Uberzeugung, dass eine Pflege-
kammer als Institution besser als bisher auf die zukinftigen Herausforderungen beziglich der
Pflegausbildung, der Pflegepraxis und der Interessenvertretung der in der Pflege Beschéftigten re-
agieren kann.

Die Pflegekammer ist eine demokratisch legitimierte berufspolitische Vertretung aller Pflegefach-
krafte (Majoritatsprinzip). Damit ist sie geeignet, sowohl das Selbstverstandnis als auch die 6ffentli-
che Wahrnehmung des pflegerischen Berufsstandes entscheidend zu verbessern. Pflegefachkréafte
werden als eigenstéandige Profession und wichtige Akteure im Gesundheitswesen anerkannt und
kénnen mit gréRerem Selbstbewusstsein agieren.

Zudem befreit sich mit einer Selbstverwaltung der Berufsstand Pflege von Bevormundung und er-
hélt das Recht, seine Angelegenheiten innerhalb der bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen selbst zu regeln. Es ist davon auszugehen, dass die Akzeptanz von Vorgaben, die von den Be-
rufsangehorigen selbst erarbeitet werden (z. B. Berufsordnung), in der Offentlichkeit und Berufs-
praxis hoéher ist.

Ferner kann die Pflegekammer durch die Erarbeitung von Empfehlungen und Leitlinien oder durch
freiwillige Projekte wichtige Impulse zur Weiterentwicklung der Pflegepraxis geben und fachliche
Vorarbeiten fiir gesetzliche Regelungen leisten. Empfehlungen, Leitlinien und Gutachten der Pfle-
gekammer kdnnen bei Rechtsstreitigkeiten tber Pflegeverfahren oder tber die Praxis der Pflege
zur Feststellung des aktuellen Standes der Wissenschaft herangezogen werden.

Daruber hinaus stellt die Nachweispflicht Transparenz tiber Anzahl, Qualifikationen und Handlungs-
felder der Pflegefachkrafte her und ermdglicht Prognosen zum zukinftigen Bedarf an Pflegefach-
kréaften.

1. Was spricht gegen einen Pflegering nach bayrischem Modell?

Den Verlautbarungen der bayrischen Landesregierung aus dem Jahr 2015 zufolge soll in Bayern
statt einer Pflegekammer nach dem Vorbild der Heilberufekammern eine Koérperschaft des o6ffentli-
chen Rechts errichtet werden, in der Pflegekréfte, Verbande und Einrichtungstrager freiwillig Mit-
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glied werden kénnen. Dieser Organisation sollten auch hoheitliche Aufgaben (z. B. Bewilligungen
nach der Forderrichtlinie in der Altenpflege) Ubertragen werden. Ohne Pflichtmitgliedschaft mangelt
es einer solchen Institution allerdings an der demokratischen Legitimation. Die geplante Korper-
schaft kann flr sich nicht in Anspruch nehmen, die Meinung ,der Pflege” zu vertreten, da nicht alle
Pflegekrafte Mitglied sind. Wenn auch Verbanden und Einrichtungstragern eine Mitgliedschaft of-
fensteht, ist zudem zu erwarten, dass sich ein Ungleichgewicht zwischen i. d. R. ehrenamtlich tati-
gen Einzelmitgliedern einerseits und von Verbanden und Einrichtungstragern entsandten Mitglie-
dern andererseits bildet. Einzelmitgliedern stehen naturgemaf weniger Ressourcen zur Verfligung
als den von einer Institution unterstitzten Mitgliedern. Es ist zu befurchten, dass das Meinungsbild
~der Pflege” somit weiterhin maRgeblich durch die bekannten verbandlich organisierten Akteure be-
stimmt und die groRBe Mehrheit der nicht verbandlich organisierten Pflegefachkrafte insoweit unter-
reprasentiert bleibt. Nicht zuletzt werden fachlich unabhangige, allein dem Wohl der Pflegebediirfti-
gen verpflichtete Entscheidungen und Stellungnahmen erschwert, wenn einige Mitglieder gleichzei-
tig die Interessen ihrer Institution im Blick behalten mussten. Der Pflegering ist somit keine Alterna-
tive zur Pflegekammer.

2. Wie kommt es zu Kosten von bis zu 2 500 Euro, wenn jemand nicht Mitglied werden
mochte?

Die Kammer ist eine Kérperschaft des offentlichen Rechts mit Pflichtmitgliedern. Damit obliegt je-
dem Mitglied - wie beispielsweise bei der Arztekammer auch - die Pflicht, sich bei der Kammer zu
melden. Bei Zuwiderhandlung gegen diese Meldepflicht kann der Vorstand der Kammer ein
Zwangsgeld festsetzen. Aus dem Charakter des Zwangsgeldes als Beugemittel ergibt sich, dass
bei der Bemessung seiner Hohe die konkreten Einkommensverhéltnisse des Betroffenen und etwa-
ige aus der Nichtbefolgung flieRende Vorteile zu berlcksichtigen sind. Der derzeit im Entwurf des
Gesetzes Uber die Pflegekammer Niedersachsen gewéhlte Zwangsgeldrahmen von bis zu
2 500 Euro ist geeignet, um alle Sachverhalte abzubilden. Rheinland-Pfalz hat zuletzt den Zwangs-
geldrahmen auf bis zu 50 000 Euro angehoben (vgl. 8 12 Abs. 2 Nr. 1 HeilBG).

3. Wie bewertet die Landesregierung die dort zitierte Aussage von Prof. Dr. Martini, ,,We-
der die erhofften Verbesserungen der unmittelbaren tariflichen Arbeitsbedingungen
und der Betreuungsschlissel noch die politisch ausgelobte grdéf3ere ideelle Anerken-
nung wird eine Pflegekammer hervorbringen*“?

Die Pflegekammer ist an den Tarifverhandlungen oder an den Vereinbarungen der Kostentrager
und Leistungserbringer nicht beteiligt. Auch ist die Pflegekammer keine Vertragspartei, die nach
§ 75 SGB Xl in Rahmenvertrégen landesweite Verfahren zur Ermittlung des Personalbedarfs oder
landesweite Personalrichtwerte vereinbaren kann. Nach alledem kann und soll die Pflegekammer
nicht die Rolle der Verhandlungspartner im Pflegesatz- und Tarifgeschehen ersetzen.

Aus Sicht der Landesregierung wird die Pflege durch die Griindung der Pflegekammer Niedersach-
sen eine deutliche Aufwertung erfahren. Die Pflege erhalt damit eine demokratisch legitimierte be-
rufspolitische Vertretung. Sie kann fir alle rund 70 000 Pflegefachkréafte mit einer starken Stimme
sprechen. Auf diese Weise wird sie dazu beitragen, das Selbstverstandnis und die o6ffentliche
Wahrnehmung des pflegerischen Berufsstandes positiv zu verdndern. Im Ubrigen wird auf die Vor-
bemerkung verwiesen.
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35. Studie ,,Kostentreiber fir den Wohnungsbau*

Abgeordnete Sylvia Bruns, Aimuth von Below-Neufeldt, Bjérn Férsterling, Christian Durr, J6rg Bode
und Gabriela Kénig (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Studie (http://www.impulse-fuer-den-wohnungsbau.de/w/files/meldungen/kostentreiber-fuer-
den-wohnungsbau_studie.pdf) kommt zu dem Ergebnis, dass der Bau eines durchschnittlichen Ein-
familienhauses heute 36 % teurer ist als noch im Jahr 2000. Dieses soll hauptsachlich an politi-
schen Entscheidungen liegen: ,Bund und Lander haben einen grofRen Anteil an den Kostentrei-
bern®, sagt Timo Gniechwitz, Mitautor der Studie.

GroRter Kostenfaktor sind der Studie zufolge Ausbaukosten, grof3ter Preistreiber bei den Ausbau-
kosten sind Baukosten rund um die Energie.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die von den Fragestellerinnen und Fragestellern angesprochene Studie ,Kostentreiber fiir den
Wohnungsbau“ der Arbeitsgemeinschaft fiir zeitgemaRes Bauen e. V. wurde von einem breiten
Verbandebiindnis der Bau- und Immobilienbranche in Auftrag gegeben. Sie kommt zu dem Ergeb-
nis, dass Bauen in Deutschland stetig teurer wird.

Die Studie konstatiert, dass unterschiedliche Entscheidungstrager auf den verschiedenen Ebenen
Europdische Union, Bund, Lander und Gemeinden, aber auch private Stellen wie das Deutsche
Institut fir Normung (Mit-)Verursacher von einzelnen Kostensteigerungen sind. Die Landesregie-
rung nimmt im Rahmen ihrer Méglichkeiten Einfluss auf die Entwicklungen, dies sowohl auf europé-
ischer Ebene als auch auf Bundesebene. So hat Niedersachsen im Rahmen der Bauministerkonfe-
renz am 29./30. Oktober 2015 eine strukturelle Neukonzeption von Energieeinsparverordnung und
Erneuerbare-Energien-Warmegesetz befurwortet und wird sich im Rahmen einer Bund-Lander-
Arbeitsgemeinschaft an der Erarbeitung von Lésungsanséatzen beteiligen.

Kirzlich hat die im Rahmen des Bindnisses fir bezahlbares Wohnen und Bauen eingerichtete
Baukostensenkungskommission ihren Endbericht vorgelegt. Der Bericht enthalt zahlreiche konkrete
Empfehlungen zur Kostenddmpfung. Das Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit hat aus den Empfehlungen der Kommission und den weiteren Arbeitsergebnis-
sen des Biindnisses inzwischen ein Zehn-Punkte-Programm abgeleitet. Die Landesregierung wird
die Umsetzung dieses Programms und der weiteren Empfehlungen im Rahmen ihrer Méglichkeiten
ebenfalls begleiten und unterstiitzen.

Vorgaben des Landes ergeben sich in erster Linie aus der Bauordnung, die den ordnungsrechtli-
chen Rahmen darstellt und deren Anforderungen Kosten zur Folge haben kdnnen. Die Sinnhaf-
tigkeit dieser Regelungen oder deren Schutzziele werden in der Studie allerdings nicht infrage ge-
stellt. Vielmehr wird umweltschonendes, nachhaltiges, klimaneutrales, altersgerechtes, behinder-
tengerechtes und sicheres Bauen begrift.

Ein weitaus bedeutenderer Faktor ist aktuell in der auRerordentlich grof3en Nachfrage nach Wohn-
raum und den allgemein stark gestiegenen Grundstiickskosten zu sehen. Zu diesem Ergebnis
kommt auch die Studie, die die Preisverteuerung fir baureifes Land gerade in Metropolregionen als
stark preistreibenden Faktor bezeichnet. Bestimmend fur die Kosten und damit auch fiir den Preis
ist daher auch immer tber Angebot und Nachfrage der Markt.

1. Wie groB ist der Anteil der Politik an den Kostensteigerungen nach Kenntnis der Lan-
desregierung?

Der Landesregierung verfligt nicht Uber eigene Daten und Zahlen, um den Anteil der Politik an den
Kostensteigerungen beziffern zu kénnen. Zudem sind Kostensteigerungen oder Kostensenkungen
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36.

abhangig vom Zweitraum der Betrachtung, der Entwicklung der Betriebs- und Energiekosten, der
Inflation und dem Zinssatz.

2. Welche seit dem Jahr 2000 getroffenen politischen Entscheidungen auf Bundes- bzw.
Landesebene haben zu Kostensteigerungen gefihrt?

Die Landesregierung verfugt nicht Giber eine umfassende Ubersicht aller seit dem Jahr 2000 ge-
troffenen politischen Entscheidungen auf Bundes- bzw. Landesebene in Bezug auf Kostensteige-
rungen im Wohnungsbau. Sie fiihrt insoweit auch keine eigenen (Geschafts-)Statistiken. Anhalts-
punkte lassen sich jedoch dem kirzlich vorgelegten Endbericht der im Rahmen des Bindnisses flur
bezahlbares Wohnen und Bauen eingerichteten Baukostensenkungskommission entnehmen. Darin
wird zu der Fragestellung auf eine Ubersicht des Bundesverbandes deutscher Wohnungs- und Im-
mobilienunternehmen e. V. (GdW) zu Kostensteigerungen aufgrund geanderter Vorschriften in den
letzten Jahren und von in Planung befindlichen MaRnahmen verwiesen. Demnach hat sich der
GdW in einer Stellungnahme vom 24. Mé&rz 2015 detailliert mit den einzelnen Kosten befasst und
fur den Wohnungsbau in Deutschland sowie fur die GdW-Unternehmen hochgerechnet. Die Tabelle
wird mit den fiir den Wohnungsbau in Deutschland relevanten Angaben ab Seite 160 wiedergege-
ben. Der Bericht der Baukostensenkungskommission ist auf den Internetseiten des Bundesministe-
riums fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit abrufbar.

3. Sind der Landesregierung auch kommunale Entscheidungen bekannt, die zu Kosten-
steigerungen gefiihrt haben, und wenn ja, welche?

Eine systematische Erfassung von kommunalen Entscheidungen, die zu Kostensteigerungen ge-
fiihrt haben, nimmt die Landesregierung nicht vor. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen in der
Vorbemerkung verwiesen.

Besetzung der zuséatzlichen Stellen fiir Schulsozialarbeiter

Abgeordnete Bjorn Forsterling, Alimuth von Below-Neufeldt, Sylvia Bruns, Christian Dirr, Hermann
Grupe, Jan-Christoph Oetjen und Christian Grascha (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Mit dem am 13. Oktober 2015 verabschiedeten zweiten Nachtragshaushalt 2015 und dem Haushalt
2016 hat der Landtag die Einstellung von Schulsozialarbeitern im Umfang von insgesamt 267 vol-
len Stellen erméglicht. In der 83. Plenarsitzung am 16. Dezember 2015 antwortete Kultusministerin
Frauke Heiligenstadt, dass zu diesem Zeitpunkt noch kein Sozialarbeiter eingestellt worden sei. Sie
sagte wortlich: ,Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir spatestens Anfang nachsten Jahres mit den
ersten Stellenbesetzungen an den niedersachsischen Schulen im Bereich der schulischen Sozial-
arbeit beginnen kénnen.*

Vorbemerkung der Landesregierung

Das fachliche und offentliche Interesse an Schulsozialarbeit bzw. sozialer Arbeit an Schulen ist in
den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Dazu beigetragen hat u. a. die Férderung von Schul-
sozialarbeit im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets bis Ende 2013. Auch die Landesregie-
rung raumt dem Ausbau der sozialen Arbeit an Schulen einen hohen Stellenwert ein und ist in die-
sem Bereich bereits aktiv, z. B. im Rahmen des sogenannten Hauptschulprofilierungsprogramms,
bei der Beschéftigung padagogischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Ganztagsschulen, beim
Einsatz sozialpadagogischer Fachkrafte an berufsbildenden Schulen mit BVJ und bei der Unter-
stiitzung von Brennpunktschulen.

Vor dem Hintergrund des Ausbaus der Ganztagsschulen sowie weiterer sozialer Herausforderun-
gen (z. B. Integration von Kindern und Jugendlichen aus Flichtlingsfamilien) sieht die Landesregie-
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rung die Notwendigkeit, ein Beratungs- und Unterstiitzungssystem zu schaffen sowie soziale Arbeit
an Schulen weiter auszubauen.

Die feste Verankerung sozialpddagogischer Kompetenz an den Schulen ist notwendig, um die viel-
faltigen padagogischen Herausforderungen durch gesellschaftliche Veranderungen zu bewaltigen.
Die hohe Zahl von gefliichteten Kindern und Jugendlichen, die jetzt in den Schulen aufgenommen
werden, macht dieses noch einmal deutlich. Deshalb wurden die Voraussetzungen dafiir geschaf-
fen, in einem ersten Schritt 100 Stellen flrr sozialpadagogische Fachkrafte an Schulen mit hohen
Flichtlingszahlen einzurichten.

1. Wieviele der oben genannten Stellen fir die Schulsozialarbeit sind bereits besetzt?

In enger Abstimmung mit der Niederséchsischen Landesschulbehérde (NLSchB) werden derzeit
die Schulstandorte identifiziert, an denen die Stellen fiir Sozialpddagoginnen und Sozialpddagogen
ausgeschrieben werden sollen. Dies erfolgt auf Basis der Auswertung der zweiten Web-Abfrage
vom 16.11.2015 (Stichtag). Im Anschluss daran werden die Stellen zlgig ausgeschrieben. Im
Rahmen der dann folgenden Stellenbesetzungsverfahren sind die rechtlichen Rahmenbedingungen
und Fristenregelungen fur derartige Verfahren einzuhalten.

2. Nach welchem Schlissel plant die Landesregierung, die oben genannten Stellen fir
Sozialarbeiter an den Schulen zu verteilen?

Auf der Grundlage der Ergebnisse der zweiten Web-Abfrage vom 16.11.2015 (Neuzugénge in den
letzten acht Monaten von Schilerinnen und Schilern ohne oder mit geringen Deutschkenntnissen)
sollen die zur Verfligung gestellten 100 Stellen fir sozialpddagogische Fachkrafte zunéchst fur eine
moglichst gute regionale Abdeckung auf die Landkreise und kreisfreien Stadte wie folgt verteilt
werden:

— bis 100 Zugange von Schilerinnen und Schilern ohne oder mit geringen Deutschkenntnissen
=1 Stelle,

— 101 bis 600 Zugange von Schilerinnen und Schilern ohne oder mit geringen Deutschkenntnis-
sen = 2 Stellen,

— 601 bis 1 000 Zugénge von Schilerinnen und Schulern ohne oder mit geringen Deutschkennt-
nissen = 3 Stellen,

— Uber 1 000 Zugéange von Schilerinnen und Schilern ohne oder mit geringen Deutschkenntnis-
sen =5 Stellen.

Die Verteilung der so regional aufgeteilten Stellen soll dann in enger Absprache mit der NLSchB
vorwiegend an Ganztagsgrundschulen mit hoher Zahl an Schilerinnen und Schilern mit Flicht-
lingshintergrund erfolgen.

3. Bis wann werden alle oben genannten Stellen fur Schulsozialarbeit besetzt sein, und
wie plant die Landesregierung gegebenenfalls entstehende Ausgabereste zu verwen-
den?

Derzeit findet beziiglich der Auswahl der Schulstandorte, an denen die Stellen fiir Sozialpadago-
ginnen und Sozialpddagogen ausgeschrieben werden sollen, eine Abstimmung mit der NLSchB
statt. Es ist davon auszugehen, dass die Stellen noch Anfang des Jahres ausgeschrieben werden
und sodann das Stellenbesetzungsverfahren zlgig durchgefuhrt werden kann.

Das Haushaltsrecht des Landes sieht nach § 45 LHO die Mdglichkeit der Bildung von Ausgaberes-
ten nur fiir Gbertragbare Ausgaben vor. Personalausgaben sind grundséatzlich nicht Gibertragbar, da
Personalkosten fortlaufend ausfinanziert werden. Die Bildung von Ausgaberesten fiir die Stellen der
Schulsozialarbeit ist aus diesem Grunde nicht erforderlich. Die Personalkosten fir diese Stellen
sind ab dem Haushaltsjahr 2016 vollumfénglich ausfinanziert.
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37.

Kann die Landesregierung Transporte nuklearer Brennstdbe nach Belgien unterbinden?

Abgeordnete Horst Kortlang, Dr. Gero Hocker, Dr. Stefan Birkner, Dr. Marco Genthe, J6rg Bode
und Christian Durr (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Umweltminister Stefan Wenzel kiindigte gegentiber der Presse an, dass er prifen wolle, ob Trans-
porte von Brennelementen aus der Brennelementefabrik in Lingen in das Kernkraftwerk Doel (Bel-
gien), welches aufgrund mdglicher Sicherheitsméngel seit einiger Zeit in der Kritik steht, unterbun-
den werden koénnten. Es besteht eine Transporterlaubnis des Bundesamts fiir Strahlenschutz bis
Januar 2017. Nach Auskunft des Bundesumweltministeriums ist eine Untersagung dieser Transpor-
te rechtlich nicht mdéglich. Weiterhin forderte Wenzel eine internationale Inspektion der Anlagen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Bereits 2012 wurden in den belgischen Atomkraftwerken Doel-3 und Tihange-2 mehrere Tausend
Prifanzeigen an den Reaktordruckbehéltern festgestellt, die auf Fertigungsfehler bei der Herstel-
lung hinwiesen. Die hohe sicherheitstechnische Bedeutung der Befunde war Anlass fir die soforti-
ge Priifung der Ubertragbarkeit auf andere Reaktoren, auch in anderen Landern. Es wurde festge-
stellt, dass der Fehler auf deutsche Reaktoren nicht Gibertragbar ist.

Bei den belgischen Reaktoren besteht eine signifikante Abweichung von der hohen Qualitatsanfor-
derung, die an solche Komponenten gestellt wird und die die Frage aufgeworfen hat, ob diese Re-
aktoren weiter betrieben werden kénnen.

Nach Bewertung der Befunde hat die belgische Atomaufsichtsbehdrde im Mai 2013 entschieden,
dem Wiederanfahren der belgischen Anlagen unter Auflagen zu weiteren Untersuchungen zuzu-
stimmen, aber bereits im Marz 2014 sind die beiden Anlagen aufgrund dieser weiteren Untersu-
chungsergebnisse wieder vom Netz genommen worden.

Im November 2015 hat die belgische Atomaufsicht ihre erneute Entscheidung zum Wiederanfahren
bekannt gegeben und sie mit dem Vorliegen neuer sicherheitstechnischer Nachweise begriindet.

Das Bundesumweltministerium hat die Einladung der belgischen Aufsichtsbehdrde zu einem inter-
nationalen Workshop am 11. und 12. Januar angenommen, weil aus Sicht deutscher Experten die
Nachweise, dass die belgischen Reaktoren bis zum Ende ihrer Laufzeit nach 40 Jahren sicher be-
trieben werden kdnnen, hinterfragt werden missen.

Vor diesem Hintergrund ist es aus der Sicht der Landesregierung nachvollziehbar, dass sich die
Bevolkerung in den Nachbarlandern groBe Sorgen macht. Die Auswirkungen kerntechnischer Un-
falle machen an Landergrenzen nicht Halt.

1. Welche Moéglichkeiten sieht die Landesregierung, um Transporte aus Lingen nach Doel
auf welcher Rechtsgrundlage zu unterbinden?

Die ANF wird als kerntechnische Produktionsanlage von der niedersachsischen Atomaufsicht
Uberwacht. Ob die dort hergestellten Brennelemente spezifikationsgerecht hergestellt werden und
ob sie in der bestellenden Anlage aus Sicherheitsgriinden Uberhaupt eingesetzt werden kdnnen,
wird von der fiir die jeweilige Anlage zustandigen Aufsichtsbehorde geprift. Die Abgabe der Brenn-
elemente setzt voraus, dass der Abnehmer im Besitz einer Umgangsgenehmigung ist, was hier vo-
rausgesetzt werden kann. Prifrechte des Landes im Hinblick auf die Ausfuhr der Brennelemente
bestehen nicht. Die Ausfuhr bedarf einer Genehmigung durch das Bundesamt fur Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (§ 3 AtG). Weiterhin ist eine Beférderungsgenehmigung durch das Bundesamt fiir
Strahlenschutz erforderlich (§ 4 AtG).
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2. Gab es Gesprache der Landesregierung mit dem Bundesumweltministerium, Transpor-
te aus Lingen nach Belgien nach 2017 nicht mehr genehmigen zu lassen? Wenn nein,
folgen solche Gesprache noch? Wenn ja, welches Ergebnis hatten die Gesprache?

Deutschland hat mit seinen Nachbarstaaten bilaterale Abkommen geschlossen, in denen der In-
formationsaustausch tber grenznahe nukleare Einrichtungen vereinbart wurde. Umfangreiche Kon-
takte bestehen mit Frankreich, den Niederlanden, Osterreich, der Schweiz und der Tschechischen
Republik. Mit diesen Staaten wurden gemeinsame Kommissionen bzw. Expertengruppen eingerich-
tet. Die Landesregierung wird beim Bundesumweltministerium anregen, ein analoges Abkommen
mit Belgien zu schlieRen.

3.  Wie soll die internationale Inspektion, die Minister Wenzel forderte, konkret ausgestal-
tet sein, soll diese nur belgische Kernkraftwerke prifen, und auf welcher Rechtsgrund-
lage soll sie was in welcher Form prifen?

Auswirkungen eines kerntechnischen Unfalls machen an nationalen Grenzen nicht Halt. Nach den
wiederholt berichteten Méangeln an den belgischen Reaktoren der Firma Electrabel in Doel und
Tihange begrif3t die Landesregierung den ersten Schritt der belgischen Aufsichtsbehérde, die zu
einem internationalen Arbeitstreffen im Januar 2016 eingeladen hat. Vertreterinnen und Vertreter
des Bundesministeriums fr Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit haben an diesem
Treffen teilgenommen und der belgischen Seite offene sicherheitstechnische Fragen Ubergeben.
Die Landesregierung begrifit es, dass die belgische Atomaufsicht zu weiteren bilateralen Fachge-
sprachen mit Bund und Landern bereit ist, wie es sie seit vielen Jahren mit anderen Nachbarlan-
dern bereits gibt. Mit den Niederlanden gibt es beispielsweise einen regelméafigen Austausch im
Rahmen der Deutsch-Niederlandischen Kommission fur grenznahe Kernkraftwerke auf der Grund-
lage eines Staatsvertrages. Eine internationale Inspektion wird angesichts der wachsenden Sorgen
in der deutschen Bevdlkerung fur sinnvoll gehalten. Dafur wird sich die Landesregierung bei den
angekiindigten bilateralen Gesprachen einsetzen.

38. Anstieg der Clankriminalitat in Niedersachsen - Was tut die Landesregierung dagegen?

Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Jan-Christoph Oetjen, Dr. Stefan Birkner, J6rg Bode und Christian
Durr (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Verdffentlichung des ,gemeinsamen Lagebildes der Justiz und Polizei zu Organisierter Krimina-
litdt in Niedersachsen 2014“ im Dezember 2015 hat ergeben, dass im vorletzten Jahr die Schwer-
punkte bei russisch-eurasischer Kriminalitdt, Rockerkriminalitat, Clankriminalitét sowie Cybercrime
lagen. Insbesondere sei nach dem Bericht kurz- und mittelfristig sowohl mit einer Zunahme der
Tatverdachtigten ethnischer Clans als auch einem Wiederanstieg neu initiierter OK-Verfahren zu
rechnen.

Die Kriminalitdt und die daraus folgenden Strafverfahren gegen Mitglieder der Mhallamiye-Clans
(sogenannte M-Kurden) waren in den letzten Jahren Gegenstand mehrerer parlamentarischer Initi-
ativen der FDP-Fraktion. Diese Thematik gewinnt wieder sicherheitspolitisch an Relevanz.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung duldet weder den Versuch, Rechtsfreie Rdume zu schaffen, noch Gewalt-
eskalationen jeglicher Art. Sie geht mit ganzheitlichen und nachhaltigen Bekdmpfungsansatzen un-
ter Beteiligung aller mit diesem Phanomen befassten Behdrden und Institutionen entschlossen ge-
gen Clankriminalitat vor. Bei der OK-Bekdmpfung setzt die Landesregierung seit Jahren einen
Schwerpunkt im Bereich der Clankriminalitat.
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Die nachfolgenden Fragen werden auf Basis der Berichterstattung des Landeskriminalamtes unter
Bezugnahme auf die Antworten der Landesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten
Dr. Marco Genthe und Jan-Christoph Oetjen (FDP) (Drs. 17/355) vom 21.06.2013, auf die Mindli-
che Anfrage Nr. 7 der Abgeordneten Petra Joumaah und Otto Deppmeyer (CDU) (Drs. 17/2980)
vom 20.02.2015, auf die Mindliche Anfrage Nr. 6 der Abgeordneten Angelika Jahns, Thomas
Adasch, Bernd-Carsten Hiebing, Ansgar Bernhard Focke, Rudolf Gétz, Mechthild Ross-Luttmann
und Johann-Heinrich Ahlers (CDU) (Drs. 17/210) vom 30.05.2013 sowie den Mindlichen Anfragen
Nr. 3 der Abgeordneten Angelika Jahns, Thomas Adasch, Bernd-Carsten Hiebing, Ansgar Bern-
hard Focke, Rudolf Go6tz, Mechthild Ross-Luttmann und Johann-Heinrich Ahlers (CDU) (Drs.
17/2055) vom 26.09.2014 und Nr. 5 der Abgeordneten Helge Limburg und Belit Onay (GRUNE)
(Drs. 17/2055) vom 26.09.2014 beantwortet.

1. Wie viele Strafverfahren (mit der Nennung der Personenanzahl) wurden in den Jahren
2014 und 2015 gegen Personen eingeleitet, die den M-Kurden zuzuordnen sind (bitte
nach den einzelnen Jahren aufschlisseln)?

In der Polizeilichen Kriminalstatistik in Niedersachsen werden Daten zu einer ethnischen Angeho-
rigkeit von Tatverdachtigen nicht erfasst. Dies gilt auch fur polizeilich relevante Taten von
Mhallamiye. Unter Anwendung bestimmter Hilfsindikatoren - wie sie bereits in der Kleinen Anfrage
der Abgeordneten Dr. Marco Genthe und Jan-Christoph Oetjen (FDP) (Drs. 17/355) vom
21.06.2013 sowie in der Mindliche Anfrage Nr. 6 der Abgeordneten Angelika Jahns, Thomas
Adasch, Bernd-Carsten Hiebing, Ansgar Bernhard Focke, Rudolf G6tz, Mechthild Ross-Luttmann
und Johann-Heinrich Ahlers (CDU) (Drs. 17/210) vom 30.05.2013 erértert wurden - ist eine Zuord-
nung von Straftaten in begrenzten Mafl3en mdglich.

Im Jahr 2014 wurden insgesamt 880 Ermittlungsverfahren gegen 539 Personen eingeleitet. Im
Vergleich zum Vorjahr 2013 waren die Zahlen leicht ricklaufig. In 2013 waren es 1 025 Ermitt-
lungsverfahren gegen 550 Personen.

Die Erhebung von Zahlen fur das Kalenderjahr 2015 ist aufgrund des Umfangs der notwendigen
Recherchen und einer sich anschlie3enden detaillierten Auswertung im Rahmen des zur Beantwor-
tung dieser mindlichen Anfrage zur Verfiigung stehenden Zeitraumes nicht méglich gewesen.

2. Welches sozialpolitische Konzept hat die Landesregierung, um die kriminellen Struktu-
ren der Clankriminalitat aufzubrechen?

Niedersachsen bietet allen Menschen unabhéngig von ihrer Herkunft die Mdglichkeit gesellschaftli-
cher Teilhabe. Dies muss im Sinne des gesellschaftlichen Zusammenhalts jedoch im Konsens der
allgemeinen Akzeptanz grundlegender Normen und Werte sowie der Rechtsordnung erfolgen.

Sozialpolitische Konzepte, die sich inhaltlich nur an besonderen ethnischen Zugehorigkeiten orien-
tieren, sind kein Mittel niederséchsischer Integrations- oder Sozialpolitik. Dartber hinaus lassen
sich mit solchen Konzepten kriminelle Strukturen schwerlich aufbrechen. Angehérige der soge-
nannten Mhallamiye-Kurden gehdren selbstverstandlich zu dem Adressatenkreis, der von den viel-
faltigen integrationsférdernden Angeboten niederséachsischer Bildungs- und Teilhabepolitik profitie-
ren kann.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Landesregierung vom 21.06. 2013 auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Dr. Marco Genthe und Jan-Christoph Oetjen (FDP) (Drs. 17/355) sowie die Antwort
auf die Mundliche Anfrage Nr. 7 der Abgeordneten Petra Joumaah und Otto Deppmeyer (CDU)
(Drs. 17/2980 vom 20.02.2015) verwiesen.
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3. Welches sicherheitspolitisches Konzept hat die Landesregierung, um eine Verfestigung
der Clankriminalitatsstrukturen zu vermeiden?

Die Landesregierung hat bereits in den Jahren 2003 bis 2005 die Kriminalitéatslage und Problemfel-
der im Zusammenhang mit den Mhallamiye-Kurden in den Gremien der IMK analysiert und ent-
sprechende Handlungsempfehlungen abgeleitet.

Der Fokus liegt auf einem ganzheitlichen und nachhaltigen Bekampfungsansatz unter Beteiligung
aller mit diesem Phanomen betroffenen Behdrden und Institutionen. Entsprechend wird in Nieder-
sachsen kriminellen Mitgliedern aus den Mhallamiye-Familien mit MaBnahmen wie niedrigschwelli-
gem Einschreiten, einer sofortigen Einleitung von Ermittlungsverfahren, téterorientierten und de-
liktsibergreifenden Ermittlungen, der Absicherung von Zeugenaussagen sowie einer Sensibilisie-
rung von Staatsanwaltschaften, Gerichten, Behérden und der Offentlichkeit konsequent begegnet.
Auf dieser Basis sind zum Teil auch behérdenspezifische Bekdmpfungskonzeptionen entwickelt
worden.

In diesem Zusammenhang wird auf die Antworten der Landesregierung vom 21.06. 2013 auf die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marco Genthe und Jan-Christoph Oetjen (FDP) (Drs. 17/355)
und die Mindliche Anfrage Nr. 3 der Abgeordneten Angelika Jahns, Thomas Adasch, Bernd-
Carsten Hiebing, Ansgar Bernhard Focke, Rudolf G6tz, Mechthild Ross-Luttmann und Johann-
Heinrich Ahlers (CDU) (Drs. 17/2055) vom 26.09.2014 verwiesen.

Wie entschadigt die Landesregierung den Polizisten den geleisteten ,,Dienst zu ungunstigen
Zeiten“?

Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen, Dr. Stefan Birkner, Jorg Bode und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Niedersachsens Polizei leistet derzeit Arbeit, die weit Giber das normale Mal3 hinausgeht. Darunter
fallt auch Arbeit, die in der Nacht oder an Wochenenden und an Feiertagen geleistet werden muss.
Die Zuschlage fur diese Arbeitszeiten belaufen sich in Niedersachsen zwischen 77 Cent und
2,72 Euro pro Stunde.

In den vergangen Jahren haben sich die Rahmen- und Einsatzbedingungen verandert, es kommt
zu neuen Formen der Kriminalitdt, die Einsatzzahlen sind gestiegen und die Anforderungen der
Aus- und Fortbildung haben sich erhéht.

Die Gewerkschaft der Polizei fordert deshalb eine Anhebung der Zuschlage fir DuZ um 5 Euro pro
Stunde. Hierbei bezieht sie sich auf eine Anhebung der Erschwerniszulage in Hessen und bei der
Bundespolizei.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Leistungsstérke unserer Polizei ist fur das Land Niedersachsen auf3erordentlich wichtig und er-
fordert motivierte Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte und Beschaftigte. Ihre Arbeit genief3t un-
eingeschrankte Wertschatzung, und in Anbetracht der wachsenden Herausforderungen, denen sich
die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten stellen missen und der damit verbundenen Belastun-
gen sind die wiederkehrenden Forderungen nach Anhebung von Erschwerniszulagen versténdlich.

Bei der Zulage fur den Dienst zu ungunstigen Zeiten handelt es sich um eine Erschwerniszulage,
die nicht nur in der Polizei, sondern auch in vielen weiteren Bereichen des o6ffentlichen Dienstes
gezahlt wird. Neben dem Polizeivollzugsdienst wird diese Zulage insbesondere im Justizvollzugs-
bereich, aber auch im Feuerwehrbereich gezabhlt, da hier Ublicherweise Dienst zu ungiinstigen Zei-
ten abzuleisten ist.
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Die derzeitige Rechtslage stellt sich wie folgt dar:

GemaR § 1 Abs. 2 des Niedersachsischen Besoldungsgesetzes gelten in Niedersachsen bis zum
Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts sowie zur Anderung anderer
dienstrechtlicher Vorschriften zunéchst die bundesrechtlichen Besoldungsvorschriften, wozu auch
die Erschwerniszulagenverordnung in der bis zum 31.08.2006 giiltigen Fassung zahlt, fort.

Die Gewahrung von Erschwerniszulagen richtet sich in Niedersachsen insoweit derzeit nach der
Erschwernisverordnung des Bundes (EZulV) in der Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBI. |
S. 3497), zuletzt geédndert durch Artikel 67 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBI. | S. 1818).

Erschwerniszulagen, zu der auch die Zulage fiir den Dienst zu ungiinstigen Zeiten gehort, werden
fur Empféangerinnen und Empfanger von Dienstbezligen zur Abgeltung besonderer, bei der Bewer-
tung des Amtes nicht beriicksichtigter Erschwernisse gewahrt.

Eine dieser Zulagen ist gemaR 8§ 3 ff. EZulV die fir den Dienst zu ungilnstigen Zeiten (DuZz). Be-
amtinnen und Beamte erhalten sie, wenn sie mit mehr als finf Stunden im Kalendermonat zum
Dienst zu unglnstigen Zeiten herangezogen werden. Hierunter ist der Dienst an Samstagen nach
13 Uhr, an Samstagen vor Ostern und Pfingsten sowie am 24. und 31.12. nach 12 Uhr, an Sonnta-
gen und gesetzlichen Wochenfeiertagen und an den Ubrigen Tagen in der Zeit zwischen 20 Uhr
und 6 Uhr zu verstehen. Die Hohe der Zulage ist unterschiedlich gestaffelt und liegt zwischen
0,64 Euro und 2,72 Euro sowie insbesondere bei Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugs-
beamten mit dem Anspruch auf Polizeizulage zwischen 0,77 Euro und 2,72 Euro je Stunde. Die Be-
trage wurden zuletzt zum 01.04.2004 erhoht.

1. Fir wie viele Stunden wurde die DuZ-Zulage jeweils in den Jahren 2013, 2014 und 2015
gewahrt?

In den niederséchsischen Polizeibehérden erfolgt keine einheitliche zentrale Erfassung der Dienste
Zu ungunstigen Zeiten. Die Zahl der abzurechnenden Stunden nach o. g. Voraussetzungen und
Staffelungen werden i. d. R. mittels eines Forderungsnachweises durch die Personalstellen fur die
einzelnen Polizeibeamtinnen und -beamten beim zustandigen Bezugereferat der Oberfinanzdirekti-
on Niedersachsen - Landesweite Bezlige- und Versorgungstelle (LBV) - entweder betragsméRig
oder nach Stunden geltend gemacht und in einer Summe mit den Dienstbeziigen der Beamtinnen
und Beamten ausgezahlt.

Die Ermittlung valider Zahlen fir die Jahre 2013, 2014 und 2015 kdnnte nur durch Einsichtnahme in
jede einzelne Besoldungsakte der Beamtinnen und Beamten erfolgen und wirde vor dem Hinter-
grund der fur die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur miindlichen Beantwortung zur Verfligung
stehenden Zeit einen nicht angemessenen Aufwand verursachen. Vor diesem Hintergrund kann
das gewunschte Zahlenmaterial nicht zur Verfigung gestellt werden.

Nach einer Auswertung der Ausgaben fir unstandige Beziige im Einzelplan 03 Kapitel 03 20 durch
das LBV beliefen sich die Ausgaben fur die Dienste zu ungtinstigen Zeiten fur die Berufsgruppe der
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten

— im Haushaltsjahr 2013 auf rund 9.428.260 Euro,
— im Haushaltsjahr 2014 auf rund 10.054.168 Euro,
— im Haushaltsjahr 2015 auf rund 10.265.645 Euro.

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen lasst sich, insbesondere, wenn die Zulage nur betrags-
mafig geltend gemacht wird, anhand dieser Basisdaten jedoch keine tragfahige Aussage Uber die
Anzahl der jeweils geleisteten Stunden ableiten.

2.  Wie hoch ist die 0. g. Erschwerniszulage in anderen Bundeslandern und bei der Bun-
despolizei?

Die Betrage der Zulage fur den Dienst zu ungunstigen Zeiten in den einzelnen Bundesléandern und
bei der Bundespolizei zum Stand 01.01.2016 sind der anliegenden Tabelle zu entnehmen. Die
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dort genannten Betrage basieren auf einer im November 2015 durchgefiihrten Bund-Lander-
Umfrage.

Welche Position hat die Landesregierung zur Forderung einer Anhebung der Er-
schwerniszulage?

Die verschiedenen durch die Erschwerniszulagenverordnung ausgeglichenen Belastungen werden
in einem standigen Anpassungsprozess uberpriift. Entscheidungen werden auf der Grundlage die-
ser Uberpriifung unter Einbeziehung weiterer besoldungsrelevanter Aspekte getroffen. Uber kunfti-
ge Erh6éhungen wird die Landesregierung mit Augenmalf3 entscheiden.

Anlage zu Frage 39

Hoéhe der Zulage fiir Dienst zu ungiinstigen Zeiten in den Landern und im Bund; Stand: 01.01.2016

DUZ Betrag pro Stunde
Eallzel bRl Bund |BW BY |[BE [BB_|AB  |AH  |HE
Duz Duz Zulage fur lageorientierten |DuZ Duz DuZ Duz Duz Duz
Dienst
Nachtarbeit 1,28 €| 2,30 €| 1,28 € vor Mo-, Di-oder Mi-| 2,61€ | 1,28€ | 1,47€| 1,28€| 1,28¢ 1,28 €
beginnenden Néchten
3,22 € vor Do-, Fr-, S- und ab1.4.16:
vor Feiertagen 2,61 €|
beginnenden Néchten
Samstag 0,77€| 1,15¢€ 077€| 0,79€| 0,77 €| 0,77€| 0,77€ | 0,77 € 0,77 €
ab 1.4.16;
0,79 €
Sonn- 2,72€| 490¢ 322€| 3,25€| 3,09€| 326€| 325€ | 3,19¢€ 2,72 €
/Feiertagsarb. /
24.und 31.12./
Oster- und
Pfingstsamstag
ab1.4.16:
325€
buz Betrag pro Stunde
Polizeibereich Iy [Nnw  [RP SL__[sN___[sT __ [SH TH
DuZ Duz Duz Duz DuZ DuZz DuZ, aber DuZ
Wegfall der
Schichtzulage
[Nachtarbeit 1,28€| 1,28¢€ 165€| 1,28€ | 1,60€| 1,28¢€ 350¢€ 1,49 €
Samstag 0,77€| 0,77€ 0,90€| 0,77€| 0,77 €| 0,77€ 125 € 0,88 €
Sonn- 3,19 €| 3,15¢€ 321€| 3,15€| 3,20€| 3,25¢€ 3,50 € 3,22 €
/Feiertagsarb. /
24.und 31.12./
Oster- und
Pfingstsamstag
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40. Was tut die Landesregierung im Rahmen des Gender Budgetings?

Abgeordnete Christian Grascha, Dr. Gero Hocker, J6rg Bode, Hillgriet Eilers, Aimuth von Below-
Neufeldt, Hermann Grupe, Gabriela Kénig und Bjorn Forsterling (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Der Koalitionsvertrag von SPD und Griinen in Niedersachsen bekennt sich zum sogenannten Gen-
der Budgeting: ,Gender Budgeting als Strategie, Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen, wird in
der Landespolitik eingefuhrt. (Seite 22) Der Europarat definiert Gender Budgeting wie folgt: ,Gen-
der Budgeting ist eine Anwendung des Gender Mainstreaming im Haushaltsprozess. Es bedeutet
eine geschlechterbezogene Bewertung von Haushalten und integriert eine Geschlechterperspektive
in alle Ebenen des Haushaltsprozesses. Durch Gender Budgeting werden Einnahmen und Ausga-
ben mit dem Ziel restrukturiert, die Gleichstellung der Geschlechter zu férdern.” (EG-S-GB 2004,
RAP FIN prov 2, Seite 10).

Vorbemerkung der Landesregierung

Die bereits in der Kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung Nr. 41 der Drs. 17/835 bzw.
17/881 identisch formulierten Frage zitiert erneut den Satz aus dem Koalitionsvertrag zwischen der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Landesverband Niedersachsen, und Biindnis 90/Die
Griinen, Landesverband Niedersachsen, fiir die 17. Wahlperiode des Niederséachsischen Landtags
(2013 bis 2018) aus dem Abschnitt ,Haushaltspolitik modernisieren®, in dem neben dem angespro-
chenen Teilaspekt ,Gender Budgeting® weitere Mallnahmen verabredet worden sind.

Wie bereits zu der Kleinen Anfrage zur mindlichen Beantwortung mitgeteilt, geht es in den Festle-
gungen des Koalitionsvertrags um sorgféltig vorzubereitende und systematisch umzusetzende Re-
formschritte.

In Reaktion auf die Staatsschuldenkrise strebt die EU-Kommission die Schaffung einheitlicher
Buchfiihrungs- und Bilanzierungsstandards an (European Public Sector Accounting Standards -
EPSAS), die fiir alle staatlichen Ebenen in den Mitgliedstaaten der EU gelten sollen. Der von der
EU-Kommission urspriinglich vorgesehene Zeitplan zu Entscheidungsfindung, Rechtsetzung und
Einfuhrung ist mittlerweile deutlich verzdgert, auch weil das Vorhaben zwischen Kommission und
Mitgliedstaaten kontrovers diskutiert wird. Der weitere Fortgang des Vorhabens ist derzeit nicht
vorhersehbar. Die Einfihrung von EPSAS héatte mindestens die Einfihrung einer doppischen
Rechnungslegung in der niedersachsischen Haushaltswirtschaft zur Folge. Allerdings sind auch
weitreichende Auswirkungen auf den gesamten Haushaltskreislauf von der Haushaltsplanaufstel-
lung Uber die Haushaltsfiihrung bis hin zur Haushaltsrechnung sowie entsprechende Anpassungs-
notwendigkeiten des in Niedersachsen eingesetzten IT-Verfahrens nicht auszuschlief3en.

Um Mehrfachanpassungen zu vermeiden, werden derzeit anderweitige Anderungen im Haushalts-
prozess, soweit sie nicht zwingend oder dringlich sind, zurlickgestellt, bis Gber den Fortgang des
EPSAS-Vorhabens dem Grunde nach sowie hinsichtlich Ausgestaltung und Zeitplanung hinrei-
chende Kilarheit besteht.

1. Inwiefern hat die Landesregierung eine geschlechterbezogene Bewertung der Landes-
haushalte 2014 bis 2016 im Haushaltsprozess sichergestellt?

Auf die Vorbemerkung wird verwiesen.

2.  Welche Grinde haben die Landesregierung bewogen, gerade die gewahlte Vorgehens-
weise zu verwenden?

Auf die Vorbemerkung wird verwiesen.
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41.

3. Inwiefern sind die bereits unternommenen Schritte ausreichend, um Gender
Mainstreaming im Haushaltsprozess anzuwenden, bzw. welche weiteren Schritte sind
gegebenenfalls nétig, und wann und wie werden diese vollzogen?

Der Koalitionsvertrag sieht ,Pilotprojekte in einzelnen Ministerien“ zum ,Gender Budgeting“ vor.

Diese wird die Landesregierung im Rahmen ihrer Modernisierungsstrategie zu gegebener Zeit auf
den Weg bringen.

Warum sind die Ausgaben des Landes fur Kultur seit 2011 um 8,9 % gesunken?

Abgeordnete Almuth von Below-Neufeldt, Christian Grascha, Sylvia Bruns, Christian Dirr und Bjorn
Forsterling (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Eine Sprecherin des Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur hat gegeniiber der Landeszeitung
gesagt, dass sich die Ausgaben fiir Kultur des Landes Niedersachsen 2016 auf 215,9 Millionen Eu-
ro belaufen. Das sind 21,1 Millionen Euro weniger, als im Kulturfinanzbericht 2014 fur das Jahr
2011 angegeben werden. Das vorlaufige Ist fiir 2012 wird mit 248,6 Millionen Euro beziffert.

Vorbemerkung der Landesregierung

In Niedersachsen ist es gelungen, die Kulturausgaben trotz angespannter Haushaltslage kontinu-
ierlich zu steigern. Fur 2016 hat das Ministerium fur Wissenschaft und Kultur die Ausgaben fur
Kunst und Kultur auf 215,9 Millionen Euro angehoben. Das sind 7,6 Millionen Euro mehr als im
Haushaltsjahr 2015 (208,3 Millionen Euro). Das entspricht einer Steigerung von 3,65 %. 2011 hatte
Niedersachsen nur 189,1 Millionen Euro fir Kunst und Kultur ausgegeben.

Im Kulturfinanzbericht (KFB) werden die sogenannten Grundmittel dargestellt, die die finanziellen
Lasten definieren, die von den 6&ffentlichen Haushalten fiir den Kulturbereich zu tragen sind. Zu den
Grundmitteln werden die Ausgaben einschlieBlich der investiven MalRnahmen abzlglich der Ein-
nahmen gezahlt. In die Grundmittel des KFB werden auf3erdem Bereiche wie wissenschaftliche
Bibliotheken oder Kunsthochschulen mit einbezogen, die bei den Kulturausgaben des Landes nicht
mit berlcksichtigt werden.

Die Statistischen Amter des Bundes und der Lander verdffentlichen alle zwei Jahre ihren Kultur-
finanzbericht. Wenn man den aktuellen Kulturfinanzbericht 2014 mit dem von 2012 vergleicht, kann
man feststellen, dass Niedersachsen sich auch bei den Grundmitteln erheblich verbessert hat:

Im Vergleich aller Bundeslénder ist Niedersachsen jeweils vom 15. Platz im Jahr 2012 auf den
13. Platz im Jahr 2014 vorgeriickt. Das betrifft

— die Ausgaben fir Kunst und Kultur je Einwohner,
— den Anteil der Kulturausgaben am Gesamthaushalt und
— den Anteil der Kulturausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP).

(Quelle: KFB 2014, S. 37).

1. Wie begrundet die Landesregierung, dass die Kulturausgaben des Landes fir 2016
verglichen mit den Werten von 2011 um 8,9 % gesunken sind?

Wie in der Vorbemerkung dargestellt, sind die Ausgaben fir Kunst und Kultur des Landes fiir 2016
nicht gesunken, sondern gegeniiber dem Vorjahr um 3,65 % gestiegen. Gegentiber 2011 betragt
die Steigerung gut 14 %.

Drucksache 17/5030



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode

Drucksache 17/5030

42.

2.  Welche Auswirkungen auf die kulturellen Institutionen in Niedersachsen haben die
Kurzungen, auch vor dem Hintergrund der Tarifsteigerungen?

Siehe Antwort zu Frage 1.

3. Plant die Landesregierung, Kultur in Niedersachsen wieder auf einem Niveau von vor
2013 zu férdern?

Siehe Antwort zu Frage 1.

Welche Folgen hat die Paris-Reise von Minister Wenzel fur die Industriearbeitnehmer in
Niedersachsen?

Abgeordnete Jorg Bode, Gabriela Kénig und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niederséachsischen Ministeriums fir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Minister Wenzel hat als Gast an der UN-Klimakonferenz COP21 in Paris teilgenommen. Anschlie-
Rend verdffentlichte die Landesregierung eine Presseinformation mit den aus ihrer Sicht erforderli-
chen Veranderungen und Anpassungen. Minister Wenzel halt die Vereinbarungen demnach nicht
fur ausreichend und kiindigt notwendige Schritte auf der nationalen Ebene und Landesebene an.

Um das zitierte und vertraglich fixierte 1,5-Grad-Ziel zu erreichen, ist die 100-prozentige Reduzie-
rung der COz-Emissionen durch die Weltwirtschaft in den kommenden 35 Jahren erforderlich. Dies
zieht erhebliche Konsequenzen in einem beschleunigten Verfahren bei der Energieversorgung und
bei der Energieeffizienz nach sich. Im Verhéltnis zum 2,0-Grad-Ziel entspricht dies einer Beschleu-
nigung um 20 Jahre, die der globalen Forschung und Entwicklung, der Umstellung der Energiebe-
reitstellung und der Wirtschaft und Industrie fehlen. Von dem 1,5- oder 2,0-Grad-Ziel sind heute be-
reits 1,0°C erreicht!

Experten haben die komplexen und komplizierten Wege bereits aufgezeigt, die nétig waren, um in
den nachsten Jahren den CO,-Ausstold erheblich zu reduzieren. Infolgedessen starten jetzt Dis-
kussionen Uber negative Emissionen, CCS-Technologien und den Anbau von Energiepflanzen und
Wiederaufforstungen. Die klimapolitischen Verabredungen von Paris gelten dabei erst ab 2020, sol-
len aber bereits 2030 spirbar werden. Allein der atmosphéarische CO,-Beitrag der Volksrepublik
China ist weder genau bekannt noch kalkulierbar und erreicht seinen Hohepunkt erst 2030. Das
bedeutet fir andere Emittenten, dass diese den Anstieg von China in den nachsten Jahren mit
kompensieren mussten.

Die Landesregierung spricht dann auch von verstarkten Anstrengungen bei der Energiewende, ei-
genen Naturschutzprogrammen und intensiverer Entwicklungszusammenarbeit mit den Partnerre-
gionen. AulRerdem hat die Landesregierung ein eigenes Klimaschutzgesetz und ein integriertes
Klimaschutz- und Energieprogramm in den kommenden zwei Jahren angekundigt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Aus Paris kommen drei herausragende Impulse fir eine globale Energiewende:

— Erstmals wird nun das Ziel einer méglichst auf 1,5 Grad begrenzten Erderwarmung in einem
volkerrechtlich bindenden Vertrag stehen,

— die Staaten verpflichten sich zu einer massiven Reduzierung von Treibhausgasemissionen,

— die Industriestaaten verpflichten sich, auch finanziell erheblich zum Klimaschutz und zur Ver-
meidung von Schaden in anderen Teilen der Welt beizutragen.
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Gemessen an den Erfordernissen des voranschreitenden Klimawandels ist die Vereinbarung trotz
alledem nicht ausreichend; gemessen am realistischerweise Verhandelbaren ist sie jedoch ein sehr
hoffungsvolles Ergebnis.

Die Allianz der besonders ambitionierten Staaten im Klimaschutz hat entscheidend zum Erfolg bei-
getragen, sie wird jetzt aber auch liefern missen. Alle fiinf Jahre sollen die Ziele tberpriift und an-
gepasst werden, und das wird die EU, die Bundesrepublik und auch Niedersachsen enorm fordern.

Auf Europaischer Ebene muss das Emissionshandelssystem ziigig reformiert werden, um deutliche
Preissignale fir einen kosteneffizienten Klimaschutz zu setzen, langfristige Planungssicherheit fiir
Investitionen in klimagerechte Energien und Effizienztechnologien zu schaffen und carbon leakage
zu verhindern.

Um glaubwiirdig zu bleiben, miissen auf nationaler Ebene die notwendigen Schritte insbesondere
zum weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien folgen.

Als Fazit von Paris bleibt auch festzuhalten, dass es sich einmal mehr zeigt, dass es fur eine ernst
gemeinte Reduzierung der Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an die unausweichlichen
Folgen des Klimawandels nicht ausreicht, sich allein auf globale Vereinbarungen zu verlassen.

Mindestens genauso wichtig ist, was Verantwortliche vor Ort tun, um den Klimawandel zu stoppen.
Dabei brauchen sie die Unterstitzung der Weltgemeinschaft und der national und regional politisch
Verantwortlichen.

Gerade die Kommunen sind Schliisselakteure im Klimaschutz. Allen voran gestalten sie die erfor-
derliche Transformation hin zu einer emissionsarmen Lebensweise, der Dekarbonisierung der Wirt-
schaft und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels.

Auf kommunaler Ebene klappt, woran die internationale Ebene haufig noch scheitert: Viele Kom-
munen, auch in Niedersachsen, verpflichten sich zu ehrgeizigen Klimaschutzzielen - einseitig und
ohne Gegenleistung. Sie verpflichten sich, ihre Energieversorgung auf 100 % erneuerbare Ener-
gien umzustellen oder sogar zum Ziel der Klimaneutralitét.

Neben den Nichtregierungsorganisationen haben sich die Regionen und Kommunen mit ihren
Netzwerken und ihren vielen praktischen Beispielen und konkreten Projekten als eigenstandige
Kraft etabliert. Die International Conference on Climate Action (ICCA) Anfang Oktober 2015 in
Hannover hatte dies schon hervorgehoben.

Das ICCA Abschlussdokument ,Kommunen gestalten die Zukunft* wurde auf der Klimakonferenz
ebenso wie die anderen Beitrdge der regionalen und kommunalen Biindnisse sehr ernst genom-
men und es finden sich in dem Beschluss von Paris deutliche Bezlige.

Die Landesregierung hat dies rechtzeitig erkannt und richtet ihre Klimastrategie daran aus. So wol-
len wir unseren Kommunen und allen anderen Akteuren in Niedersachsen die immer wieder gefor-
derten verlasslichen Rahmenbedingungen bieten: Mit der Vorlage des Entwurfes eines eigenen
Landesklimaschutzgesetzes wollen wir ambitionierte Klimaschutzziele vorschlagen, die Orientie-
rung und langfristige Planungssicherheit geben sollen.

1. Vor dem Hintergrund des Klimavertrags von Paris und der umfangreichen und schnell
erforderlichen Schritte zur Erreichung eines 1,5-Grad-Ziels, von dem bereits 1,0 C er-
reicht sind: Welchen Inhalt wird das Klimaschutz- und Energieprogramm der Landesre-
gierung haben, und wann kommt und wirkt es?

Das Integrierte Energie- und Klimaschutzprogramm Niedersachsen (IEKN) soll die wesentlichen
Ziele und MaRnahmen zur Erreichung der im geplanten Landesklimaschutzgesetz enthaltenen Kli-
maschutzziele des Landes benennen. Die vorgesehenen Inhalte des Programmes lassen sich aus
einem Gliederungsentwurf ablesen, der kirzlich dem Runden Tisch Energiewende vorgestellt wur-
de, an dem auch die Landtagsfraktionen im Beobachterstatus vertreten sind. Die Mitglieder des
Runden Tisches sind gebeten worden, Vorschlage zum IEKN zu leisten. Dieser Gliederungsent-
wurf, der im Laufe der Arbeiten am IEKN noch Anderungen erfahren kann, liegt als Anlage bei. Die
Verabschiedung des IEKN durch das Kabinett ist im Anschluss an die Verabschiedung des geplan-
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ten Klimaschutzgesetzes im Jahr 2017 vorgesehen. Die im Programm genannten MaRnahmen
werden regelmafig weiterer Umsetzungsakte in der jeweils rechtlich gebotenen Form bedurfen. Die
Wirkung des Programmes soll im Rahmen eines regelmafligen Monitoring Uberprift werden.

2.  Welche Auswirkungen in welchem Zeitfenster wird das Klimaschutz- und Energiepro-
gramm der Landesregierung fur die Industrie - gemeint sind sowohl die Unternehmen
als auch die Arbeitsplatze und die Wertschdpfung - in Niedersachsen nach sich ziehen
mussen, um den erhofften Beitrag zum Weltklima zu erbringen?

Das Landesklimaschutzgesetz soll als Beitrag des Landes zum Weltklima Klimaschutzziele des
Landes festschreiben. Diese Ziele sollen mit MalRnahmen, die im IEKN benannt sind, hinterlegt
werden. Welche konkreten MaRnahmen die Landesregierung oder die Industrie vorschlagen wer-
den, kann momentan noch nicht dargestellt werden, da die MaRnahmenerfassung erst kirzlich be-
gonnen hat. Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass das Programm in enger
Zusammenarbeit mit einer Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen u. a. im Rah-
men des Runden Tisches Energiewende erstellt werden wird. Zu diesen Gruppen gehdéren selbst-
verstandlich auch die Organisationen der Wirtschaft, die in diesem Prozess ihre Belange aktiv ein-
bringen. Die Landesregierung geht davon aus, dass interessante Innovationen und damit auch Po-
tenzial fir Wertschépfung mdoglich sein werden.

3. Vor dem Hintergrund der niedersdchsischen Verantwortung fiir die Welt (Seite 5 der
Koalitionsvereinbarung), der ,Eine-Welt-Politik“ (Seite 7 der Koalitionsvereinbarung)
und ,einer noch intensiveren Entwicklungszusammenarbeit“ mit den Partnerregionen
(Pl des MU, 13. Dezember 2015): Wie wird sich der konkrete Inhalt und Fahrplan dieser
Entwicklungszusammenarbeit gestalten?

Die rot-griine Koalition hat in ihrer Koalitionsvereinbarung fir die 17. Wahlperiode niedergelegt, die
Eine-Welt-Politik der Landesregierung auf die UN-Entwicklungsziele abzustimmen und entwick-
lungspolitische Leitlinien zu erstellen. Zudem beauftragte der Landtag die Landesregierung, die
entwicklungspolitischen Leitlinien unter Beteiligung zivilgesellschaftlicher Organisationen zu erar-
beiten®. In einem insgesamt 15-monatigen Prozess hat die Landesregierung unter Beteiligung von
entwicklungspolitisch aktiven Organisationen der Zivilgesellschaft die ,Entwicklungspolitischen Leit-
linien des Landes Niedersachsen” erarbeitet. Diese wurden im September 2015 vom Kabinett ver-
abschiedet.

Ziel der Entwicklungspolitischen Leitlinien ist die Umsetzung der Nachhaltigkeits- und Entwick-
lungsziele (Sustainable Development Goals - SDGs), die auf der UN-Vollversammlung in New York
im September 2015 beschlossen wurden. Sie haben die sogenannten Millenniumsziele abgeldst,
die von 2010 bis 2015 auf die Bekdmpfung von Hunger und extremer Armut in Entwicklungslandern
konzentriert waren. Mit den SDGs wird ein Paradigmenwechsel vollzogen von der klassischen
LEntwicklungshilfe* fiir die armsten Lander zu Entwicklungs- und Nachhaltigkeitszielen, die weltweit
fur alle Lander gelten. Die SDGs umfassen 17 Ziele, die bis 2030 eine weltweite nachhaltige Ent-
wicklung in wirtschaftlichen, sozialen und ékologischen Fragen beférdern sollen.

Weiteres Ziel der Entwicklungspolitischen Leitlinien ist es, die Entwicklungspolitik als Querschnitts-
aufgabe in allen Ressorts der Landesregierung zu verankern. Die Entwicklungszusammenarbeit
zieht sich durch alle Ressorts. Dies bildet sich ab in den sechs Handlungsfeldern der Entwicklungs-
politischen Leitlinien, welche die Ausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit Niedersachsens
beispielsweise in den Bereichen Bildung und globales Lernen, Hochschulzusammenarbeit, Umwelt-
und Klimaschutz, Fairer Handel und Faire Beschaffung sowie gute Regierungsfuhrung beschrei-
ben.

Zurzeit erarbeitet die Landesregierung unter Federfihrung der Staatskanzlei ein Konzept zur Um-
setzung und Etablierung der Entwicklungspolitischen Leitlinien. Mit Pilotprojekten, Informationsver-
anstaltungen fiir interessierte Biirgerinnen und Birger sowie Forthildungen fiir Landesbeschatftigte

* vgl. EntschlieRung des Landtages ,Fiir ein partnerschaftiches Handeln - Einfiihrung entwicklungspolitischer
Leitlinien fir das Land Niedersachsen® vom 23.01.2014, Drs. 17/1158.
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sollen der Paradigmenwechsel von der ,Entwicklungshilfe® zu einer an den globalen Entwicklungs-
und Nachhaltigkeitszielen ausgerichteten, partnerschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit be-
kannter gemacht und entwicklungspolitisches Engagement gestarkt werden.

Schwerpunkt der Entwicklungszusammenarbeit des Landes Niedersachsen ist die weitere Intensi-
vierung der Zusammenarbeit mit der Provinz Eastern Cape in Sudafrika und mit Partnern in Tansa-
nia. Inhaltlich wird sich die Entwicklungszusammenarbeit auf die Bekampfung der eigentlichen Ur-
sachen von Flucht und Migration konzentrieren. Dazu zahlt die gezielte Férderung der Zusammen-
arbeit im Bereich Klimaschutz und erneuerbare Energien. Nicht nur Kriege und Konflikte veranlas-
sen Menschen zur Flucht, sondern auch der Klimawandel und damit einhergehend gehé&ufte Natur-
katastrophen und Durren.

Sidafrika und Tansania sind wichtige Aufnahmelénder fur Binnenfliichtlinge in Afrika. Diese gilt es
zu unterstiitzen, um Konflikte um Ressourcen und Beschaftigungsmdoglichkeiten zu vermeiden. Ein
weiterer Forderschwerpunkt der Landesregierung ist deshalb die berufliche Bildung, um jungen
Menschen Zugang zu einer guten Ausbildung und Beschéftigung zu ermdglichen. Insofern sieht die
Landesregierung sich bestétigt durch den auf dem Valletta-Gipfel am 11./12. November 2015 be-
schlossenen Aktionsplan.

Anlasslich des 20-jahrigen Partnerschaftsjubiladums mit der Provinz Eastern Cape im Jahr 2015 ha-
ben beide Regierungen eine neue Partnerschaftsvereinbarung geschlossen. Darin verstandigten
sich beide Partnerregionen auf eine verstarkte Zusammenarbeit in den Bereichen Klimaschutz und
Umweltmanagement sowie Bildung und Wissenschaft. Auch in Tansania werden im Jahr 2016
schwerpunktméafig Projekte in den Bereichen Klimaschutz und erneuerbare Energien sowie Bil-
dung und Hochschulzusammenarbeit gefordert.

Anlage zu Frage 42

Vorgesehene Gliederung des Integrierten Energie- und
Klimaschutzprogrammes Niedersachsen (IEKN)

Vorlage zur Sitzung des Runden Tisches Energiewende am 4. Dezember 2015
I. Einleitung
Anlass, Hintergrund, Zielsetzung
1. Klimapolitische Herausforderungen (Boden, Luft, Wasser, Flora und Fauna)
2. Gesellschaftlicher Dialog Runder Tisch

3. Europaischer und bundespolitischer Rahmen, ETS, Carbon leakage

Il. Status quo
Treibhausgasbilanz
1. Stand der Energieversorgung

2. Stand der Energieverbrauche

Ill. Energie- und Klimapolitische Ziele Niedersachsens

1. Gesetzliche Klimaschutzziele: Treibhausgasminderungsziele, qualitatives Ziel im
Bereich Kohlenstoffsenken
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2. Ziele zur Energieeinsparung, zur effizienten Bereitstellung, Umwandlung, Nut-
zung und Speicherung von Energie sowie dem Ausbau regenerativer Energien

3. Zwischenziele zur Minderung von Treibhausgasemissionen fir den Zeitraum bis
2050

4. Leitbild

5. Energiepolitisches Dreieck: Umweltschutz, Bezahlbarkeit, Versorgungssicher-
heit, auRerdem die Themen Beschaftigung und Akzeptanz

IV. Handlungsbereiche auf Landesebene

1. Energieversorgung

1.1. Erneuerbare Energien
1.1.1. Wind (onshore, offshore, Kleinwindkraft, Repowering)
1.1.2. Solarenergie (Photovoltaik, Solarthermie)
1.1.3. Biomasse (u. a. energetische Verwertung von Reststoffen aus
Landwirtschaft und Haushalten)
1.1.4. Wasserkraft (Gro3- und Kleinwasserkraft)
1.1.5. Geothermie (tiefe und oberflachennahe)

1.2. Fossile Energietrager: Gas, Kohle, Ol, Treibstoffe

1.3. Infrastruktur
1.3.1. Netze (Bedarf, Ausbau im Dialog, Zeithorizont, Technologien)
1.3.2. Speicher (Gase, Wasser, Batterien)

1.4. Marktdesign und Versorgungssicherheit
1.4.1. Anforderungen an ein Marktdesign

1.4.2. Erneuerbare Energien als Basis
1.4.2.1. Forderung eines ambitionierten, burgernahen Ausbaus
1.4.2.2. Konsequente Markt- und Systemintegration

1.4.3. Komplementére Flexibilitdtsoptionen als Absicherung
1.4.3.1. Rahmenbedingungen fur Speicher
1.4.3.2. Rahmenbedingungen fir Demand-Side-Management
1.4.3.3. Rahmenbedingungen fir hochflexible Gaskraftwerke

1.4.4. Steuerung der Ubergangsphase
1.4.4.1. verhandelter Kohleausstieg
1.4.4.2. Verfugungsreserven fur die System- und Netzstabilitat

2. Bauen und Wohnen

2.1. Effizienzstandards

2.2. Energetische Sanierung

2.3. Stadteplanung, Raumordnung

2.4. Beratungs- und Informationsangebote

3. Mobilitat

3.1. Modal Split, Verkehrsverhalten
3.2. Neue Antriebstechnologien
3.3. Siedlungsstruktur/Stadtplanung
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4. Industrie/Gewerbe/Handel/Dienstleistungen

4.1. Energieeffizienz und THG-Minderung
4.1.1. Energietragerwechsel
4.1.2. Technologietransfer
4.1.3. Vernetzung, Cluster
4.1.4. Fortbildung Mitarbeiter

4.2. Demand-Side-Management
4.2.1. Abschaltbare Lasten
4.2.2. Zuschaltbare Lasten

4.3. Klimavertragliche Produkte

5. Land- und Forstwirtschaft, Boden

5.1. Emissionsreduzierung: Diingung, Bodenbewirtschaftung, Tierhaltung

5.2. Bodenschutz
5.3. Schutz und Aufbau von CO»-Senken (Wald/Holz, kohlenstoffreiche Béden, Moore)

5.4. Landwirt als Energiewirt
6. Kommunaler Klimaschutz
7. Internationaler Klimaschutz: Aktivitaten Niedersachsens

8. Landesverwaltung
Konzept ,Klimafreundliche Landesverwaltung“ (Ergebnisse Gutachten)

9. Forschung und Entwicklung

9.1. Forschungsforderung

9.2. Innovationsforderung

9.3. Forschungsstandorte in Niedersachsen
9.4. Forschungsschwerpunkte in Niedersachsen

10. Bildung/Ausbildung

11. Verbraucherverhalten

11.1. Energiesparen

11.2. elektrische Anwendungen

11.3. klimafreundliche Ernahrung

V. Evaluierung und Monitoring

Alle finf Jahre soll entsprechend dem Klimaschutzgesetz ein Monitoringbericht erstellt und darauf
basierend ggf. eine Fortschreibung des IEKN im gesellschaftlichen Dialog erfolgen. Der Monitoring-
bericht sollte von unabhéngiger dritter Seite und nach dem Willen des Landtages (Drs. 17/3861)

unter Beteiligung der KEAN erstellt werden. Fir das Monitoring kénnen ggf. auch bestimmte Nach-
haltigkeitsindikatoren herangezogen werden.

VI. Glossar

VII. Anhang

- Endbericht des Gutachtens ,Szenarien zur Energieversorgung in
Niedersachsen im Jahr 2050*

- Leitbild
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43. Werden langjahrig geduldete Asylbewerber wieder abgeschoben?

Abgeordneter Jan-Christoph Oetjen, Dr. Marco Genthe, J6rg Bode, Christian Diirr und Dr. Stefan
Birkner (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Trotz eines bereits vorliegenden negativen Asylbescheides gibt es etwa 15 000 Menschen in Nie-
dersachsen, denen eine Duldung ausgesprochen wurde. Langjéhrig Geduldete leiden unter der
Problematik, dass sie Arbeitsverboten unterliegen und ihnen damit wichtige Méglichkeiten der In-
tegration verwehrt bleiben. Kinder unterliegen jedoch der Schulpflicht und finden so auch Anschluss
in die Gesellschaft. Gerade langjéhrig geduldete Familien weisen daher oft Mitglieder auf, von de-
nen ein Teil sehr gut und der andere Teil kaum integriert ist.

Nicht selten kommt es daher zu Féllen, in denen auch in Niedersachsen Personen abgeschoben
werden, die das Land der Rickflihrung nie gesehen haben oder bewusst erlebt haben.

Vorbemerkung der Landesregierung

Eine Abschiebung ist gemaR § 60 a Abs. 2 AufenthG auszusetzen, solange der Vollzug aus tat-
sachlichen oder rechtlichen Griinden unmdglich ist. Ein Grund fir eine Verzdégerung der Aufent-
haltsbeendigung kann in einer aktuellen, durch gesundheitliche Beeintrachtigungen verursachten,
Reiseunfahigkeit liegen.

Aber auch falsche Angaben der abzuschiebenden Person zur Identitdt oder Staatsangehérigkeit
kénnen zu einer Duldung fihren. Das Verweigern der gesetzlichen Mitwirkungspflicht bei der Pass-
ersatzpapierbeschaffung steht einer zeithahen Rickfihrung ebenfalls entgegen.

Eine Duldung kann allerdings auch im Ermessenswege erteilt werden, wenn dringende humanitare
oder personliche Grinde vorliegen oder erhebliche offentliche Interessen eine voriibergehende
Anwesenheit der Auslanderin oder des Auslénders im Bundesgebiet erfordern.

Soweit in der Vorbemerkung der Eindruck erweckt werden sollte, langjahrig Geduldete unterlagen
grundséatzlich einem Arbeitsverbot, entsprache dies nicht der Rechtslage. Tatsachlich unterlagen
geduldete Auslanderinnen und Auslander bis zum Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes am 24. Oktober 2015 u. a. dann einem Beschéftigungsverbot, wenn aufenthaltsbe-
endende Malinahmen bei ihnen aus Grunden, die sie selbst zu vertreten hatten, nicht vollzogen
werden konnten. Dies war insbesondere dann der Fall, wenn sie das Abschiebungshindernis selbst
herbeifihrten, weil sie Uber ihre Identitat oder Staatsangehdérigkeit tduschten oder falsche Angaben
machten.

Nach Auffassung der Landesregierung war diese seinerzeit in der Beschéftigungsverordnung ver-
ankerte Regelung aus verschiedenen Griinden weder zielfuhrend noch angemessen. Niedersach-
sen hatte deshalb mehrfach im Bundesrat beantragt bzw. entsprechende Antrdge anderer Lander
unterstitzt, diese Vorschrift ersatzlos zu streichen. Leider fanden sich daflir nicht die erforderlichen
Mehrheiten. Der Bundesrat hatte allerdings mit den Stimmen Niedersachsens gefordert, jugendli-
che oder heranwachsende geduldete Auslanderinnen und Auslander von der Anwendung dieser
Regelung auszunehmen. Diese Forderung wurde vom Deutschen Bundestag aber nicht aufgegrif-
fen.

Mit Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes am 24. Oktober 2015 hat sich die
Rechtslage insoweit gedndert, als die entsprechende Regelung von der Beschéftigungsverordnung
in das Aufenthaltsgesetz Uberfihrt und inhaltlich verschéarft wurde. Seitdem unterliegen auch Ge-
duldete aus sicheren Herkunftsstaaten, deren nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag ab-
gelehnt wurde, einem Verbot jeder Erwerbstatigkeit.
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1.

funf, sieben bzw. zehn Jahren in Niedersachsen?

Wie viele abgelehnte Asylbewerber mit Duldungsstatus leben seit mindestens drei,

Aufenthaltsdauer
Staatsangehdorigkeit bis 3 3 bis5 5 bis 7 7 bis 10 11 Jahre Summe
Jahre Jahre Jahre Jahre und langer

Afghanistan 309 170 17 3 18 517
Agypten 1 1 2
Albanien 664 2 7 673
Algerien 234 20 8 4 14 280
Angola 2 2 4 8 16
Argentinien 1 1
Armenien 53 16 21 24 78 192
Aserbaidschan 66 6 10 13 99 194
Athiopien 5 2 2 9
Bangladesch 3 3
Benin 5 5
Bhutan 6 6
Bolivien 1 1
Bosnien und Herzego-
wina 382 10 4 5 61 462
Brasilien 1 2 3
Bulgarien 2 1 1 1 5
Burkina-Faso 2 2
Burundi 2 1 1 5 2 11
China 6 3 1 9 15 34
Danemark und Farber 1 1
Dominikanische Repub-
lik 1 1 2
Dschibuti 2 2
Elfenbeinkiste
(Cote d' Ivoire) 99 33 6 5 13 156
Eritrea 94 94
Frankreich 1 1
Gabun 3 1 1 5
Gambia 5 1 1 3 3 13
Georgien 188 23 6 3 19 239
Ghana 114 17 2 4 9 146
Griechenland 2 2
Guinea 5 1 2 4 12
Guinea-Bissau 1 1 2
Haiti 5 2 1 8
Indien 37 61 7 4 16 125
Indonesien 1 1
Irak 234 66 33 17 118 468
Iran, Islamische Repub-
lik 115 59 10 7 64 255
Israel 5 1 3 9
Italien 1 1
Jemen 7 7
Jordanien 7 2 2 21 32
Jugoslawien (ehemals) 93 1 23 117
Kamerun 9 3 2 4 13 31
Kanada 2 2
Kasachstan 7 2 6 14 29
Kenia 5 4 2 1 12
Kirgisistan 1 1 1 3
Kolumbien 6 3 9
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Aufenthaltsdauer
Staatsangehdorigkeit bis 3 3 bis 5 5 bis 7 7 bis 10 11 Jahre Summe
Jahre Jahre Jahre Jahre und langer

Kongo 2 2
Kongo, Dem. Republik 2 2 1 1 6 12
Korea (Republik) 1 5 3 9
Korea, Dem. Volksre-
publik 1 2 3
Kosovo 1.208 114 61 61 400 1.844
Kroatien 1 10 3 22 36
Libanon 125 56 38 60 203 482
Liberia 29 4 2 3 38
Libyen 2 1 1 4
Litauen 2 2
Mali 17 17
Marokko 147 2 1 3 3 156
Mazedonien 648 46 4 4 30 732
Mexico 1 1
Moldau (Republik) 2 2
Montenegro 877 28 5 12 66 988
Myanmar 1 1
Nepal 12 4 2 6 9 33
Niederlande 1 1
Niger 1 1
Nigeria 60 30 15 5 33 143
Ohne Angabe 3 3 6
ohne Bezeichnung 7 2 1 10
Pakistan 130 7 1 3 19 160
Peru 2 1 3 6
Philippinen 1 1 5 7
Polen 2 1 9 12
Portugal 1 1 2
Ruanda 8 8
Rumanien 1 6 4 11
Russische Féderation 305 33 23 26 93 480
Saudi Arabien 3 1 4
Senegal 3 2 5
Serbien 1.908 180 39 73 435 2.635
Serbien (ehemals) 34 4 6 10 29 83
Serbien und Mon-
tenegro (ehemals) 54 6 5 46 111
Sierra Leone 8 7 15
Simbabwe 2 8 2 1 13
Somalia 210 7 4 221
Sonstige afrikanische
Staatsangehdrigkeiten 17 9 3 6 18 53
Sonstige asiatische
Staatsangehdrigkeiten 45 31 19 10 9 114
Sonstige européische
Staatsangehdrigkeiten 6 1 7
Sowjetunion (ehemals) 1 1
Spanien 3 3
Sri Lanka 1 2 4 1 18 26
Staatenlos 17 4 1 1 37 60
Sidafrika 2 1 3
Sudan (ehemals) 31 23 7 1 62
Sudan (ohne Sidsu-
dan) 184 11 2 197
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Aufenthaltsdauer
Staatsangehdorigkeit bis 3 3 bis 5 5 bis 7 7 bis 10 11 Jahre Summe
Jahre Jahre Jahre Jahre und langer

Sidsudan 20 20
Syrien, Arabische Re-
publik 463 7 2 3 34 509
Tadschikistan 1 1
Taiwan 2 2
Thailand 5 1 3 9
Togo 1 2 5 8
Tschad 1 1
Tschechische Republik 1 1
Tunesien 11 1 5 17
Turkei 136 37 18 31 305 527
Uganda 1 1
Ukraine 34 2 3 2 22 63
Ungeklart 164 69 45 40 321 639
Usbekistan 1 1
Venezuela 2 1 1 4
Vereinigte Staaten von
Amerika 4 1 5
Vietham 36 10 7 6 23 82
Weilrussland 8 2 2 12
Gesamt 9.782 1.258 471 526 2.887 14.924

Die Daten beruhen auf einer Abfrage aus dem Auslénderzentralregister vonseiten des Bundesam-
tes fur Migration und Fliichtlinge (Stand 30.11.2015). Die Statistik zum 31.12.2015 liegt dem BAMF
noch nicht vor. Zu den geduldeten Ausléanderinnen und Ausléandern z&hlen dabei neben den abge-
lehnten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern auch andere Personen, die aus asylverfahrensun-
abhéangigen Grinden nicht oder nicht mehr im Besitz eines Aufenthaltstitels sind.

2.  Aus welchen Landern stammen diese?

Siehe die Tabelle zu Frage 1.

3.  Wie viele Menschen, die einen gewdhnlichen Aufenthalt von mindestens drei Jahren in
Niedersachsen hatten, wurden im Jahr 2015 in welche Lander abgeschoben?

Da das Land Uber die entsprechenden Daten nicht verfugt, wurden die fur aufenthaltsrechtliche -
und aufenthaltsbeendende - MaBnahmen zustandigen kommunalen Ausléanderbehdrden befragt.
Von den 53 niedersachsischen Auslanderbehdrden haben 30 Auslanderbehérden geantwortet. In
der Zustandigkeit dieser Ausléanderbehdrden wurden im Jahr 2015 insgesamt 44 Personen abge-
schoben, die einen gewdhnlichen Aufenthalt von mindestens drei Jahren hatten.

Anzahl der

Land Personen
Turkei 2
Kosovo 4
Litauen 2
Algerien 1
Serbien 16
Bosnien und Herzegowina 1
Mazedonien 6
Russische Foderation 3
Kasachstan 1
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Anzahl der
Land Personen

Polen

Iran

Kongo
Nigeria
Libanon
Montenegro

N[RN[Rk

44. Wettbewerb schafft Verfugbarkeit - Wann kommt ein LNG-Rabattsystem in den niedersach-
sischen Hafen an?

Abgeordnete Horst Kortlang, Hillgriet Eilers und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Niedersachsen Ports verkiindete am 29. Mai 2015 gemeinsam mit Groningen Seaports NV den
Aufbau einer LNG-Infrastruktur fir die Ems-Dollart-Region. Ein ,Letter of Intent wurde unterschrie-
ben. Bremen macht beim Aufbau einer LNG-Infrastruktur erhebliche Fortschritte. Im Januar 2015
wurde mit TEN-T-Mitteln der Neubau einer LNG-Schute in den Niederlanden beauftragt, und im
Dezember 2015 verkiindete bremenports einen LNG-Rabatt ab 2016 auf das Hafengeld. Im Ham-
burger Hafen gibt es funf umweltspezifische Rabatte, u. a. 15 % bei ausschlie3lichem LNG-Antrieb.
Des Weiteren vergibt die HPA einen Hafenstromrabatt (15 %) bei Nutzung von Landstrom, einen
Blauer-Engel-Rabatt, einen ESI-Umweltrabatt und einen Green Award-Rabatt. Auch andere be-
nachbarte européische Héfen erteilen nennenswerte Umweltrabatte auf das Hafengeld. In Nieder-
sachsen werden ErmafRigungen auf besonders umweltfreundliche Schiffe in H6he von 2,5 bis 10 %
auf das Hafengeld und lediglich auf den ESI-Wert (Environmental Ship Index) und in maximaler
Hohe von 750 Euro gewahrt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Einsatz von LNG stellt nur eine von mehreren Mdéglichkeiten dar, um Schiffsemmissionen zu
reduzieren. Der Uberwiegende Teil der Reeder setzt den teureren, dafir aber schwefelarmen Die-
seltreibstoff ein, um die hohen Schwefelgrenzwerte von 0,1 % in den SECA-Gebieten einzuhalten.
Eine weitere Mdglichkeit zur Reduzierung der Abgaswerte besteht im Betrieb von sogenannten
Scubbern (Abgasreinigungsanlagen). Daneben wird mit dem Einsatz von Wasserstoff oder Ethanol
als Schiffstreibstoff experimentiert.

NPorts und JWP mochten den Reedern die Wahl Uber die Art und Weise der Reduktion von
Schiffsabgasen iberlassen. Wichtig ist aus Sicht von NPorts/JWP, dass die Abgase aus der Schiff-
fahrt reduziert werden. Hierfir entstehen den Reedern héhere Kosten, gleichgiiltig, ob Scrubber
oder andere technische Losungen wie der Einsatz von LNG, Ethanol oder Wasserstoff zum Tragen
kommen. Dieses Engagement der Reeder soll durch einen Rabatt auf das Hafengeld belohnt wer-
den, unabhéngig davon, fur welche Methode zur Schadstoffreduktion sich der Reeder entschieden
hat.

Eine gerechte Belohnung fir das Umweltengagement ist aus Sicht von NPorts/JWP nur Uber das
Rabattsystem des ESI zu erreichen. Dieses System fiihrt bei besonders effektiven Schadstoffre-
duktionsmaRnahmen auch zu einer besonders hohen ESI-Punktzahl und damit auch zum hdchsten
Rabatt. Der weitere Vorteil dieses Systems ist es, dass es sich um ein international anerkanntes
und nachvollziehbares Verfahren handelt.

Wenn ein Schiff LNG-fahig ist, bedeutet dies nicht automatisch, dass es auch mit LNG oder haupt-
sachlich mit LNG fahrt. Zumindest bei Dual Fuel Motoren, welche liberwiegend eingesetzt werden,
kénnen auch andere Treibstoffe genutzt werden. Dann wird die Schadstoffreduktion aber gar nicht
in dem Umfang erreicht, wie es méglich ware. Dieser Aspekt wird z. B. beim ESI beriicksichtigt,
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45.

denn dort wird der gesamte Bunkermix Uber einen langeren Zeitraum betrachtet, und der tatséch-
lich gefahrene Treibstoffmix schlagt sich in der Hohe der ESI-Punktzahl nieder. Der ESI-Rabatt
fuhrt somit zu der ,gerechtesten” Rabattierung.

1. Welche umweltspezifischen Rabatte neben dem ESI-Umweltrabatt gibt es derzeit in
welchen niedersachsischen Hafen?

Keine. Der ESI-Umweltrabatt ist das derzeit international anerkannte und nachvollziehbare Verfah-
ren und wird aus diesen Griinden angewandt.

2. Vor dem Hintergrund der Drucksache 17/1489, hier Priifung des bestehenden Hafenge-
bihrensystems in den niedersachsischen Landeshé&fen, und der Unterrichtung der
Landesregierung in der Drucksache 17/4408: Wann gibt es ein LNG-Rabattsystem oder
weitere Umweltrabatte in den niederséchsischen Hafen?

Der JadeWeserPort gewahrt seit Betriebsaufnahme im Jahr 2012 einen ESI-Rabatt fur besonders
emissionsarme Schiffe. Die Hafengesellschaft NPorts hat in ihren Hafen zum 01.01.2014 ein Ra-
battsystem auf Basis des international anerkannten ESI eingefihrt. Insofern erlibrigen sich weitere
Umweltrabatte.

3. Wann gibt es ein einheitliches Konzept zur Bereitstellung, Lagerung und fiir das Bun-
kern von LNG in den niedersachsischen Hafen?

Die Hafen Emden und Cuxhaven sind bundesweit die einzigen deutschen Héfen, in denen LNG-be-
triebene Schiffe (Fahrschiffe im Inselversorgungsverkehr) regelméRig verkehren. Beide Fahrschiffe
werden per Tankkraftwagen mit LNG bebunkert. Die LNG-Bunkervorgdnge sowie das Bunkerver-
fahren sind zwischen den beiden Reedereien und der Hafenbehérde abgestimmt und im Rahmen
einer hafenbehérdlichen Einzelverfiigung geregelt. Der Bunkervorgang mit LNG per Tankkraftwa-
gen ist somit bereits gangige Praxis in den Hafen Emden und Cuxhaven und kann in jeden anderen
NPorts-Hafen bzw. auf den JWP Ubertragen werden.

Dariiber hinaus bestehen bereits rechtliche Rahmenbedingungen fiir den Bau und Betrieb von sta-
tiondren LNG-Tanklagern. Fir Schiffe mit LNG-Antrieb und fir LNG-Bunkerschiffe existieren Bau-
vorschriften, die bei Konstruktion und Bau dieser Schiffe einzuhalten sind.

Wann sorgt die Landesregierung fur eine klare Vorschriftenlage bei der LNG-Versorgung in
den niederséachsischen Hafen?

Abgeordnete Hillgriet Eilers, J6rg Bode, Gabriela Kénig, Dr. Gero Hocker und Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Deutschland steht in Bezug auf die Nutzung von LNG als Kraftstoff noch am Anfang der Marktent-
wicklungsphase. Um einem Marktversagen im Kraftstoff- und Fahrzeugbereich entgegenzuwirken
und privatwirtschaftliche Investitionen zu ermdglichen, sind mehrere politischen Schritte zum Abbau
der Markteintrittsbarrieren denkbar. Obwohl in der deutschen Mobilitats- und Kraftstoffstrategie
(MKS) ein Programmschwerpunkt beim kinftigen Kraftstoffmix im Stral3enverkehr auf LNG gelegt
worden ist, bevorzugt die Bundesregierung eine gestaffelte LNG-Markteinfilhrung: zunéchst im
Schifffahrtsbereich und dann erst auf der Straf3e.

LNG-Betankungsmadglichkeiten in deutschen Hafen sind bisher kaum vorhanden, erste Versuche
mit einer LNG-PowerBarge fir die Landstromversorgung von Seeschiffen im Hamburger Hafen
wurden nach einem aufwendigen und teuren Genehmigungsverfahren ermoglicht. Bisher existieren
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an den deutschen Kisten lediglich einige wenige LNG-Umriistungsprojekte flr Fahrschiffe (z. B.
MS ,Ostfriesland®, MS ,Helgoland“). Der Aufbau einer LNG-Versorgungsstruktur rechnet sich erst,
wenn es genliigend Abnehmer gibt. Schifffahrt und Logistiker kénnen und wollen erst in die umwelt-
schonende, aber kostenintensive LNG-Technologie investieren, wenn die Infrastruktur vorhanden
ist - das klassische ,Henne-Ei-Dilemma“.

Eine zeitgleiche branchenunabhangige Einflihrung fiir den Schiffs- und StraRenguterverkehr, sprich
Lkw, Binnenschiff und Seeschiff, wiirde aber der EU-Strategie ,Clean Power for Transport ent-
sprechen und eine hohere LNG-Nachfrage erzeugen. Im Rahmen dieser EU-Strategie wird auch
die Landesregierung aufgefordert sich fur forderliche politische und langfristig verlassliche regulato-
rische Rahmenbedingungen fiir den Ausbau der LNG-Infrastruktur und die Steigerung der LNG-
Nachfrage einzusetzen. Mehrere niedersachsische See- und Binnenhéafen sind Bestandteil der
LNG-Infrastruktur im Zuge der europdischen TEN-V-LNG Hafenerweiterung. Vor den Investitionen
kommt die Schaffung von verlasslichen Rechtsgrundlagen, damit der Weg von Einzelgenehmigun-
gen und Ausnahmeldsungen verlassen werden kann. In Skandinavien und den Niederlanden ist die
Betankung von Schiffen mit LNG seit vielen Jahren bewéhrt und standardisiert.

Vorbemerkung der Landesregierung

Es bestehen bereits heute klare rechtliche Rahmenbedingungen fiir den Bau und Betrieb von stati-
onaren LNG-Tanklagern. Fur Schiffe mit LNG-Antrieb und fir LNG-Bunkerschiffe existieren Bau-
vorschriften, die bei Konstruktion und Bau dieser Schiffe einzuhalten sind. Dartiber hinaus werden
aus heutiger Sicht keine weiteren Regelungen fiir das Bunkern von LNG von Schiff zu Schiff oder
das Lagern von LNG in stationdren Tanks fir notwendig erachtet.

Im Allgemeinen regelt der Markt Uber die Nachfrage, inwieweit Bunkerkapazitaten fur LNG in ein-
zelnen Héafen zur Verfugung stehen Das gilt auch fir die bisher in der Schifffahrt verwendeten
Treibstoffe. Hier ist es bei Weitem nicht so, dass in jedem Hafen jederzeit Schwerdl oder andere
Antriebsstoffe sofort zur Verfiigung stehen. Diese miissen gegebenenfalls vorbestellt und dann aus
Zentrallagern per Bunkerboot (gréRere Mengen) oder TKW nach Ankunft des Schiffes angeliefert
werden. Das wird zukinftig auch fir LNG so sein, weil die Bunkereinrichtungen anders nicht wirt-
schaftlich zu betreiben sind.

1. Welche Binnen- und Seehafen in Niedersachsen und Norddeutschland sind Bestandteil
des TEN-V-Netzes, und wann stellen diese verlasslich LNG als Kraftstoff zur Verfigung
stellen?

Die Binnen- und Seehéfen in Niedersachsen und Norddeutschland im TEN-Netz sind im Amtsblatt
L 348 der EU vom 20. Dezember 2013 (S. 79 ff.) aufgefiihrt.

Die TEN-V sind als Ziel der Européischen Union formuliert. Welche Attribute alle genannten Ver-
kehrswege bis 2030 oder 2050 aufweisen werden, kann heute nicht benannt werden.

Sofern Nachfrage vorhanden ist, siehe Emden und Cuxhaven, regelt der Markt auch die LNG-Ver-
sorgung.

2. Wie sind die LNG-Bereitstellung und LNG-Bunker-Vorgange derzeit in den niedersach-
sischen Hafen Brake, Cuxhaven, Stade, Wilhelmshaven, Norden und Emden rechtlich
(gemeint sind z. B. Regelungen in der Niedersachsische Hafenordnung oder den Ha-
fenbenutzungsvorschriften) und faktisch (Versorgungswege und -arten z. B. der ,,Ost-
friesland“ und der ,Helgoland®) geregelt?

Grundsatzlich bestehen drei Méglichkeiten, Schiffe im Hafen mit LNG zu bebunkern:
a) von einer ortsfesten Anlage aus,

b) per Schiff (Bunkerboot) und

c) per Tankkraftwagen (TKW).
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Fir die Errichtung einer ortsfesten Anlage gelten gewerberechtliche Vorschriften, namlich das Bun-
desimmissionsschutzgesetz und die Verpflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeits-
prufung vor Errichtung des Lagers, wenn in der ortsfesten Anlage eine Lagerung von LNG stattfin-
den soll. In Abhéngigkeit der Mengenschwellen fiir geféhrliche Stoffe gilt fur den Betriebsbereich
einer ortsfesten Anlage die Storfallverordnung. Im Einzelfall kann eine Erlaubnispflicht nach der Be-
triebssicherheitsverordnung fiir das Befiillen von Wasserfahrzeugen hinzukommen. Die sich aus
den genannten Vorschriften ergebenen einzelnen Verpflichtungen hangen u. a. von der Lagerkapa-
zitat ab.

Zur Bebunkerung eingesetzte Bunkerboote oder TKW mussen fur den Transport von LNG zugelas-
sen sein. Das gilt sinngemaf auch fur das zu bebunkernde Schiff. Eine Zulassung ist jedoch nicht
Aufgabe der Hafenbehorde, sondern der jeweils zustandigen Stellen. Entsprechende Vorgaben fin-
den sich in den einschlagigen Bau- und Transportvorschriften. Soweit diese eingehalten werden,
stellt die Bebunkerung von Schiffen mit LNG kein besonderes Risiko dar. Insofern ist es vorgese-
hen, bei der anstehenden Anderung der Niedersachsischen Hafenordnung (NHafenO) im Laufe
des Jahres eine Meldeverpflichtung an die Hafenbehorde einzufiihren, wenn Schiffe mit verflissig-
ten Gasen bebunkert werden sollen. Die Hafenbehérde kann dann unter Beriicksichtigung der ortli-
chen Verhéltnisse auf Rechtsgrundlage des 8§ 25 Abs. 1 Niederséchsisches Hafensicherheitsgesetz
auf den Einzelfall bezogene Mafinahmen zur Gefahrenabwehr festlegen, soweit dieses notwendig
wird.

Mit dem Betreiber der genannten Schiffe ,Ostfriesland” und ,Helgoland“ besteht sowohl in Emden
als auch in Cuxhaven vor Ort ein enger Kontakt. Die Schiffe werden per TKW bebunkert, das LNG
kommt aus den Niederlanden/Belgien. Durch die Hafenbehdrde sind wie o. a. per Verfligung ge-
manR § 25 NHafenO ortsabhéngige Sicherheitsmaflinahmen fur die Bebunkerung festgelegt.

3.  Wie schétzt die Landesregierung mit Bezug auf die derzeitige Vorschriftenlage beim
Umgang mit LNG in den niedersédchsischen Hafen den Verbesserungs- und Hand-
lungsbedarf ein, um die Akzeptanz zu steigern bzw. die Markteinfihrung von LNG im
Schiffs-, Guter- und Schwerlastverkehr zu erleichtern?

Die rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Bebunkerung von Schiffen mit LNG in niederséchsi-
schen Héfen sind eindeutig und einfach. Ein Handlungsbedarf i. S. der Fragestellung tber die ge-
plante Anderung der NHafenO hinaus ist nicht erkennbar.

46. Wird es in niederséachsischen Héafen politisch motivierte Umschlagsverbote geben?

Abgeordnete Hermann Grupe, Hillgriet Eilers, Jorg Bode, Gabriela Konig, Christian Grascha und
Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die rot-griine Koalition in Bremen hat sich fiir ein Umschlagsverbot fir Atombrennstoffe ausgespro-
chen und das Hafenbetriebsgesetz gedndert. Die rechtliche Priifung dieser Willensbekundung lauft
derzeit noch vor dem Bundesverwaltungsgericht. Jetzt kommt in Bremen die Diskussion Uber den
Export von Rlstungsgutern zum Tragen (taz, 5. Januar 2016). Der grine Koalitionspartner kann
sich ein Umschlagsverbot von Ristungsgutern vorstellen, der zustandige Minister spricht von Uni-
versalh&fen und ist zurtickhaltender beim Verbot von Giterumschlagen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Atomtransporte werden wie andere Transporte auch von privaten Unternehmen organisiert und
durchgefiihrt. Diese entscheiden unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten, welche Verkehrsmittel,
Wege und gegebenenfalls Hafen im Einzelnen genutzt werden sollen. Dabei sind die notwendigen
Sicherheitsvorkehrungen und -auflagen zu beachten.
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Fir die allgemeine Sicherheit und die Erteilung von Beférderungsgenehmigungen im Zusammen-
hang mit dem Transport von Kernbrennstoffen ist gemaf Atomgesetz das Bundesamt fur Strahlen-
schutz die zustandige Behdrde. Die Genehmigung erfasst dabei auch den Umschlag von Kern-
brennstoffen im Hafen. Wenn das Bundesamt fir Strahlenschutz nach umfassender Prufung fest-
stellt, dass keine Erkenntnisse vorliegen, die gegen einen Transport sprechen, so ist die entspre-
chende Genehmigung - gegebenenfalls mit Auflagen - von dort zu erteilen.

Fir die Gefahrenabwehr in Hafengebieten ist in Niedersachsen die Hafenbehorde (Niedersachsi-
sches Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr) zustédndig. Beim Umschlag von Gefahrgitern
der Klasse 7, zu denen u. a. auch Brennelemente gehoren, bedarf es einer hafenbehérdlichen Ge-
nehmigung. Die Hafenbehdrde hat insofern zu priifen, ob die notwendigen Voraussetzungen fiir die
Sicherheit fir den Hafenbetrieb sowie fur die Schifffahrt vorliegen. Sind diese Voraussetzungen ge-
geben, ist die entsprechende hafenbehdrdliche Genehmigung zu erteilen.

Ein Umschlagverbot kann auf Grundlage des Niedersachsischen Hafensicherheitsgesetzes oder
der Niedersachsischen Hafenordnung ausgesprochen werden, wenn Verstof3e gegen Anordnungen
oder Auflagen der Hafenbehoérde oder gegen sonstige Rechtsvorschriften festgestellt werden oder
wenn notwendige Genehmigungen nicht vorliegen. Dabei ist im Einzelfall stets zu prifen, ob ein
Verbot verhaltnismagig ware.

Eine Besonderheit stellt der Hafen Emden dar; hier ist aus historischen Griinden in der Besonderen
Hafenordnung fur den Hafen Emden festgelegt, dass Gefahrgiiter, die Atom- oder Sondermdill sind,
dort nicht umgeschlagen werden dirfen.

1. Vor dem Hintergrund der grofRen Bedeutung der in Niedersachsen anséssigen sicher-
heits- und wehrtechnischen Unternehmen: Wie steht die rot-griine Landesregierung zu
einem politisch motivierten Verbot der Verladung/Verschiffung von Gutern und Waren
dieser Unternehmen in deutschen bzw. niederséchsischen Hafen?

Es wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

Dariiber hinaus enthélt sich die Landesregierung einer Bewertung etwaiger politischer Entschei-
dungen von Verfassungsorganen anderer Bundeslander.

2. Mit welchen politisch motivierten Umschlagsverboten ist gegebenenfalls in den nieder-
séchsischen Hafen noch in der laufenden Legislaturperiode zu rechnen?

Es wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

3.  Wirde die Landesregierung die Verladung von Gitern und Waren, die in anderen deut-
schen Seehéafen aus politischen Erwagungen nicht verladen werden, in den geeigneten
niederséchsischen Hafen zulassen?

Die Landesregierung wird bei Transporten tber die niederséchsischen Hafen im Rahmen ihrer Zu-
standigkeit auf die Einhaltung der geltenden Rechtslage achten.

Unterstiitzt die Landesregierung die Arbeitnehmerseite im VW-Aufsichtsrat?

Abgeordnete Jorg Bode, Gabriela Konig und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die FAZ, Ausgabe vom 14. Dezember 2015, thematisierte unter der Uberschrift ,Winterkorn kénnte
Verlust des Vermdgens drohen®, dass die Arbeitnehmerseite im VW-Aufsichtsrat den ehemaligen
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Vorstandsvorsitzenden der Volkswagen AG, Herrn Prof. Dr. Winterkorn, fur den Schaden durch be-
triigerische Software-Manipulationen verantwortlich und haftbar machen mdéchte. Laut Berichter-
stattung ist nicht der Vorsatz entscheidend, sondern Fahrlassigkeit und Nachlassigkeit sind ausrei-
chend. Weiter heil3t es, das der VW-Aufsichtsrat keine Wahl habe und tatig werden miusse, um
Herrn Prof. Dr. Winterkorn finanziell zur Rechenschaft zu ziehen. In der Wolfsburger Aligemeinen
Zeitung (12. Dezember 2015) sagt Ministerprasident Weil auf eine Frage nach seiner Rolle bei VW:
,ich fuhle mich in einer groBen Mitverantwortung ... Der Aufsichtsrat tragt alles in seiner Macht
Stehende dazu bei, dass sich die Situation schnell verbessert. Dazu gehért aber auch, dass klar
und deutlich herausgearbeitet wird, wo und vom wem Manipulationen vorgenommen worden sind,
und dass die Verantwortlichen auch belangt werden.*

Vorbemerkung der Landesregierung

Der in dem o. g. Artikel der FAZ beschriebene Schadensersatzanspruch einer Gesellschaft gegen
ihre Vorstandsmitglieder ist in 8 93 des Aktiengesetzes (AktG) geregelt. Danach haben Vorstands-
mitglieder bei ihrer Geschéftsfuhrung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schéftsleiters anzuwenden (Abs. 1). Verletzen Vorstandsmitglieder ihre Pflichten, sind sie der Ge-
sellschaft zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet
(Abs. 2). Die Frage, ob Vorstandsmitglieder ihre Pflichten verletzt haben, ist Gegenstand der mo-
mentan laufenden, noch nicht abgeschlossenen, internen und externen Untersuchungen. Im Ubri-
gen dirften Auskiinfte Gber mégliche Schadensersatzforderungen gegen Vorstandsmitglieder so-
wie Uber das detaillierte Handeln von Aufsichtsratsmitgliedern in dem Organ Aufsichtsrat aufgrund
der Verschwiegenheitsbestimmungen des Aktienrechts, die fur die Vertreter der Landesregierung
im Aufsichtsrat der Volkswagen AG gelten, nicht erteilt werden.

1. Vor dem Hintergrund der Berichterstattung in der FAS/FAZ (13. bzw. 14. Dezem-
ber 2015): Werden die Vertreter der Landesregierung im VW-Aufsichtsrat in der Frage
von Schadensersatzanspriichen gegen den ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der VW
AG eigeninitiativ tatig werden oder die Arbeitnehmerseite im VW-Aufsichtsrat unter-
stutzen?

Es wird auf die Vorbemerkung verwiesen. Vor Abschluss der dort erwéhnten internen und externen
Untersuchungen ist eine abschlieBende Bewertung dieser Frage nicht moglich.

2. Vor dem Hintergrund der Berichterstattung in der FAS/FAZ (13. bzw. 14. Dezember
2015): Beschrankt sich der beschriebene Sachverhalt lediglich auf den ehemaligen
Vorstandsvorsitzenden der VW AG oder kann sich dies auch auf weitere ehemalige
Vorstandmitglieder ausweiten? Wenn ja, auf welche?

Wie in der Vorbemerkung dargestellt, bezieht sich § 93 AktG auf ,Vorstandsmitglieder, die zum
Zeitpunkt eines mdglichen VerstoRes gegen Sorgfaltspflichten im Amt waren, und nicht lediglich auf
den Vorsitzenden des Vorstands. Die laufenden internen und externen Untersuchungen befassen
sich ebenfalls mit diesem Personenkreis.

3.  Vor dem Hintergrund der Berichterstattung in der FAS/FAZ (13. bzw. 14. Dezember
2015), hier ,,Der Vorstand stehe fiir den Rest voll in der Pflicht: Er miisse zahlen, bis er
nicht mehr konne“, und des Umstandes, dass Herr Hans Dieter Potsch im Zeitraum
1. Januar 2003 bis 7. Oktober 2015 Mitglied des Vorstands der Volkswagen AG war:
Muss und wird der VW-Aufsichtsrat auch gegen den amtierenden Aufsichtsratsvorsit-
zenden Hans Dieter Podtsch tatig werden? Wenn nicht, bitte mit Begriindung.

Es wird auf die Vorbemerkung sowie die Antwort zu Frage 2 verwiesen.
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48. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Wertstoffgesetz? (Teil 1)
Abgeordnete Dr. Gero Hocker und Dr. Stefan Birkner (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Im Juni 2015 haben sich die Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag auf Eckpunkte fiir ein
Wertstoffgesetz geeinigt. Diese umfassen u. a. héhere Recyclingquoten und die Erweiterung der
Produktverantwortung. Niedersachsen schloss sich hingegen zusammen mit den L&andern Bremen,
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Thiringen einer Initiative
des baden-wurttembergischen Umweltministeriums an (Beschluss der Landesregierung Baden-
Wirttemberg vom 30. Juni 2015), welche im Gegensatz zu den vereinbarten Eckpunkten steht.
Wahrend die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD fir die kinftige Bewirtschaftung der
Wertstoffe aus privaten Haushaltungen ein ,grundsétzlich privat organisiertes System* befiirworten,
soll bei diesem Konzept die Erfassung von Verpackungen und sogenannten stoffgleichen Nichtver-
packungen ganz auf die Kommunen Ubertragen und nur die anschlieende Sortierung und Verwer-
tung dieser Wertstoffe von einer neu zu schaffenden zentralen Stelle ausgeschrieben werden, was
dazu fuhren wirde, dass die bisherigen Dualen Systeme abgeschafft wiirden. Dadurch entstiinde
ein ,Sammelmonopol“ firr die 6ffentliche Hand auf Kosten der bisher téatigen privatwirtschaftlichen
Unternehmen und der damit verbundenen Arbeitsplatze.

Vorbemerkung der Landesregierung

Seit mittlerweile vielen Jahren wird die Schaffung eines Wertstoffgesetzes diskutiert. Ein solches
Gesetz soll die Verpackungsverordnung ablésen und nicht nur Verpackungen, sondern alle soge-
nannten stoffgleichen Nichtverpackungen, wie z. B. Kinderspielzeug und Kiichengeratschaften wie
Bratpfannen oder Plastikschiisseln, gemeinsam erfassen und verwerten. Im Zuge dessen missen
die bestehenden Verwertungsquoten deutlich erhéht werden. Ziel ist es, ein besseres und innovati-
veres Recycling mittels ambitionierter, qualitativ hoher Verwertungsquoten zu erreichen, die Pro-
duktverantwortung zu stéarken, den Vollzug zu vereinfachen und die kommunalen Interessen ge-
nauso wie den Wettbewerb von privaten Anbietern zu wahren.

In den vergangenen Jahren kam es immer wieder zu Finanzierungsproblemen der Systeme. Wé&h-
rend die erfassten Verpackungsmengen leichte Zuwachse verzeichneten, ging die Menge der Ver-
packungen, flr die ein Lizenzentgelt zu entrichten wére, deutlich zurtck.

Die Krise der dualen Systeme hatte sich im ersten Halbjahr 2014 dramatisch zugespitzt. Dies fihrte
dazu, dass der Bund die Ausnahmeregelungen der Verpackungsverordnung zur Eigenriicknahme
im Rahmen der 7. Novelle der Verpackungsverordnung (VerpackV) abschaffte und die Rahmenbe-
dingungen fir Branchenlésungen verscharfte. Die Notwendigkeit, die 7. Novelle der Verpackungs-
verordnung anzugehen, bestand letztendlich darin, dass ,das offenbar zunehmende Nutzen von
Schlupfléchern im Bereich der sogenannten Eigenriicknahme und Branchenlésungen das Erfas-
sungssystem insgesamt zu destabilisieren droht” (BR-Drs. 244/14 v. 06.06.2014).

Aufgrund der immer umfangreicheren Trickserei bei der haushaltsnahen Verpackungsentsorgung
zog der Marktfuhrer Duales System Deutschland GmbH (DSD) fir sich die Notbremse. DSD kiin-
digte die Vertrage bei der ,Gemeinsamen Stelle“ der Dualen Systeme. Der Streit um die Mengen-
meldungen an die Clearingstelle schwelt zwischen den Systembetreibern seit Jahren und war und
ist Gegenstand einiger juristischer Verfahren. In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen,
dass allein in 2014 Finanzierungslicken von uber 50 Millionen Euro fur die ,Entsorgung® der Gel-
ben Tonnen und der Gelben Sacke existierten. Eine Finanzierung war nur méglich, indem grof3e
Einzelhandelskonzerne eine Finanzspritze von Uber 20 Millionen zur Verfiigung gestellt haben, um
die Finanzierung der Verpackungsentsorgung tUberhaupt zu sichern. Seinerzeit wurden Szenarien
erortert, wie im Rahmen einer Ersatzvornahme durch die Kommunen die ,Entsorgung® nicht abge-
holter gelber Sacke sichergestellt werden kann.
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Mit der 7. Novelle wurde eine ,Notoperation“ durchgefiihrt. Mit der Einschrankung von Branchenl6-
sungen und der Streichung der Eigenriicknahme wurde der Versuch unternommen, die gravieren-
den Fehlentwicklungen weitgehend einzuschranken.

Die bisherige Pflichtmitgliedschaft der Dualen Systeme in einer von ihnen selbst getragenen ,ge-
meinsamen Stelle“ und die damit verbundene weitgehende freiwillige Selbstkontrolle des Oligopols
der Dualen Systeme (Mengenmeldung, Feststellung der Marktanteile, Kostenaufteilung, Vertrags-
abreden usw.) haben sich nicht bewahrt.

Es ist an der Zeit fur eine Partizipation der Kommunen an der Wertstofferfassung. Man kann den
Kommunen nicht - wie im Arbeitsentwurf des Wertstoffgesetzes geplant - die Uberlassungspflichti-
gen stoffgleichen Nichtverpackungen entziehen und sie zum Dank daflr als Zaungéste des Wert-
stoffgesetzes drauf3en lassen.

Bei den nachfolgenden Antworten wird - neben den genannten Eckpunkten - auch auf den seit Ok-
tober 2015 vorliegenden Arbeitsentwurf des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit Bezug genommen.

Der Standpunkt der niederséchsischen Landesregierung kommt im Ubrigen durch den gemeinsa-
men EntschlieBungsantrag der Fraktionen von CDU, SPD und Bundnis 90/Die Grinen vom
14.12.2015 - Drs. 17/4841 - zum Ausdruck.

1. Inwieweit ist bei dem ,,bundesweit einheitlichen Kostenmodell“ gewahrleistet, dass die
Birgerinnen und Burger nicht zusatzlich mit kommunalen AbfallgebuUhren fur die Wert-
stofferfassung belastet werden?

Die bestehenden Geblhrenregelungen fiir Hausmiill (Abfallgebiihren) werden durch die angestreb-
te Regelung einer Produkt(finanz)verantwortung der Hersteller fur Verpackungen und Stoffgleiche
Nichtverpackungen nicht berthrt.

2. Inwiefern und in welcher Héhe wiirde eine kommunale Entsorgung nach dem Muster
der klassischen kommunalen Wertstoff- und Abfallsammlung die Gebihrenzahler tat-
sachlich entlasten?

Wie zu 1. ausgefiihrt, werden die Gebuhrenregelungen fir Hausmull durch das Wertstoffgesetz
nicht berthrt.

Ein Entlastungspotenzial wird jedoch in einem anderen Bereich gesehen. Anlasslich einer in 2012
vom Bundeskartellamt durchgefiihrten ,Sektoruntersuchung duale Systeme” wurde deutlich, dass
den operativen Entsorgungskosten bei der Verpackungsentsorgung von ca. 820 Millionen Euro im
Jahr Lizenzumsétze der Systembetreiber von ca. 940 Millionen Euro im Jahr gegenlberstehen. Al-
lein die Existenz der Systembetreiber kostet den Verbraucher demnach ca. 120 Millionen Euro im
Jahr. Dies ist ein Einsparpotenzial, das bei Abschaffung der Dualen Systeme den Verbrauchern
zugutekommt.

3. Welche Auswirkungen hétte die Ubertragung der Erfassungszustandigkeit fir Verpa-
ckungsabfélle auf die Beschaftigten beziehungsweise die Arbeitsplatze in den Betrie-
ben der privaten Recyclingwirtschaft?

Die Organisationsverantwortung liegt bei den Kommunen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass jede
Kommune die Erfassung selbst durchfiihren muss. Auch in Zukunft werden sich die Kommunen,
die nicht selbst erfassen, von einer Ausschreibung (wie bisher bereits in der kommunalen Abfall-
wirtschaft praktiziert) fur die Erfassung der Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpackungen aus
privaten Haushalten Gebrauch machen. Unmittelbare Auswirkungen auf die Betriebe und damit auf
die Arbeitsplatze in den Entsorgungs- bzw. Transportunternehmen sind derzeit nicht erkennbar.
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49. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Wertstoffgesetz? (Teil 2)
Abgeordnete Dr. Gero Hocker und Dr. Stefan Birkner (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Im Juni 2015 haben sich die Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag auf Eckpunkte fiir ein
Wertstoffgesetz geeinigt. Diese umfassen u. a. héhere Recyclingquoten und die Erweiterung der
Produktverantwortung. Niedersachsen schloss sich hingegen zusammen mit den L&andern Bremen,
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Thiringen einer Initiative
des baden-wurttembergischen Umweltministeriums an (Beschluss der Landesregierung Baden-
Wirttemberg vom 30. Juni 2015), welche im Gegensatz zu den vereinbarten Eckpunkten steht.
Wahrend die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD fir die kiinftige Bewirtschaftung der
Wertstoffe aus privaten Haushaltungen ein ,grundsétzlich privat organisiertes System* befiirworten,
soll bei diesem Konzept die Erfassung von Verpackungen und sogenannten stoffgleichen Nichtver-
packungen ganz auf die Kommunen Ubertragen und nur die anschlielende Sortierung und Verwer-
tung dieser Wertstoffe von einer neu zu schaffenden zentralen Stelle ausgeschrieben werden, was
dazu fuhren wirde, dass die bisherigen Dualen Systeme abgeschafft wirden. Dadurch entstiinde
ein ,Sammelmonopol firr die 6ffentliche Hand auf Kosten der bisher tatigen privatwirtschaftlichen
Unternehmen und der damit verbundenen Arbeitsplatze.

Vorbemerkung der Landesregierung

Seit mittlerweile vielen Jahren wird die Schaffung eines Wertstoffgesetzes diskutiert. Ein solches
Gesetz soll die Verpackungsverordnung ablésen und nicht nur Verpackungen, sondern alle soge-
nannten stoffgleichen Nichtverpackungen, wie z. B. Kinderspielzeug und Kiichengeratschaften wie
Bratpfannen oder Plastikschiisseln, gemeinsam erfassen und verwerten. Im Zuge dessen missen
die bestehenden Verwertungsquoten deutlich erhéht werden. Ziel ist es, ein besseres und innovati-
veres Recycling mittels ambitionierter, qualitativ hoher Verwertungsquoten zu erreichen, die Pro-
duktverantwortung zu stéarken, den Vollzug zu vereinfachen und die kommunalen Interessen ge-
nauso wie den Wettbewerb von privaten Anbietern zu wahren.

In den vergangenen Jahren kam es immer wieder zu Finanzierungsproblemen der Systeme. Wé&h-
rend die erfassten Verpackungsmengen leichte Zuwéachse verzeichneten, ging die Menge der Ver-
packungen, flr die ein Lizenzentgelt zu entrichten wére, deutlich zurtck.

Die Krise der dualen Systeme hatte sich im ersten Halbjahr 2014 dramatisch zugespitzt. Dies fuhrte
dazu, dass der Bund die Ausnahmeregelungen der Verpackungsverordnung zur Eigenriicknahme
im Rahmen der 7. Novelle der Verpackungsverordnung (VerpackV) abschaffte und die Rahmenbe-
dingungen fir Branchenlésungen verscharfte. Die Notwendigkeit, die 7. Novelle der Verpackungs-
verordnung anzugehen, bestand letztendlich darin, dass ,das offenbar zunehmende Nutzen von
Schlupfléchern im Bereich der sogenannten Eigenriicknahme und Branchenlésungen das Erfas-
sungssystem insgesamt zu destabilisieren droht” (BR-Drs. 244/14 v. 06.06.2014).

Aufgrund der immer umfangreicheren Trickserei bei der haushaltsnahen Verpackungsentsorgung
zog der Marktfuhrer Duales System Deutschland GmbH (DSD) fir sich die Notbremse. DSD kiin-
digte die Vertrage bei der ,Gemeinsamen Stelle“ der Dualen Systeme. Der Streit um die Mengen-
meldungen an die Clearingstelle schwelt zwischen den Systembetreibern seit Jahren und war und
ist Gegenstand einiger juristischer Verfahren. In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen,
dass allein in 2014 Finanzierungslicken von Uber 50 Millionen Euro fir die ,Entsorgung“ der Gel-
ben Tonnen und der Gelben Sacke existierten. Eine Finanzierung war nur méglich, indem grof3e
Einzelhandelskonzerne eine Finanzspritze von Uber 20 Millionen zur Verfiigung gestellt haben, um
die Finanzierung der Verpackungsentsorgung tberhaupt zu sichern. Seinerzeit wurden Szenarien
erortert, wie im Rahmen einer Ersatzvornahme durch die Kommunen die ,Entsorgung® nicht abge-
holter gelber Sacke sichergestellt werden kann.
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Mit der 7. Novelle wurde eine ,Notoperation“ durchgefiihrt. Mit der Einschrankung von Branchenl6-
sungen und der Streichung der Eigenricknahme wurde der Versuch unternommen, die gravieren-
den Fehlentwicklungen weitgehend einzuschranken.

Die bisherige Pflichtmitgliedschaft der Dualen Systeme in einer von ihnen selbst getragenen ,ge-
meinsamen Stelle* und die damit verbundene weitgehende freiwillige Selbstkontrolle des Oligopols
der Dualen Systeme (Mengenmeldung, Feststellung der Marktanteile, Kostenaufteilung, Vertrags-
abreden usw.) haben sich nicht bewahrt.

Es ist an der Zeit fir eine Partizipation der Kommunen an der Wertstofferfassung. Man kann den
Kommunen nicht - wie im Arbeitsentwurf des Wertstoffgesetzes geplant - die Uberlassungspflichti-
gen stoffgleichen Nichtverpackungen entziehen und sie zum Dank dafir als Zaungéste des Wert-
stoffgesetzes drauf3en lassen.

Bei den nachfolgenden Antworten wird - neben den genannten Eckpunkten - auch auf den seit Ok-
tober 2015 vorliegenden Arbeitsentwurf des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit (BMUB) Bezug genommen.

Der Standpunkt der niederséchsischen Landesregierung kommt im Ubrigen durch den gemeinsa-
men EntschlieBungsantrag der Fraktionen von CDU, SPD und Bundnis 90/Die Grinen vom
14.12.2015 - Drs. 17/4841 - zum Ausdruck.

1. Wie bewertet die Landesregierung die Eckpunkte fiir ein Wertstoffgesetz der Koalitions-
fraktionen, und welche Folgen héatten diese Regelungen fiir die Abfallwirtschaft sowie
die Birgerinnen und Burger in Niedersachsen?

Im Ergebnis sind das Eckpunktepapier und der seit Oktober 2015 vorliegende Arbeitsentwurf eines
Wertstoffgesetzes eine Absage an die kommunale Daseinsfirsorge. Statt der Abldsung der dualen
Systeme haben sich die Regierungsfraktionen fiir eine Starkung des vorhandenen ,Oligopols” ent-
schieden.

Sie beinhalten zwar Punkte wie z. B. 6kologisch anspruchsvolle Verwertungsquoten, Schaffung ei-
ner zentralen Stelle und Gewabhrleistung eines funktionierenden Wettbewerbs. Im Kern soll jedoch
eine ,Wertstofftonne" geschaffen werden, die die Rolle der Kommunen insgesamt schwacht.

Das ,einzige Zugestandnis“ an die Kommunen ist, dass diese die Millbehélter (Tonne oder Sack)
stellen ,dirfen und darliber hinaus u. a. bestimmen sollen, ob in der jeweiligen Kommune ein Hol-
oder ein Bringsystem eingerichtet wird.

Dass - wie in beiden Papieren formuliert - am Ende die Kommunen Uber die Haufigkeit der Leerung
der Wertstofftonne entscheiden sollen, ist vollig unglaubwirdig, da die Erfassung der grofite Kos-
tenfaktor in der Entsorgungskette ist.

Die Unzulénglichkeiten und ,hausgemachten” wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Systembetreiber
in den vergangenen Jahren, die im Wesentlichen auf den ,ruinésen Wettbewerb im Wegdefinieren
von Verpackungsmaterial“ (Nichtlizenzierung, Branchenlésungen, Mengenabziige durch Export,
Bruch usw.) zurlickzufiihren waren, konnten auch mit der 7. Novelle der VerpackV, die Anfang des
Jahres 2015 in Kraft getreten ist, nicht ausgerdumt werden. Diese Schwierigkeiten werden mit den
vorliegenden Eckpunkten der Regierungsfraktionen im Bund vollstandig ignoriert. In den Eckpunk-
ten gibt es keine neuen Ansétze zur Beherrschung dieser Systemkonkurrenz, die sich - wie in der
Vergangenheit - neue Schlupflécher und Unterlaufungsstrategien suchen muss, um einen ,Wett-
bewerb* Giberhaupt aufrecht erhalten zu kénnen.

Die vorgeschlagene zentrale Stelle soll dem Vorschlag entsprechend u. a. Registerbehérde sein,
Kontrollfunktionen wahrnehmen und die vom Gesetzgeber vorgegebenen Rahmenbedingungen
durch geeignete ,Spielregeln” fir Hersteller, Vertreiber, duale Systeme und Entsorger sowie durch
Einzelfallentscheidungen konkretisieren. Es bleibt zu befurchten, dass es ,statt” einer erhofften
Zentralisierung und Bindelung des Landervollzugs eine weitere, Uberwiegend privat getragene
Stelle geben wird, die durch den L&ndervollzug beaufsichtigt werden muss. Dabei ist nicht ersicht-
lich, wie dieser Vollzug geregelt werden soll.
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Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt ist der Vorschlag, dass sich die Hohe der Lizenzentgelte an
der Recycling-Fahigkeit orientieren soll, was in einem Wettbewerbssystem nicht nachprifbar funk-
tionieren kann. Dies wird auch zu Recht vom Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirtschaft
(BDE) kritisiert. Unabh&ngig davon lasst sich ein Recycling-Bonus fur ansonsten 6kologisch nach-
teilige Produkte nur schwer rechtfertigen. Schlussendlich ist nicht alles, was recyclinggerecht ist,
auch ressourceneffizient und umgekehrt. Eine Zentrale Stelle, die - 6kologisch gerecht - Finanz-
strome lenken soll und Vertrage zwischen Privaten dahin gehend Uberpriift, ob bestimmte tkologi-
sche Vorgaben der Preisgestaltung eingehalten werden, ist nicht nur realitatsfern, sondern auch
systemfremd.

So wie die Eckpunkte der Regierungsfraktionen und der Arbeitsentwurf des BMUB es vorschlagen,
wird es ein vernunftiges und vor allen Dingen vollzugstaugliches Wertstoffgesetz wohl kaum ge-
ben kdnnen. Die Eckpunkte und der vorliegende Arbeitsentwurf sind in den wesentlichen strittigen
Teilen um die unbedingte Aufrechterhaltung der weiteren Existenz der dualen System konzipiert,
ohne dass hierfir nach den Erfahrungen der letzten Jahre eine plausible Begrindung gegeben
wird.

2. Welche Vorteile sieht die Landesregierung in der Initiative Baden-Wirttembergs?
Folgende Vorteile ergeben sich:

Erfassung kommunal: Organisationsverantwortung der Kommunen (mit Ausschreibungsmdglichkeit
- Drittbeauftragung) fir die Erfassung der Verpackungen und stoffgleichen Nichtverpackungen aus
privaten Haushalten mit Kostenerstattung auf der Grundlage eines bundesweit einheitlichen Kos-
tenmodells. Dies fiihrt zu einer Transparenz fur alle Beteiligten.

Ausschreibung der Sortierung und Verwertung nach den Regelungen des Vergaberechts in zentra-
lisierter Form (wie bisher in bislang ca. 500 Ausschreibungsgebieten; angemessene Laufzeiten;
wichtig fur den Mittelstand).

Herausnahme von PPK (Papier, Pappe, Kartonagen) aus der bisherigen Systematik der Finanzver-
antwortung, es gelten die allgemeinen Uberlassungs- und Entsorgungspflichten des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (KrWG) unter Beibehaltung der Quotenvorgaben der Verpackungsrichtlinie. Die
bestehenden Betéatigungsfelder der privaten Entsorgungswirtschaft im operativen Geschaft werden
hierdurch nicht tangiert.

Produkt(finanz)verantwortung der Hersteller fir Verpackungen und StNV, Weiterentwicklung der Li-
zenzentgelte gestaffelt nach 6kologischen Kriterien unter Beriicksichtigung der Geeignetheit flr ein
Recycling und mit deutlicher Nachrangigkeit, gegebenenfalls verbunden mit finanziellen Nachteilen
im Falle einer energetischen Verwertung.

Zentrale Stelle mit hoheitlichen Befugnissen: Zustandig fur die Registrierung der Produktverant-
wortlichen, einheitliche Lizenzierungsregelungen, gegebenenfalls Lizenzierung der Inverkehrbringer
und Uberwachung im Rahmen einer Beleihung unter maRgeblicher Beteiligung der Lander und des
Bundes sowie Ausschreibung der Sortierung und Verwertung.

Mit der damit mdglichen Abschaffung der Dualen Systeme waren ein gewichtiger Beitrag zur Entbi-
rokratisierung bis in die Vollzugsaufgaben hinein (16 Lander vollziehen heute die gleichen Aufga-
ben parallel) und eine Kostenentlastung der Unternehmen erreichbar.

3. Inwieweit kbnnten nach dem von der Landesregierung befiirworteten Modell gewerbli-
che Sammlungen von werthaltigen Wertstoffen im bisherigen Umfang weiterhin statt-
finden?

Gewerbliche Sammlungen sind nach wie vor, entsprechend den einschlagigen Vorschriften des
KrWG, zuldssig.
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50. Wollte die Landesregierung einen falschen Eindruck tber die Ursache der Havarie von der
Frisia Il vermitteln?

Abgeordnete Gabriela Kénig, Jérg Bode, Hillgriet Eilers und Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das MW verkiindete, gemeinsam mit dem MU, wenige Tage nach der Grundberiihrung der ,Frisia
II“ in einer gemeinsamen Pressemitteilung vom 7./8. Januar 2016, dass das Land ein neues Schiff
fur R&umarbeiten fur den Fahrverkehr zu den Ostfriesischen Inseln in Dienst stellte
(http://lwww.mw.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=5459&article_id=140017&_psman
d=18). Die beiden Minister Lies und Wenzel, die erst im Februar 2013 ins Amt gekommen sind, &u-
Bern sinngemaf, dass die Vorgéangerregierung die Ersatzbeschaffung eines Schiffes zur Aulzen-
tiefunterhaltung abgelehnt habe. Bereits Oktober 2013 konnte der Beschluss tber die Beschaffung
eines neuen Schiffes gefasst werden, sodass dieser Neubau voraussichtlich Anfang Mérz 2016
seinen Betrieb aufnehmen kann.

Dem Beschluss einer Beschaffung fur einen Schiffsneubau geht in der Regel eine Vorplanung mit
Bezug auf die Veranlassung, die bestehende Situation und die zu erfiillenden Anforderungsvorga-
ben voraus. Nach dem Ende der Vorplanungen seitens des NLWKN und MU schlief3t sich die
Vergabe der Planungsleistungen fur den erforderlichen Schiffsneubau an ein Planungsbiiro an. Die
dann angefertigten Planungen bilden die Grundlage fiir den Beschluss der Anschaffung im Oktober
2013. Bestandteil der Vorplanungen ist in der Regel auch die Priifung von Alternativen.

1. Vor dem Hintergrund der Pl des MW vom 8. Januar 2016: Wann (Tag/Monat/Jahr) hat
die Landesregierung mit dem Ziel der Vergabe von Planungsleistungen an ein Ingeni-
eurbilro der Ersatzbeschaffung eines Schiffes zur Aul3entiefunterhaltung grundsétzlich
zugestimmt?

Die Landesregierung hat keine spezielle Entscheidung Uber die Ersatzbeschaffung eines Schiffes
getroffen, da dies nicht erforderlich war. Die Landesregierung hat jedoch Vorentscheidungen im
Rahmen der jeweiligen Haushaltsplanung getroffen. Die bei Kapitel 15 55, Titel 891 13 eingeplan-
ten Mittel waren ab dem Haushalt 2014 fur das Schiff vorgesehen.

Der Ausschuss fur Haushalt und Finanzen hat tber die Ersatzbeschaffung eines Raumschiffs in
seiner Sitzung vom 16.10.2013 beraten und der Haushaltsvorlage des MU in der Sitzung vom
23.10.2013 mehrheitlich zugestimmt.

2. War in der dem Landtag uUbersandten Beschaffungsvorlage und der Information des
Haushaltsausschusses vorgesehen, dass das neue Schiff in dem Bereich der Grundbe-
rihrung der Frisia Il zum Einsatz kommt, bzw. ist dies inzwischen vorgesehen?

Nein. In der Haushaltsunterlage gemaf § 24 LHO, die dem Ausschuss vorgelegen hat, ist der Ein-
satzbereich des Schiffs wie folgt beschrieben:

.Der NLWKN ist gemal Niedersachsischem Wassergesetz und der ergéanzenden ZustVO-Wasser
zustéandig fur die Unterhaltung von neun AuRentiefs an der Ems und der Ostfriesischen Kiste von
Jemgum bis Harlesiel. Daruber hinaus unterstiitzt die Betriebsstelle Norden-Norderney auch die
Betriebsstellen Aurich und Brake-Oldenburg in deren &hnlich gelagerten Aufgabenstellungen.”

Zu diesem Aufgabenbereich zahlen das Nel3mersieler Au3entief, das Neuharlingersieler AuRentief
und das Wittmunder AuRentief, die Teil der Fahrrinnen zu den Inseln Baltrum, Spiekeroog bzw.
Wangerooge sind. Die Unterhaltung dient bei den schiffbaren AuRentiefs nicht nur dazu, den Was-
serabfluss zu gewéhrleisten, sondern es ist auch dafiir zu sorgen, dass der fir den Tourismus und
die Inselversorgung wichtige Schiffsverkehr im Rahmen der technischen Moglichkeiten gewéahrleis-
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tet wird. Weitere Schwerpunkte der Unterhaltungstatigkeit sind das Leysieler AuRentief und das
Aul3entief an der Ems.

Die Frisia Il lief am 5. Januar 2016 auf dem Weg von Juist nach Norddeich auf Grund. Auf dieser
Fahrstrecke befindet sich kein AuRRentief, das vom NLWKN zu unterhalten wéare. Die Unterhaltung
der Fahrrinne obliegt NPorts und der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV).

3. Vor dem Hintergrund der Pl vom 8. Januar 2016: Warum verschwieg die Landesregie-
rung in ihrer Pressemitteilung die Information, dass bereits die Vorgangerregierung mit
den notwendigen Schritten fur die Beschaffung des neuen Schiffs begonnen hatte, und
war ihr bewusst, dass durch diese Presseinformation auch der falsche Eindruck ent-
stehen konnte, dass eine friihere Beschaffung die Grundberiuhrung der Frisia Il hatte
verhindern kénnen?

Zur ersten Frage: Eine Entscheidung der Landesregierung war bezuglich der Vorplanung nicht er-
forderlich. Die Entscheidung wurde vom NLWKN in Abstimmung mit dem MU im Wesentlichen in
den Jahren 2010 bis 2013 vorbereitet. Wie in der Pressemitteilung bereits erwahnt, hat Herr Minis-
ter Sander in den Jahren 2010 und 2011 der Beschaffung insbesondere deshalb nicht zugestimmt,
weil er eine Erledigung der Aufgabe durch private Unternehmen vorgezogen hatte. Im Februar
2012 stimmte der damalige Minister Dr. Birkner dem Vorhaben grundsétzlich zu. Bevor die Be-
schaffung 6ffentlich ausgeschrieben werden konnte, war aber die unter 1. genannte Mittelfreigabe
durch den Ausschuss fur Haushalt und Finanzen erforderlich, die aufgrund der von Umweltminister
Wenzel vorgelegten Haushaltsvorlage erfolgte. Die offentliche Ausschreibung der Beschaffung er-
folgte unmittelbar nach dieser Entscheidung.

Zur zweiten Frage: Es war nicht beabsichtigt, diesen Eindruck zu erwecken.

Nach der ,,Wunderlinien“-Konferenz: Wann kommt die neue Friesenbriicke?
Abgeordnete Hillgriet Eilers, J6rg Bode und Gabriela Kénig (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die nach einem unverstandlichen Schiffsmandver zerstorte ,Friesenbriicke” bei Weener kann nicht
repariert werden. Die Klappbriicke Uber die Bundeswasserstralle Ems muss durch einen Neubau
ersetzt werden. Die Annahmen und Gedankenspiele fiir den erforderlichen Neubau reichen derzeit
von Notbriicken, Tunnellésungen, vierspurigen Hochgeschwindigkeitsstrecken bis hin zu einer Ei-
senbahnbriicke, die auch von Radfahrern und FuRgéngern genutzt werden soll.

Derzeit beschéftigen sich Politiker aus dem Europaparlament, dem Bundestag, dem Niederséchsi-
schen Landtag bis zum Landrat mit dem erforderlichen Neubau. Der SPD-Europaabgeordnete
Matthias Groote wundert sich tber die vielen kursierenden Ideen, schlie3t eine zweispurige Briicke
als ,Traumerei“ aus und will ,Dampf auf den Kessel* bringen (http://www.noz.de/lokales/westoverle
dingen/artikel/651341/schneller-neubau-der-friesenbrucke-in-weener-gefordert). Wichtig ist aus
seiner Sicht, dass die Haltestellen Bunde und Ihrhove ,nicht unter die Rader* kommen. Fir MdL
Janssen-Kucz muss die neue Briicke, die pro Stunde 45 Minuten fur die Schifffahrt getffnet ist,
tauglich fur FuBgéanger und Radfahrer sein, und fiir die Niederlander ist eine leistungsféhige Briicke
fur den Schnellverkehr zwischen Bremen und Groningen interessant. Die erforderliche neue Briicke
soll folglich vielfaltige Interessen vereinigen und beschaftigt, neben der Deutschen Bahn als Eigen-
timerin und dem Bund die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, die Politik und letztlich die betroffe-
nen Pendler und Fahrgaste und Birgerinnen und Burger vor Ort.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Am 03.12.2015 hat ein Frachtschiff den geschlossenen Klappteil der Friesenbriicke - einer einglei-
sigen, nicht elektrifizierten Eisenbahnbriicke mit Geh- und Radweg Uber die Ems - gerammt. Ver-
antwortlich fir die Wiederinstandsetzung der Briicke ist die DB Netz AG als zusténdiges Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen. In einer Besprechung beim Landkreis Leer am 08.01.2016 haben
Vertreter der DB Netz AG Uber ihren aktuellen Kenntnisstand zum Schadenumfang informiert. Der
Mittelteil der Briicke (Klappteil) ist irreparabel zerstért. Gutachter priifen derzeit, ob und gegebenen-
falls inwieweit andere Bauteile der Briicke, insbesondere Briickenlager und -pfeiler, beschéadigt
worden sind. Die Untersuchungen werden nach Aussagen von DB Netz noch mehrere Wochen,
eventuell auch wenige Monate in Anspruch nehmen. Erst nach vollstandiger Schadenermittlung
kénnen konkretere Aussagen Uber Art, Umfang, Kosten und Dauer der erforderlichen MaRnahmen
zur Wiederinstandsetzung der Friesenbriicke getroffen werden.

Die Vertreter der DB Netz AG haben in der Besprechung am 08.01.2016 unmissverstandlich die
rechtliche Verpflichtung des Eisenbahninfrastrukturunternehmens zum Wiederaufbau der Brilicke
und das hohe Eigeninteresse an einer schnellen Umsetzung dieses Vorhabens zum Ausdruck ge-
bracht. Sofern nur der Klappteil der Bricke zu erneuern ist, hat ein zigiger, bestandserhaltender
Wiederaufbau (eingleisige, nicht elektrifizierte Briicke mit Geh- und Radweg) absolute Prioritat fur
die DB Netz AG. Hierin besteht Konsens zwischen DB Netz, dem Land Niedersachsen, dem Was-
ser- und Schifffahrtsamt Emden sowie dem Landkreis Leer und der Provinz Groningen. Minister
Lies hat in einem Schreiben an den Vorstandsvorsitzenden der DB, Dr. Rudiger Grube, betont,
dass die bestandserhaltende Wiederinstandsetzung der Friesenbriicke auch fur die Landesregie-
rung die zu priorisierende Maf3nahme ist.

Die Erneuerung des Klappteils wiirde nach Einschétzung von DB Netz AG dennoch etwa funf Jahre
in Anspruch nehmen. Bei Schaden an Bruckenlagern bzw. Bruckenpfeilern wiirde sich dieser Zeit-
raum vermutlich sogar auf mindestens zehn Jahre ausweiten. Dann wére auch ein vollumfangliches
Planfeststellungsverfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung erforderlich.

Bis zum Wiederaufbau der Friesenbriicke wird ein hochwertiger Schienenersatzverkehr angeboten.
Durch eine weitere Optimierung des Schienenersatzverkehrs soll kurzfristig sichergestellt werden,
dass alle Haltepunkte auf der Strecke Leer—Groningen bedient werden und die Anschlussziige an
beiden Endhaltepunkten so wie vor der Zerstérung der Briicke erreicht werden kdnnen.

Die Planungen zum Projekt Wunderline, Reaktivierung der Haltepunkte Bunde und Ihrhove sowie
die Herstellung der Barrierefreiheit am Haltepunkt Weener werden weiter verfolgt.

1. Welche konkreten Anforderungen (Wiinsche, Vorstellungen ...) stellt (hat) die Landes-
regierung an den erforderlichen Neubau der Eisenbahnbriicke bei Weener, bzw. welche
Optionen lasst sie gutachterlich prufen?

Verantwortlich fur die Planung, die Finanzierung und die Durchfuhrung der Instandsetzung der
Friesenbriicke ist die DB Netz AG als zustandiges Eisenbahninfrastrukturunternehmen. Die Lan-
desregierung hat grof3es Interesse an der schnellen Umsetzung einer Lésung und wird sich dazu
intensiv einbringen. Im Ubrigen wird auf die Vormerkung verwiesen.

2. Was unternimmt die Landesregierung, um die erforderlichen Planungen und die Plan-
feststellung zu beschleunigen und die Finanzierung (Stichworte: Bundesverkehrs-
wegeplan, Investitionsabsichten der Provinz Groningen bis 2020, eventuell vorgezoge-
ne Planungsmittel des Landes) abzusichern?

Siehe Antwort zu Frage 1.

3.  Vor dem Hintergrund der Bedeutung der Briicke fiir den SPNV, des ,,Dampfs auf dem
Kessel“ und der sich abzeichnenden konstruktiven Erforderlichkeit (Eingleisig mit einer
Rad-/FuBwegkombination): Mit welchem Zeitplan bezlglich Planung/Ausschrei-
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bung/Konstruktion/ Griindung/Errichtung etc. rechnet die Landesregierung fir die Inbe-
triebnahme des erforderlichen Neubaus der Friesenbriicke?

Siehe Antwort zu Frage 1.

Magna statt Volkswagen - welche Perspektive hat Osnabriick?
Abgeordnete Gabriela Kénig, Jérg Bode und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die NOZ (Ausgabe vom 7. Januar 2016) berichtet unter der Uberschrift ,VW vor Kooperation mit
Magna?“ Uber die Moglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen dem Autozulieferer Magna und
dem VW-Konzern am Standort Osnabriick. Es soll konkrete Gesprache und einen Delegationsbe-
such von Magna in Osnabriick mit dem Ziel einer besseren Auslastung des Werkes gegeben ha-
ben.

Im gleichen Artikel wird auch Ministerprasident Weil indirekt damit zitiert, dass er davon ausgeht
,dass der Bestand des Werkes im VW-Konzern nicht infrage steht®. Weiter heil3t es aber auch,
dass es eine langfristige Perspektive fiir den Standort bis heute nicht gebe.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Standort in Osnabrick bildet seit 2010 einen wichtigen Teil der VW-Produktionsstatten. Dort
werden das Golf Cabrio und der Porsche Cayman gefertigt sowie ein Teil der Endmontage des
Porsche Cayenne durchgefiihrt. Ab dem Frihjahr 2016 werden zudem die Lackierung und Montage
der ersten Generation des Modells Volkswagen Tiguan mit einer Produktion von mehr als 2 500
Fahrzeugen pro Monat durch das Werk tibernommen.

1. Was weild die Landesregierung Uber die Zukunft des VW-Werkes in Osnabruck?

Im Rahmen einer Standortvereinbarung zwischen der VW AG und der Volkswagen Osnabrick
GmbH vom Dezember 2015, die auch vom Betriebsrat in Osnabriick unterzeichnet wurde, ist die
zukiinftige Ausrichtung des Standortes Osnabriick vereinbart worden. Die Landesregierung setzt
sich dafur ein, das Werk in Osnabriick als Teil des VW-Konzernverbundes zu erhalten, und begruf3t
vor diesem Hintergrund die Unterzeichnung der Standortvereinbarung.

2. Was unternimmt die Landesregierung aktuell und in der mittelfristigen Zukunft, um das
Werk in Osnabrick als Produktionsstandort fur Kraftfahrzeuge zu sichern?

Die Landesregierung ist sehr an einer Auslastung der Produktionsstandorte von VW in Niedersach-
sen interessiert. In diesem Zusammenhang werden stédndige Priifungen moglicher Partnerschaften
des Konzerns und Gesprache mit neuen potenziellen Auftragsgebern vonseiten des Landes be-
gruft. Hierzu gehoren auch Gesprache mit dem Autozulieferer Magna sowie mit anderen denkba-
ren Partnern. Die Landesregierung ist daruber informiert, dass entsprechende Gespréache derzeit
stattfinden. In einem Schreiben von Anfang dieses Jahres hat sich der Betriebsrat der Volkswagen
Osnabriick GmbH ausdricklich fir das Engagement des Ministerpréasidenten in den letzten Mona-
ten in dieser Sache bedankt.

3. Mit welchen Auswirkungen wére fur den Standort Osnabriick und fur die Belegschaft zu
rechnen, wenn der Bestand des Werkes im VW-Konzern doch infrage stehen sollte?

Ein mdglicher Verkauf der Volkswagen Osnabriick GmbH an Dritte steht derzeit nicht zur Diskussi-
on.
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VW: Was halt die Landesregierung vom Aufruf der Verbraucherzentralen zum Rickkauf
manipulierter Autos?

Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Jorg Bode, Gabriela Kénig und Hermann Grupe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Verbraucherzentralen in Deutschland fordern von VW den Rickkauf manipulierter Autos in
Deutschland und Europa. ,VW stiinde es gut zu Gesicht, deutschen und europédischen Kunden ein
ahnlich attraktives Angebot wie denen in den USA zu unterbreiten® heil3t es z. B. auf Deutschland-
funk (http://www.deutschlandfunk.de/volkswagen-verbraucherzentralen-fordern-von-vw-rueckkauf.
447.de.html?drn:news_id=567058).

Die Koalitionsvereinbarung der von Ministerprasident Weil gefiihrten Landesregierung widmet sich
auch dem Thema Verbraucherschutz. Dort heif3t es auf Seite 68: ,Die rot-griine Koalition will die
Marktmacht der Verbraucherinnen und Verbraucher starken®“. Die Landesregierung will die ,Ver-
braucherzentralen zum Marktwéchter machen®, und die Verbraucherzentralen sollen ,die Méarkte
aus Verbrauchersicht beobachten, unlautere Geschaftspraktiken aufspiren und Hinweise auf Miss-
stdnde an die Aufsichtsbehorden weitergeben.” AuRerdem werden in der Koalitionsvereinbarungen
verbraucherpolitische Bundesinitiativen angekundigt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Nach dem deutschen Zivilrecht steht Kunden das Recht zur Mangelbeseitigung zu. Dies umfasst
zunéchst eine Nachbesserung; sollte eine solche nicht erfolgreich verlaufen, kénnen Verbraucher
ein Rucktrittsrecht geltend machen. In Deutschland wird von der Volkswagen AG als Hersteller da-
her ein Nachbesserungsprogramm, auch Uber das Auslaufen von Gewahrleistungsfristen hinaus,
angeboten. Den Kunden werden dabei nach Angaben der Volkswagen AG keine Kosten entstehen.
So will die Volkswagen AG den erforderlichen Zeitaufwand, der durch die Nachbesserung entsteht,
fur alle Kunden so gering wie moglich halten. Daruiber hinaus wird die Volkswagen AG mit jedem
Kunden Kontakt aufnehmen und sich darum bemuhen, die individuellen Kundenbedirfnisse im
Rahmen des Nachbesserungsprozesses zu berlicksichtigen, um etwaige Nachteile fir den Kunden,
wie z. B. einen mdglichen Verdienstausfall oder mégliche Mobilitdtseinschrankungen, zu vermei-
den. So sichert die Marke Volkswagen in diesem Zusammenhang zu, dass allen Kunden eine an-
gemessene Ersatzmobilitat kostenfrei angeboten wird.

Der Markt USA - mit einem Marktanteil von ca. 3 % - ist aufgrund seiner spezifischen Situation
beim Diesel ein besonderer Markt und nicht mit anderen Markten vergleichbar. Die betroffenen
Fahrzeuge unterliegen in den USA und Kanada einer deutlich strengeren Gesetzgebung beziglich
der Emissionswerte. Kunden missen daher voraussichtlich langer auf (eine mit den Behdrden ab-
gestimmte) Abhilfe warten als in den meisten anderen Landern. Aus diesem Grund hat sich die
Volkswagen Group of America entschlossen, den bestehenden Kunden ein Kulanzpaket zukom-
men zu lassen.

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Forderung der Verbraucherzentralen, den deut-
schen und europédischen Kunden des VW-Konzerns ein &hnlich attraktives Ruck-
kaufangebot fur ihr manipuliertes Auto zu unterbreiten?

Die Gesprache zwischen der Volkswagen AG und der EPA und der CARB in den USA sind noch
nicht abgeschlossen. Es gibt noch kein von den amerikanischen Behérden genehmigtes Konzept,
welche Autos wie umgerustet werden missen und fur welche Fahrzeugtypen gegebenenfalls ande-
re Lésungen gefunden werden missen. Deswegen hat die Volkswagen AG bislang noch kein
Ruckkaufangebot unterbreitet. Aus den in der Vorbemerkung beschriebenen Griinden haben die
dortigen Kunden ein Kulanzpaket im Wert von je 1 000 US-Dollar erhalten.
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In Deutschland werden keine weiteren Maflinahmen erforderlich sein, soweit nach erfolgter Nach-
besserung alle Fahrzeuge die gesetzlichen Anforderungen und Umweltnormen erfillen. Die Volks-
wagen AG geht davon aus, dass das Nachbesserungsprogramm ausreichend sein wird.

2. Wird sich die Landesregierung Uber ihre Vertreter im Aufsichtsrat oder andere Wege
bei VW fir ein Rickkaufangebot, ahnlich dem in den USA, einsetzen? Wenn nicht: Wa-
rum nicht?

Mit dem Kraftfahrt-Bundesamt sind die Plane fur ein Umristungskonzept fir alle betroffenen Fahr-
zeuge in Deutschland abgestimmt. Soweit die Malinahmen zur Nachbesserung die gesetzlichen
Anforderungen und Umweltnormen erflllen, besteht kein Grund fur dartiber hinausreichende Malf-
nahmen wie einen Rickkauf der Fahrzeuge. Entscheidend aus Sicht der Landesregierung ist eine
zligige LOsung im Interesse der Kunden.

3. Wie beurteilt die Landesregierung das Engagement bei der Information der betroffenen
Kunden im VW-Abgasskandal durch die Verbraucherzentralen (z.B. auf
https://lwww.verbraucherzentrale.de/vw-skandal) im Verhéltnis zum Vorgehen des VW-
Konzerns selbst gegeniiber den geschadigten Kunden?

Auf ihren Internetseiten informieren sowohl die Verbraucherzentralen als auch die Volkswagen AG
(unter http://info.volkswagen.de/de/de/home.html?tab=faq) jeweils aus ihrem spezifischen Blickwin-
kel umfassend Uber das Abgasthema. Die Volkswagen AG hat ihren Kunden friihzeitig die Moglich-
keit gegeben, durch Eingabe der Fahrgestellnummer online zu prifen, ob ihr Fahrzeug betroffen ist.

Die Volkswagen AG hat angekiindigt, Anfang des Jahres alle betroffenen Kfz-Halter anzuschrei-
ben. In einem ersten Brief sollen die betroffenen Fahrzeughalter dariiber in Kenntnis gesetzt wer-
den, dass fur ihnren Pkw eine RuckrufmalRnahme vorgesehen ist. Dabei werden die Kunden auch
gebeten, eine weitere schriftliche Information abzuwarten, bevor sie aktiv Kontakt zu einem Volks-
wagen Partnerbetrieb aufnehmen. In einem zweiten Schreiben will die Volkswagen AG die be-
troffenen Kunden friihzeitig bitten, einen Termin zur Umsetzung der technischen Lésungen mit ei-
nem frei zu wahlenden Partnerbetrieb zu vereinbaren.

Was bringt die Ernennung einer Landesbeauftragten fir den Tierschutz?
Abgeordnete Hermann Grupe, Christian Grascha und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Am 4. Januar 2016 berichtete der rundblick Uber die Benennung einer hauptamtlichen Landestier-
schutzbeauftragten: ,Die Libecker Amtstierarztin Michaela Dammrich ist auf Vorschlag von Land-
wirtschaftsminister Christian Meyer zur Landesbeauftragten fiir den Tierschutz ernannt worden. Die
Position wird mit A16 besoldet. Die Gruinen-Politikerin soll zum néchstmdglichen Zeitpunkt in das
Beamtenverhéltnis auf Zeit fir die Dauer von sechs Jahren berufen werden.“ Bisher nimmt das
Fachdezernat Tierschutzdienst des LAVES viele Aufgaben im Bereich des Tierschutzes in Nieder-
sachsen wahr. Dieser Aufgabenbereich umfasst beispielsweise die Beratung der Veterindrbehor-
den in Tierschutzfragen, die Zusammenarbeit mit Tierschutzorganisationen sowie die Bearbeitung
von Anfragen und Anregungen aus der Bevolkerung. Auf der Internetseite das LAVES heil3t es
Uber den Tierschutzdienst: ,Seit Anfang 2003 nimmt er auch die Aufgaben des Tierschutz-
beauftragten des Landes Niedersachsen wahr.” (http://www.laves.niedersachsen.de/portal/live.
php?navigation_id=20087&article_id=73517& psmand=23).
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Vorbemerkung der Landesregierung

Der Tierschutz hat fiir die Landesregierung einen besonders hohen Stellenwert. Diese Bedeutung
wird durch die Einrichtung einer hauptamtlichen Tierschutzbeauftragten/eines hauptamtlichen Tier-
schutzbeauftragten beim Ministerium, wie im Koalitionsvertrag von SPD und Buindnis 90/Die Gri-
nen vereinbart, unterstrichen. Die rechtliche Grundlage fir die Etablierung dieser Funktion bildet
dabei das ,Gesetz Uber die Berufung und die Aufgaben einer Landesbeauftragten oder eines Lan-
desbeauftragten fir den Tierschutz® vom 22. November 1995. Die Funktion wurde bis Ende des
Jahres 2002 bereits von einem Landesbeauftragten fur Tierschutz wahrgenommen. Im Gesetz ist
sowohl die Hohe der Besoldung als auch die Dauer der Berufung (sechs Jahre) festgelegt. Das
0. a. Gesetz sieht nicht nur die Modalitaten der Berufung vor, sondern definiert auch Aufgabenbe-
reiche dieser Funktion. Die Stellenausschreibung konkretisiert diese Aufgaben wie folgt:

— die Mitwirkung bei der Sicherstellung der Einhaltung tierschutzrechtlicher Bestimmungen,
— organisatorische Geschaftsfuhrung des Tierschutzbeirates,

— Beteiligung bei der Erarbeitung von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, welche die Belange
des Tierschutzes betreffen,

— Erarbeiten eines Tatigkeitsberichtes fir jeweils zwei Jahre,

— Ansprechpartnerin/Ansprechpartner fir Tierschutzverbande und -vereine sowie Organisationen
und Einrichtungen, die sich mit dem Tierschutz oder der Tierhaltung bzw. Tiernutzung beschaf-
tigen,

— Anlaufstelle fur Anregungen von Birgerinnen und Burgern in Tierschutzfragen,

— Mitwirkung bei den Gremien des niedersachsischen Tierschutzplans, Vernetzung mit anderen
Tierschutzbeauftragten der Lander,

— Zusammenstellung und Vorbereitung von Informationsmaterial fir Tierschutzverbdnde und
Schulen,

— Stellungnahmen und Begleitung von tierschutzrelevanten Initiativen des Ministeriums,

— Beratung des Ministeriums und der nachgeordneten Behdrden und landeseigenen Einrichtun-
gen zu Tierschutzfragen,

— Presse- und Offentlichkeitsarbeit zu Tierschutzfragen.

Das ML hat die Stelle 2015 6ffentlich ausgeschrieben und ein Auswahlverfahren durchgefiihrt. Das
Kabinett hat die Beauftragte dann im Dezember 2015 zum nachstmdglichen Zeitpunkt ernannt.

1. Welche Veranderungen hinsichtlich der Kosten (z. B. Besoldung der Tierschutzbeauf-
tragten) ergeben sich fur den Tierschutz in Niedersachsen durch die Ernennung einer
hauptamtlichen Tierschutzbeauftragten, und wo liegt der damit verbundene zusatzliche
Nutzen?

Eine abschlieRende Aussage zu den Veranderungen der Kosten fir den Tierschutz in Niedersach-
sen insgesamt ist nicht moglich. Fur die Besoldung der Landesbeauftragten entstehen keine zu-
satzlichen Kosten, da hier eine bereits im Einzelplan 09 vorhandene Planstelle, einschlielich Be-
schaftigungsvolumen und Budget, verwendet wird. Fir die Unterstitzung der Landesbeauftragten
fur den Tierschutz im Bereich der Sachbearbeitung wurde seit dem Haushalt 2015 eine Planstelle A
13 (g. D.) nebst Beschaftigungsvolumen und Budget in Hohe von 59.651 Euro jahrlich zur Verfu-
gung gestellt.

Ein Nutzen wird vor allem in der Erledigung der in der Vorbemerkung genannten Aufgaben gese-
hen, die bisher Uberwiegend von anderen Stellen wahrgenommen werden. Diese werden durch die
hauptamtliche Tierschutzbeauftragte in Zukunft entlastet.
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2.  Welche der Tatigkeiten, die zukinftig im Verantwortungsbereich der hauptamtlichen
Tierschutzbeauftragten liegen, wurden vorher von anderen Personen oder Organisatio-
nen (z. B. LAVES) wahrgenommen, und welche Tétigkeiten werden von der Tierschutz-
beauftragten zusatzlich wahrgenommen?

Derzeit werden die nachstehend genannten Aufgaben von der Beauftragten fur den Tierschutz des
ML beim LAVES, Frau Professorin Dr. Petermann, und dem beim LAVES angesiedelten Tier-
schutzdienst wahrgenommen:

— Zusammenarbeit mit Tierschutzverbdnden und -vereinen sowie Einrichtungen, die sich mit dem
Tierschutz oder der Tierhaltung beschéftigen,

— Zusammenstellung und Vorbereitung von Informationsmaterial fur Tierschutzverbénde, -vereine
und Schulen u. a.; Anbieten von Informationsveranstaltungen,

— Ansprechpartner der Tierschutzverbadnde und -vereine sowie der anderen mit Angelegenheiten
des Tierschutzes befassten Einrichtungen,

— Bearbeitung von Anfragen und dhnlichem, die an diese Anlaufstelle fiir Beschwerden und Anre-
gungen von Birgerinnen und Birgern Ubersandt werden (die Beantwortung ist in Abstimmung
mit dem Ministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vorzubereiten),

— Bearbeitung von Eingaben mit landesweitem Bezug, die keine Einzelfélle betreffen, z. B. Be-
schwerden Uber Tiertransporte, Massentierhaltung usw. (die Beantwortung ist in Abstimmung
mit dem Ministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vorzubereiten),

— Mitwirkung bei der Normsetzung des Landes bei tierschutzrelevanten Regelungen und sonsti-
gen tierschutzrelevanten Regelungen und sonstigen tierschutzrelevanten Vorhaben sowie Be-
teiligung bei Europa- und Bundesratsangelegenheiten, die grundsétzliche Tierschutzfragen be-
rihren,

— Mitwirkung bei der Sicherstellung der Einhaltung tierschutzrelevanter Vorschriften durch Dienst-
stellen und Einrichtungen der Landesverwaltung, die Gemeinden, die Landkreise, die Region
Hannover sowie die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen
des offentlichen Rechts (der Tierschutzdienst ist in diesem Zusammenhang auch Anlaufstelle
fur entsprechende Beschwerden),

— fachliche Beratung und Unterstitzung insbesondere der Veterindrbehorden einschlie3lich der
Erarbeitung gutachterlicher Stellungnahmen,

— Sammlung und Bereitstellung von Fachliteratur und Informationsmaterial sowie Organisation
von Fortbhildungsveranstaltungen,

— Teilnahme an Sitzungen des Tierschutzbeirats in beratender Funktion,
— Erstellung eines Tatigkeitsberichtes.

Andere Aufgaben, die zukiinftig den Tatigkeitsbereich der Landesbeauftragten fur den Tierschutz
umfassen sollen, u. a. die Geschéftsfihrung des Tierschutzbeirates des Landes Niedersachsen
werden seither vom fiir Tierschutz zustandigen Fachreferat im ML wahrgenommen.

Die Ansiedlung der vorgenannten Aufgaben bei der neuen Landesbeauftragten fur den Tierschutz
soll die herausragende Bedeutung des Tierschutzes hervorheben.

3.  Aus welchen Grinden wird die hauptamtliche Tierschutzbeauftragte direkt dem Agrar-
minister unterstellt, statt die betroffenen Aufgabenbereiche wie bisher dem Tierschutz-
dienst des LAVES zuzuordnen?

Hierzu wird auf die diesbeziigliche Festlegung in der Koalitionsvereinbarung und der explizit auch
in 8§ 15 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Landesregierung und der Ministerien in Nieder-
sachsen (GGO) fixierten Moglichkeit, flir besondere Aufgabenbereiche Beauftragte (= Bedienstete
auRRerhalb der Linienorganisation zur Beratung sowie Erarbeitung von Stellungnahmen und Emp-
fehlungen der Landesregierung oder der Leitung eines Ministeriums) einzusetzen, verwiesen.
Durch die Installierung einer Landesbeauftragten fur den Tierschutz wird der Stellenwert der The-
matik nachdriicklich unterstrichen und hervorgehoben. Damit wird auch zur Stellung der/des Tier-
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schutzbeauftragten bis 2002 teilweise zuriickgekehrt. Im Gesetz heil’t es: ,Die Landesbeauftragte
oder der Landesbeauftragte fiir den Tierschutz wird von der Landesregierung auf Vorschlag des fiir
den Tierschutz zustandigen Ministeriums fur die Dauer von sechs Jahren in ein Beamtenverhéltnis
auf Zeit berufen. Die Landesbeauftragte oder der Landesbeauftragte muss ein Hochschulstudium
der Veterindrmedizin abgeschlossen und soll die Befahigung fir die Laufbahn des héheren Veteri-
nardienstes (amtstierarztlicher Dienst) haben.*

A 39: Wie ist die zeitliche Gestaltung von Planung, Ausschreibung und Bau eines der wich-
tigsten Infrastrukturvorhaben fur Niedersachsen und Norddeutschland?

Abgeordnete Almuth von Below-Neufeldt, Gabriela Kénig und Jorg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Landesregierung und Opposition (z. B. Drucksachen 17/447 oder 17/4359) im Landtag setzen sich
fur die Realisierung von Planung und Bau der Bundesautobahn A 39 zwischen Luneburg und
Wolfsburg ein. Nach Aussagen der rot-griinen Landesregierung handelt es sich bei der A 39 um ein
wichtiges Infrastrukturvorhaben fiir Niedersachsen, Norddeutschland, Skandinavien sowie Sid-
und Osteuropa (z. B. Drucksachen 17/434, 17/3862 oder 17/4292). In den nachsten zehn bis 15
Jahren wird sich der Personenverkehr um 16 % und der Guterverkehr um 79 % erhdhen. Auch der
seewartige AuBenhandel von Niedersachsen wird bis 2030 um 91 % steigen. Der Weser Kurier
titelte dem entsprechend ,Das 468-Millionen-Tonnen-Problem* (8.12.2015) von und zu den Seehé&-
fen im Jahr 2030. Der Prognose des Modal Split zwischen Wasserstrae, Schiene und StralRe zur
Abwicklung des landseitigen Guterumschlags sagt weiterhin eine Schwerpunktentwicklung bei der
Abwicklung des stralRengebundenen Giterverkehrs tiber Lkw voraus.

Seit dem Oktober 2008 ist der Weg frei fur das Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren fur
den Neubau der A 39 zwischen Luneburg und Wolfsburg. Die 105 km lange Strecke wurde in sie-
ben Planungsabschnitte (PA 1 bis PA 7) unterteilt.

Mit Stand vom 17.11.2015 sind die Abschnitte PA 1 und PA 7 in der Planfeststellung und die Ab-
schnitte PA 2, PA3, PA4, PA5 und PA6 in der Planung (http://www.strassenbau.niedersach
sen.de/portal/live.php?navigation_id=21173&article_id=78705& psmand=135).

Die Projektkonferenz und der Scoping-Termin fir den PA 1 fanden am 22. Januar 2009 statt, das
Planfeststellungsverfahren fir PA 1 begann am 3. Mai 2012.

Die Projektkonferenz und der Scoping-Termin fir den PA 2 fanden am 26. Marz 2009 statt. Am
17. November 2014 wurden die Vorplanungen fiir den PA 2 genehmigt (Gesehen-Vermerk des
BMVI), die Auflagen aus dem Gesehen-Vermerk sind eingearbeitet und die Unterlagen fur die Plan-
feststellung befinden sich in der Erstellung. Die Landesregierung rechnet mit der Einleitung des
Planfeststellungsverfahrens in der zweiten Jahreshélfte 2016 (Drucksache 17/4292).

Die Projektkonferenz zu PA 3, einschlieRlich des Scoping-Termins, fand am 3. Juni 2009 statt. Sit-
zungen fanden in den Jahren 2011 und 2012 statt, und die Einleitung des Planfeststellungsverfah-
rens ist fur das zweite Halbjahr 2019 terminiert (Drucksache 17/4292).

Die Projektkonferenz zu PA 4, einschlie3lich des Scoping-Termins, fand am 1. Dezember 2009
statt. Sitzungstermine fanden in den Jahren 2010 bis 2014 statt, und die Einleitung des Planfest-
stellungsverfahrens ist fur das zweite Halbjahr 2018 geplant (Drucksache 17/4292).

Die Projektkonferenz fiir den PA 5, einschlieBlich des Scoping-Termins, fand am 22. Juni 2009
statt. Sitzungen fanden in den Jahren 2011, 2012 und 2013 statt. Die Einleitung des Planfeststel-
lungsverfahrens ist fiir das erste Halbjahr 2018 geplant (Drucksache 17/4292).

Der PA 6 startete mit der Projektkonferenz und dem Scoping-Termin am 29. April 2009. Sitzungs-
termine sind fur die Jahre 2009, 2011, 2012 und 2013 ausgewiesen. Die Einleitung des Planfest-
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stellungsverfahrens ist fir das zweite Halbjahr 2016 geplant, der ,Gesehen-Vermerk“ des BMVI
musste seit wenigen Tagen vorliegen (Drucksache 17/4292).

Die Projektkonferenz und der Scoping-Termin fur den PA 7 fanden am 27. Januar 2009 statt, das
Planfeststellungsverfahren fiir PA 7 begann am 9. Oktober 2014.

Vorbemerkung der Landesregierung

Dem StraRenbau geht ein aufwandiger Prozess voraus, in dem die Belange von Infrastruktur, be-
troffenen Birgern und der Umwelt in Einklang zu bringen sind. Das Spektrum der Planung reicht
u. a. von der reinen StralBenplanung einschlieBlich aller Ausstattungen, Nebenanlagen und Ent-
wasserungseinrichtungen sowie der Planung von Briicken und Stutzbauwerken, Ingenieurbauwer-
ken bis hin zur naturschutzfachlichen Ausgleichsplanung in Form der landschaftspflegerischen Be-
gleitplanung. Dabei ist insbesondere auch dem Anspruch, die Straen nicht nur wirtschaftlich zu
bauen und zu betreiben, sondern sie gleichzeitig auch so sicher wie méglich zu gestalten, gerecht
zu werden.

Diese Ziele werden im Rahmen der Stral3enplanung in gesetzlich geregelten Schritten von der Lini-
enfindung Uber den detaillierten Entwurf und die Planfeststellung bis hin zum Bau verfolgt.

Der Planungsprozess fur eine Autobahnplanung mit einer Gesamtlange von ca. 105 km ist sehr
umfanglich, auRerst komplex und vielschichtig.

Indem standig neueste Erkenntnisse aktueller Untersuchungen, Anregungen und Hinweise in die
Planung einflieen, lassen sich die Auswirkungen der Autobahnplanung mit zunehmender Detail-
genauigkeit beschreiben und unerwiinschte Wirkungen auf Anwohner, Umwelt und andere 6ffentli-
che Belange vermeiden oder zumindest vermindern.

Unter Bertlicksichtigung der daraus resultierenden Planungsschritte, und auch in Abhangigkeit von
den zeitlich nur abschatzbaren Genehmigungsverfahren durch den Bund, sind bei einem Grof3pro-
jekt dieser Art Verschiebungen in der Zeitplanung, in der Komplexitat und dem Umfang der Mal3-
nahme begriindet.

1. Vor dem Hintergrund der Vorbemerkungen und der Ausfithrungen der Landesregierung
in der Drucksache 17/4292: Wann ist mit den jeweiligen Planfeststellungsbeschliissen
(Ende Phase 3 ,,Genehmigungsplanung“) der Planungsabschnitte PA 1 bis PA 7 fiir den
Neubau der A 39 zwischen Lineburg und Wolfsburg zu rechnen? Bitte getrennt nach
Planungsabschnitten auffihren.

In Abh&ngigkeit von der Zustimmung des Bundes zu den noch nicht durch den Bund genehmigten
Vorentwirfen der Planungsabschnitte 3 bis 6, mit der MafRgabe eines reibungslosen Planungsab-
laufes und Planfeststellungsverfahrens, ergeben sich aus heutiger Sicht im giinstigsten Fall folgen-
de Termine fUr einen moéglichen Planfeststellungsbeschluss:

PA1 2018,
PA 2 2019,
PA 3 2022,
PA 4 2022,
PA 5 2021,
PA 6 2018,
PA 7 2017.

2. Vor dem Hintergrund, dass der Neubau der A 39 ausweislich der Ausfiihrungen der
Landesregierung in der Drucksache 17/434 eine hohe Bedeutung fiir Niedersachsen,
Norddeutschland, Skandinavien sowie Siid- und Osteuropa hat, und der prognostizier-
ten Verkehrsentwicklungen: Wann ist mit dem jeweils ersten , Spatenstich® (Phase 4
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Ausfiihrungsplanung und Baubeginn) der Planungsabschnitte PA 1, PA 2, PA 3, PA 4,
PA 5, PA 6 und PA 7 voraussichtlich zu rechnen?

In Abh&ngigkeit von der Zustimmung des Bundes zu den noch nicht durch den Bund genehmigten
Vorentwirfen, mit der MaR3gabe eines reibungslosen Planungsablaufes und Planfeststellungsver-
fahrens (ohne die Beriicksichtigung der Abarbeitung von Klagen) sowie unter der Voraussetzung
der erforderlichen Mittelbereitstellung durch den Bund, ergeben sich aus heutiger Sicht folgende
Termine fiir einen moéglichen Baubeginn:

PA1 2019,
PA2 2020,
PA3 2024,
PA4 2023,
PAS5 2023,
PAG6 2019,

PA 7 2018/2019.

3. Welche MaRnahmen kann oder kdnnte die Landesregierung ergreifen, damit der jewei-
lige Planungsprozess und der Baubeginn der Planungsabschnitte PA 1 bis PA 7 fiir den
Neubau der A 39 zwischen Lineburg und Wolfsburg erheblich oder signifikant be-
schleunigt wird? Bitte mdégliche MaRBnahmen getrennt nach den Planungsphasen 2
bis 4 (Entwurfsplanung, Genehmigungsplanung, Ausfuhrungsplanung) und méglichen
MaBRnahmen zur Beschleunigung des Baubeginns im Sinne ,Spatenstich®“ der Pla-
nungsabschnitte PA 1 bis PA 7 auffiihren.

Vor dem Hintergrund der weit fortgeschrittenen reinen Planungsleistungen und der Abhangigkeit
vom Verlauf der 6ffentlichen Genehmigungsverfahren sowie unter Bezug auf die vorangegangenen
Ausfiihrungen werden keine signifikanten Méglichkeiten zur Beschleunigung der Planung gesehen.

Offene Haftbefehle wegen rechtsextremer Straftaten in Niedersachsen?
Abgeordnete Marco Brunotte und Michael Hontsch (SPD)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Nach Berichten der Suddeutschen Zeitung im Januar 2016 waren zum 15. September 2015 in
Deutschland mehr als 450 Haftbefehle gegen 372 rechtsextreme Straftater nicht vollstreckt worden.
Zum Teil liegt mehr als ein Haftbefehl gegen eine Person vor. Die Straftater scheinen untergetaucht
Zu sein.

Vorbemerkung der Landesregierung

Eine statistische Auswertung von nicht vollstreckten Haftbefehlen zu Personen mit Erkenntnissen
aus der politisch motivierten Kriminalitdt wurde erstmals zum Stichtag 27.11.2012 mit einer bun-
desweiten Erhebung durch das BKA durchgefihrt. Vor diesem Zeitpunkt gab es diesbezuglich kei-
ne statistischen Auswertungen, auch nicht in Niedersachsen.

Seit Mérz 2014 wird eine halbjahrliche bundesweite Erhebung von nichtvollstreckten Haftbefehlen
nach einheitlichen Kriterien durch das Bundeskriminalamt durchgefihrt.
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1. Wie viele offene Haftbefehle gegen wie viele Personen gibt es aktuell in Niedersachsen
wegen rechtsextremer Straftaten, und wie hat sich ihre Anzahl in den letzten funf Jah-
ren entwickelt?

Die aktuelle Erhebung zu nicht vollstreckten Haftbefehlen zu Personen mit Erkenntnissen aus dem
Bereich der politisch motivierten Kriminalitéat (PMK) erfolgte aus organisatorischen Griinden zum
Stichtag 23.09.2015. Zu diesem Zeitpunkt waren in Niedersachsen drei Haftbefehle wegen Strafta-
ten aus dem Bereich der PMK -rechts- noch nicht vollstreckt. Die Entwicklung nicht vollstreckter
Haftbefehle, denen Taten aus dem Bereich der PMK -rechts- zugrunde liegen, gibt die folgende
Tabelle wieder.

Stichtag nicht vollstreckte Haftbefehle
27.11.2012 4

09.11.2013
31.03.2014
09.10.2014
23.03.2015
23.09.2015

WN|W|w|o

2. Aus welchen Griinden konnten diese offenen Haftbefehle nicht vollstreckt werden?

Von den drei zum Stichtag 23.09.2015 nicht vollstreckten Haftbefehlen konnte zwischenzeitlich ein
Haftbefehl vollstreckt werden. Bei einem weiteren konnte der Beschuldigte bisher nicht an seinem
Meldeort angetroffen werden. Die zustandige Polizeidienststelle fahndet weiterhin nach dieser Per-
son und geht auf Grundlage ihrer Ermittlungen davon aus, dass diese dort nach wie vor wohnhaft
ist.

Beim dritten Sachverhalt ist der Aufenthalt des Gesuchten unbekannt. Es gibt offensichtlich An-
haltspunkte fur einen Aufenthalt im Ausland. Aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit wurde seitens
der zusténdigen Staatsanwaltschaft von einer internationalen Fahndung abgesehen.

3. Mit welchen Manahmen versucht die Landesregierung, die offenen Haftbefehle wegen
rechtsextremer Straftaten zu vollstrecken?

Grundsatzlich obliegen die FahndungsmalRnahmen den drtlich zustéandigen Polizeidienststellen.
Diese priorisieren die Fahndungsmafnahmen unter Ausschopfung aller rechtlichen Méglichkeiten
nach den zugrunde liegenden Delikten, wobei Gewaltdelikte mit und ohne politische Motivation ho-
he Prioritat haben.

In dem unter Frage 2 geschilderten Fall, in welchem ein internationaler Haftbefehl nicht ausgestellt
wird, kann nur eine wiederkehrende Nachschau durchgefiihrt werden, ob sich die Person wieder im
Zustandigkeitsbereich aufhalt. Insgesamt sind die niederséchsischen Polizeidienststellen sensibili-
siert, um Haftbefehle mit politischer Motivation konsequent und priorisiert zu bearbeiten. In Einzel-
fallen besteht darliber hinaus die Mdglichkeit einer Zielfahndung durch das Landeskriminalamt.

Wie entwickelt sich die Anzahl der im sozialen Wohnungsbau des Landes gefdrderten
bezahlbaren Mietwohnungen?

Abgeordneter Dr. Max Matthiesen (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In der Sitzung des Sozialausschusses des Landtags am 7. Januar 2016 hat das Sozialministerium
auf die Frage nach der Anzahl der im Wohnraumférderprogramm 2014/2015 des Landes und im
400-Millionen-Euro-Programm der NBank geforderten bezahlbaren Mietwohnungen fur kleine und
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mittlere Einkommen lediglich geantwortet, es sei noch einmal ein Férdervolumen von 80 Millionen
Euro gebunden worden.

Vorbemerkung der Landesregierung

Ein Schwerpunkt der Wohnraumférderung in Niedersachsen ist die Schaffung von Mietwohnungen
fur Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen auf der Grundlage des Niedersachsischen
Wohnraumfordergesetzes (NWoFG), der Wohnraumférderbestimmungen (WFB) sowie des aktuel-
len Wohnraumforderprogramms 2014. Auf der Grundlage des NWoFG hat das Land zur Finanzie-
rung der sozialen Wohnraumférderung den revolvierenden Wohnraumférderfonds eingerichtet. In
diesen Fonds flieBen 2007 bis 2015 jahrlich 39,86 Millionen Euro und ab 2016 jéhrlich 78 321 Milli-
onen Euro, die der Bund bis 2019 nach den Bestimmungen des Entflechtungsgesetzes als Kom-
pensationsmittel an das Land zahlt. Ferner hat die NBank nach den Bestimmungen des NWoFG
und des NBankG die Berechtigung, fur die Aufgabenerfillung Darlehen oder sonstige Refinanzie-
rungsmittel aufzunehmen, die dem Wohnraumférderfonds als Einnahmen zuflieBen. Aufgrund der
hohen Nachfrage nach Fordermitteln fir den Mietwohnungsbau hat die Landesregierung das Pro-
grammvolumen um 400 Millionen Euro aufgestockt. Die 400 Millionen Euro werden als Refinanzie-
rungsmittel von der NBank am Kapitalmarkt aufgenommen und dem Wohnraumférderfonds zuge-
fuhrt. Aus dem Wohnraumférderfonds werden die Férderdarlehen den Wohnungsbauunternehmen
und Investoren von der NBank wie bisher zur Verfligung gestellt. Bei Bedarf kann die NBank weite-
re Fordermittel am Kapitalmarkt refinanzieren.

Die Entscheidung Uber die Bereitstellung von Fordermitteln erfolgt in monatlichen Auswahlbespre-
chungen bei der NBank im Rahmen der zur Verfiigung stehenden Mittel.

1. Wie hoch ist jeweils die Anzahl der gefdrderten, ausgewéhlten und in der Vorhabener-
fassung befindlichen bezahlbaren Mietwohnungen (Neubau, Um- und Ausbau, Ersatz-
neubau) fur kleine und mittlere Einkommen im Wohnraumfdrderprogramm des Landes
2014/2015 sowie im 400-Millionen-Euro-Programm der NBank in 2014 und 2015 insge-
samt?

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die als Anlage beigefiigte Ubersicht der NBank vom
14.01.2014 verwiesen.

Die fiir die Bewilligung der Fordermittel notwendigen Anderungserlasse zum Wohnraumférderpro-
gramm 2014 und den Wohnraumférderbestimmungen (WFB) werden voraussichtlich noch im Ja-
nuar 2016 im Niederséachsischen Ministerialblatt verdffentlicht.

2. Wie lautet die Zweckbestimmung fur das 400-Millionen-Euro-Programm der NBank auf-
grund welcher Rechtsgrundlage, und werden hier nur bezahlbare Mietwohnungen fir
kleine und mittlere Einkommen gefdrdert?

Bei der Programmaufstockung in Héhe von 400 Millionen Euro handelt es sich nicht um ein eigen-
sténdiges Forderprogramm der NBank, sondern eine Aufstockung der Férdermittel des Wohnraum-
foérderprogramms des Landes. Die Forderung wird auch zukinftig auf der Grundlage des Wohn-
raumférderprogramms 2014 - in der Fassung des Anderungserlasses vom 7. Januar 2016 - erfol-
gen. Die Mittel werden fur die Forderung von bezahlbaren Mietwohnungen fiir kleine und mittlere
Einkommen eingesetzt. Ferner sieht der Anderungserlass vor, dass bei der Férderung von Miet-
wohnraum eine zeitlich flexible Vornutzung als Wohnraum fir Flichtlinge mdéglich ist. Die Mietwoh-
nungen kénnen zunéchst fur die Dauer von bis zu zehn Jahren nach Bezugsfertigkeit fiir die Unter-
bringung von Fluchtlingen genutzt und fir diese Zwecke an die daflr zustandige kommunale Ge-
bietskdrperschaft vermietet werden. Anschlieend sollen die Wohnungen mit den entsprechenden
Belegungs- und Zweckbindungen als sozialer Mietwohnraum genutzt werden. Neben Investoren im
Mietwohnungsbau sollen damit insbesondere kommunale Wohnungsunternehmen und Genossen-
schaften erreicht werden. Der Neubau von Mietwohnungen wird auch im landlichen Raum auf der
Grundlage von Wohnraumversorgungskonzepten férderfahig sein.
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3. Beabsichtigt das Land, zukinftig auch mit Zuschiissen zu férdern, insbesondere wenn
Kommunen in strukturschwachen Regionen aus Haushaltsgriinden keine Mittel fir Zu-
schisse bereitstellen?

Die Landesregierung beabsichtigt, an der Forderung mit zinsfreien Darlehen festzuhalten, weil
durch den revolvierenden Mitteleinsatz insgesamt mehr Wohnungen geférdert werden kénnen.
Dem Abschmelzen des Finanzrahmens fir die soziale Wohnraumférderung kann damit wirksam
begegnet werden. Der Wohnraumférderfonds wird auf diese Weise zukunftsfest im Hinblick auf
nicht absehbare Herausforderungen und Veranderungen der Wohnungsmérkte.
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58. Frisia Il: Was ist mit der ,,Handbreit Wasser unter dem Kiel“ im niedersadchsischen Watten-
meer?

Abgeordnete Karsten Heineking und Bernd-Carsten Hiebing (CDU), Hillgriet Eilers und Gabriela
Konig (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Drucksache 17/1664 ,Gibt es immer eine ,Handbreit Wasser unter dem Kiel* im niedersach-
sischem Wattenmeer?“ vom 30. Juni 2014 antwortete die Landesregierung, dass auf3er dem ,Buse-
tief* (Wattfahrwasser zwischen Norddeich und Norderney) keine weiteren Problemstrecken vorhan-
den seien. Des Weiteren fuihrt die Landesregierung aus, dass die Zustandigkeiten fur die Unterhal-
tung der Hafenzufahrten und der Wattfahrwasser eindeutig geregelt seien und sich die Behorden
des Landes mit den zustandigen Bundesbehdérden eng abstimmten. Schlielich fihrt die Landesre-
gierung aus, dass durch ,die vorgenannten MaBnahmen* eine ,sachgerechte und wirtschaftlich ver-
tretbare Unterhaltung der Fahrwasser im niederséchsischen Wattenmeer gewéahrleistet* sei.

Die Berichterstattung im Rahmen der Grundberiihrung der ,Frisia 11 beim NDR liest sich anders.
Der Fahrverkehr zwischen Juist und Norddeich kam fir mehrere Tage komplett zum Erliegen, und
mehrere Hundert Fahrgéaste safl3en fuir zwolf Stunden im niedersachsischen Wattenmeer fest. Auch
der Birgermeister von Wangerooge hat Untiefen bereits vor Wochen bei den zusténdigen Stellen
gemeldet und beklagt sich Uber das Verschieben von Verantwortungen zwischen dem Bund und
dem Land (http://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/oldenburg_ostfriesland/Faehr-Odyssee-
Schwere-Vorwuerfe-aus-Wangerooge,faehrverkehr100.html). Der NDR kdnne dies auf der Grund-
lage eigener Recherchen bestétigen.

Die Landesregierung fuhrt in der Drucksache 17/1664 auch aus, dass die Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes grundsatzlich keine Soll-Wassertiefen vorhalte, der NDR berichtet,
dass es fur die Fahrrinne nach Wangerooge eine Soll-Tiefe von 3 m geben solle.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die in der Anfrage zitierte Antwort der Landesregierung in der Drucksache 17/1664 ist in der grund-
satzlichen Darstellung der Problemlage nach wie vor giiltig.

1. Seit wann sind dem Land, Untiefen auf den Fahrstrecken Juist—-Norddeich, Wangeroo-
ge-Harlesiel oder in anderen Fahrwassern zu den Inseln bekannt, und wie wurden die-
se festgestellt?

Der Hafen Juist ist aufgrund seiner hydromorphologisch unguinstigen Lage nur tideabhangig er-
reichbar. Die neuerlichen Fahrwasserprobleme in der Bundeswasserstral3e sind in erster Linie auf
extreme Niedrigwasserstande infolge anhaltender Ostwindlagen zuriickzufiihren (0,75 bis 1 m un-
terhalb der mittleren Wasserstande).

Eine wetter- und tideunabhangige Erreichbarkeit war und ist fir Wangerooge im derzeitigen Aus-
bauzustand, insbesondere aus technischen Griinden, nicht zu erreichen und ist aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht nicht erforderlich. Die Pflege der Fahrrinne wurde nicht vernachléssigt. Die aktuel-
len Probleme sind auf eine auergewdhnliche meteorologische Wetterlage zuriickzufiihren.

Die angestrebten Solltiefen in den Bereichen mit Landeszustandigkeiten werden durch regelmatige
Peilungen und UnterhaltungsmafRnahmen wie Spulen oder Baggerungen sichergestellt.

2. Vor dem Hintergrund, dass fiir Minister Lies die ,,Erreichbarkeit der Inseln von existen-
tieller Bedeutung® (Pl vom 7. Januar 2016) ist: Was hat die Landesregierung fiir den Er-
halt der Erreichbarkeit von Juist und Wangerooge in den Jahren 2014 und 2015 unter-
nommen?
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Entsprechend den Ergebnissen der Peilungen in den Hafenzufahrten wurden die notwendigen
Bagger- und Raumarbeiten nach Bedarf durchgefihrt. Fur die Gewéhrleistung der Unterhaltungs-
arbeiten wird die niedersachsische Landesregierung voraussichtlich Anfang Marz 2016 beim
NLWKN ein neues Raumschiff in Dienst stellen. NPorts unterstitzt den NLWKN durch den Einsatz
der ,Seekrabbe®“.

3. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Aussagen zu Soll-Wassertiefen der Fahrin-
nen/Seewasserstralen zu den Inseln im niedersdchsischen Wattenmeer, der grof3en
touristischen Bedeutung dieser Perlen in der Nordsee und der existenziellen Bedeu-
tung der Erreichbarkeit der Inseln: Fur welche Fahrstrecke gilt welche Soll-Wassertiefe,
und ist diese ganzjéhrig gewahrleistet?

Im Bereich der Hafenzufahrten sind die vorzuhaltenden Wassertiefen mit den Hafenbetreibern und
Hafennutzern abgestimmt. Diese werden bei den UnterhaltungsmalRnahmen zugrunde gelegt.
Durch meteorologische Sondersituationen kann es zu einer Verringerung der nutzbaren Wassertie-
fe kommen, auch wenn die angestrebten Unterhaltungsziele erreicht worden sind. Dieses sind
Ausnahmesituationen, auf die man mit einem vertretbaren technischen und wirtschaftlichen Auf-
wand nicht mehr reagieren kann. In diesem Zusammenhang wird auch auf die gesetzliche Rege-
lung des § 8 Abs. 5 des WasserstraRengesetzes verwiesen, nach der sich die Unterhaltung nach
dem wirtschaftlich Vertretbaren richten muss.

Auch fur das Wittmunder Auf3entief als Teil der Fahrstrecke nach Wangerooge gibt es keine festge-
legte Sollwassertiefe. Der Leitdamm des Wittmunder Au3entiefs wurde 1987 und 1989 um 1,4 km
verlangert. Im Rahmen dieser BaumafRnahme wurde das Fahrwasser begradigt und auf eine Sohl-
tiefe von NN -3,00 m ausgebaggert. Diese Ausgangssohllage kann wegen der naturlichen Sedi-
mentation nicht dauerhaft gewéhrleistet werden. Beim ersten RAumeinsatz des neuen Raumbootes
des Niedersachsischen Landesbetriebes fir Wasserwirtschaft, Klisten- und Naturschutz soll im ers-
ten Schritt eine Fahrwassertiefe von NN -2,25 m hergestellt werden.

98
(Unkorrigierter Vorabdruck ausgegeben am 22.01.2016

Ausgegeben am 25.01.2016)



	Drucksache 17/5030 neu*)
	Unterrichtung (zu Drs. 17/4965
	Antworten auf Mündliche Anfragen gemäß § 47 der Geschäftsordnung des Niedersächsischen Landtages - Drs. 17/4965
	2. Gab es auch in Niedersachsen Angriffe auf Frauen wie am Kölner Hauptbahnhof in der Silvesternacht?
	3. „Rockerkrieg“ von Hells Angels und Mongols in Hamburg - Auswirkungen auch auf Nieder-sachsen?
	4. „Pegida“ in Duderstadt? Organisationsstruktur und Personen des „Freundeskreises Nieder-sachsen/Thüringen“ (Teil 1)
	5. Wie steht die Landesregierung zur Residenzpflicht?
	6. Flüchtlingszustrom - keine Kapazitätsgrenze, aber doch Kontingente - Wie ist die Haltung der Landesregierung?
	7. „Identitäre Bewegung“ in Niedersachsen - Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung?
	8. „Pegida“ in Duderstadt? Organisationsstruktur und Personen des „Freundeskreises Nieder-sachsen/Thüringen“ (Teil 2)
	9. Werden Asylbewerber aus Staaten des Westbalkans an die Kommunen weitergeleitet?
	10. Wie viele Asylsuchende sind im Dezember 2015 nach Niedersachsen gekommen?
	11. Woher kommen die Asylsuchenden?
	12. Was kosteten die gescheiterten Abschiebungen im Jahre 2015?
	13. Welche Sonderrechte im Straßenverkehr haben freiwillige Feuerwehrleute?
	14. Was sind der Landesregierung die zusätzlichen Gleichstellungsbeauftragten wert?
	15. Können Mitglieder der gleichen Partei in kommunalen Vertretungen in unterschiedlichen Fraktionen Mitglieder sein?
	16. Wird die Landesregierung Anfang Februar 2016 die neue Vereinbarung mit der freien Wohl-fahrtspflege veröffentlichen?
	17. Hat sich die Situation bei der Versorgung mit Impfstoffen für Kinder inzwischen entspannt?
	18. Wie viele Personen sind in Niedersachsen ausreisepflichtig?
	19. Aktueller Ermittlungsstand zum Gammelfleischskandal
	20. Was tut die Landesregierung, um in diesem Quartal mehr abgelehnte Asylbewerber ab-schieben zu können?
	21. Welches Ausmaß hat das Phänomen der „Antänzer“ in Niedersachsen?
	22. Weshalb möchte die Landesregierung das Bestattungsgesetz ändern?
	23. Was tut die Landesregierung zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Motorradstre-cken?
	24. Zeitplan für die Umsetzung des Generalplans Wesermarsch
	25. Welche Pläne hat die Landesregierung mit den NLöffVZG?
	26. Wie hoch ist die Zahl gewaltbereiter Islamisten in Niedersachsen?
	27. Wird in Delmenhorst Antisemitismus auf Großplakaten an städtischen Gebäuden beworben?
	28. Wie lange müssen Unternehmen Daten für Statistiken liefern?
	29. Wie verteilt das Land Asylsuchende bei der Amtshilfe auf die Kommunen?
	30. Was hat die Landesregierung getan, um die datenschutzrechtlichen Mängel bei TKÜ-Maß-nahmen abzustellen? (Teil 1)
	31. Was hat die Landesregierung getan, um die datenschutzrechtlichen Mängel bei TKÜ-Maß-nahmen abzustellen? (Teil 2)
	32. Wie wurden die Mittel zur Förderung und dem Erwerb von KatS-Fahrzeugen verteilt?
	33. Wie sind die Voraussetzungen für die Errichtung von weiterführenden Schulen?
	34. „Pflegekammern lösen die Probleme nicht!“
	35. Studie „Kostentreiber für den Wohnungsbau“
	36. Besetzung der zusätzlichen Stellen für Schulsozialarbeiter
	37. Kann die Landesregierung Transporte nuklearer Brennstäbe nach Belgien unterbinden?
	38. Anstieg der Clankriminalität in Niedersachsen - Was tut die Landesregierung dagegen?
	39. Wie entschädigt die Landesregierung den Polizisten den geleisteten „Dienst zu ungünstigen Zeiten“?
	40. Was tut die Landesregierung im Rahmen des Gender Budgetings?
	41. Warum sind die Ausgaben des Landes für Kultur seit 2011 um 8,9 % gesunken?
	42. Welche Folgen hat die Paris-Reise von Minister Wenzel für die Industriearbeitnehmer in Niedersachsen?
	43. Werden langjährig geduldete Asylbewerber wieder abgeschoben
	44. Wettbewerb schafft Verfügbarkeit - Wann kommt ein LNG-Rabattsystem in den niedersäch-sischen Häfen an?
	45. Wann sorgt die Landesregierung für eine klare Vorschriftenlage bei der LNG-Versorgung in den niedersächsischen Häfen?
	46. Wird es in niedersächsischen Häfen politisch motivierte Umschlagsverbote geben?
	47. Unterstützt die Landesregierung die Arbeitnehmerseite im VW-Aufsichtsrat?
	48. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Wertstoffgesetz? (Teil 1)
	49. Wie steht die Landesregierung zum geplanten Wertstoffgesetz? (Teil 2)
	50. Wollte die Landesregierung einen falschen Eindruck über die Ursache der Havarie von der Frisia II vermitteln?
	51. Nach der „Wunderlinien“-Konferenz: Wann kommt die neue Friesenbrücke?
	52. Magna statt Volkswagen - welche Perspektive hat Osnabrück?
	53. VW: Was hält die Landesregierung vom Aufruf der Verbraucherzentralen zum Rückkauf manipulierter Autos?
	54. Was bringt die Ernennung einer Landesbeauftragten für den Tierschutz?
	55. A 39: Wie ist die zeitliche Gestaltung von Planung, Ausschreibung und Bau eines der wich-tigsten Infrastrukturvorhaben für Niedersachsen und Norddeutschland?
	56. Offene Haftbefehle wegen rechtsextremer Straftaten in Niedersachsen?
	57. Wie entwickelt sich die Anzahl der im sozialen Wohnungsbau des Landes geförderten bezahlbaren Mietwohnungen?
	58. Frisia II: Was ist mit der „Handbreit Wasser unter dem Kiel“ im niedersächsischen Watten-meer?

